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Vorwort. 

Im folgenden übergebe ich der Oeffentlichkeit eine Studie 
über die (ieschichte des Elsasses, die eine E]KX*he umfaßt, in der 
das Elsaß in der deuts<*lien Reiehsgeseliiclite etwas mehr hervor- 
tritt : die Zeit, in der Frankr(M*(h /unäehst anfing-, auf den Besitz 
des linken Kheinufers Ans])rii(he zu erh(4>en, in der es die alten 
deutschen Bistümer Aletz, Toul und V(*rdun an sich 1 rächte, in 
der es ferner duivh den AVcstfäHschcn Ki'icdcii cnien groß^Mi Teil 
des Elsasses zuges])rochen erhielt, dann durch die Kcunionen 
nach und nach seine R^sitzungen diesseits der \\)geisen erweiterte 
und endlich auch die Stadt Straßburg mit (Jewalt an sich zog. 
Die erste Anregimg zu der rntersuchimg gab llen* Prof. Dr. 
Bloch, der wälirend seiner Wirksamkeit in Straßburg der elsässi- 
schen (beschichte sein 1 lau ])tau genmerk schenkte. Eine befrie- 
digende Darstellung der elsässischen (}esc*hichte gibt es leider 
noch nicht; die „vaterländische (Jeschichte des Elsasses^* von 
Strobel entspricht dem heutigen Stande (Un* Forschung schon 
längst nicht n^.ehr, die „(ieschichte des Elsasses'^ von Lorenz und 
Schei*er ist eine })opuläre Darstellung einzx^lner mchtig'erer Epo- 
chen aus der historischen Vergangenlieit des Elsasses, die auf 
Wissenschaftlichkeit keinen Anspruch erheben kann. 

Eine wissenschafthVh brauchbare (Jeschichte des Elsasses 
läßt sich nur aufbauen auf der breiten (Jrundlage umfassender 
Einzeluntersuchungem, deren Zahl bis heute noch nicht allzu- 
groß ist, so daß hier noch genug zu tun sein winl. Eine solche, 
die Gesamtdarstellung' der (Jes^diichte des Elsasses mit vorberei- 
tende rntersuchimg soll die folgende Studie darstellen; wenn 
ihr auch, wie jeileim Ei-stluigswerk, imverkenid)are Mängel an- 
haften, so wird doch daduivh an den Krgebnissen nichts g(»ändert. 
Die folgenden Seiten geben Auf seh hiß iil er die früher schon ver- 
schiedentlich aufgerollte Frage nach dem Wesen der elsässischen 
Landstände, jene in dei* deutschen Territorialgeschichte einzig- 
dastehende Institution. 

Mit dem herzlichsten Dank an alle, die mich bei der Arbeit 
in entgegenkommendster Weise unterstützt haben, trete icb mit 
dem Werkchen vor die Oeffentlichkeit mit der Bitte um geneigte 
günstige Aufnahme. 
Buchsweiler, Mai 1907. I^cr Verfasser. 
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Einleitung. 

Das heutige Elsaß ist eines der ersten Gebiete, die in die 
deutsehe Geschichte eintreten : auf der Ebene z^vischen dem Rhein 
und den Vogesen, auf denselben Gefilden, die später jahrhunderte- 
lang den Gegenstand der Kämpfe zwii^chen Deutschland und 
Frankreich gebildet haben, stt^hen sich schon zur Zeit Cäsars 
Romanen imd Germanen im Kampfe gegenüber. 

Aus dem damals noch ausschließlich von Galliern bewohnten 
Lande wurden diese wenige Jahrhunderte später durch die ger- 
manischen Alamannen verdrängt, welche die endgültige Besiede- 
lung der Rheinebene vornehmen und dadurch das Gebiet zu deut- 
schem Lande machen. 

Damit beginnt die eigentliche Geschichte des Elsasses. Die 
hier angesiedelten Alamannen werden von den Franken unter- 
worfen und ihr Gebiet als pagus Alsacinsis dem Merovingerreiche 
eingegliedert.^) Dieser Gau geht als solcher auch in das Earo- 
hngerreich über und tritt uns im 9. Jahrhundert als „ducatus Al- 
satiae", als Herzogtum Elsaß gegenüber, das sich bis zum Unter- 
gang der Staufen erhält. 

Als Bestandteil des durch Karl d. Gr. begründeten Franken- 
reiches kommt das Elsaß im Vertrag zu Verdun an Lothar und 
wird bei der yereinbamng- zwischen Ludwig dem Deutschen und 



Ich benutze im folgenden die Ausführungen Blochs in seinem 
Aufsatz : „Die geschichtliche Einheit des Elsasses," gedruckt im Korre- 
spondenzblatt des Gesamtvereins der deutschen Geschichts- und Alter- 
tnnisvereine 1900. 
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Karl dem Kahlen zu Meersen dem Ostreiche einverleibt, dem es 
fortan acht Jahrhunderte hindurch angehört.^) 

Durch die sächsischen Kaiser wird das elsässische Herzogtmn 
mit dem alamannischen vereinigt, ohne jedoch mit ihm zu einem 
einheitlichen Reichsterritorium zu verschmelzen. Das Elsaß nimmt 
immer eine mehr oder minder selbständige Sonderstellung ein. 
Dies ist mit ein Gnmd dafür, daß die Folgen des großen Kampfes 
zwischen König- und Papsttum sich gerade hier so ausgesprochen 
geltend machen. Wie im ganzen Reiche überall allmählich selb- 
ständige Gewalten aufkommen, die sich einen kleinen Staat im 
großen schaffen, so zerfällt auch das Elsaß in eine Reihe kleiner 
und kleinster reichsunmittelbarer Territorien. Ein Blick auf die 
Karte des mittelalterlichen Elsasses läßt uns den Namen als 
einen rein geographischen Begriff erscheinen, dem jede poli- 
tische Berechtigung fehlt. In buntem Gewirr liegen die Klein- 
staaten miteinander im Gemenge, die Karte sieht, von der Un- 
regelmäßigkeit der Grenzlinien abgesehen, genau so aus, wie 
heute der Gemarkungsplan irgend einer elsässischen Bauern,^ 
gemeinde. 

Auf dem ungefähr 9000 qkni umfassenden Gebiete finden 
wir Uli löten Jahrhundert folgende Territorien:^) 

Die habsburgischen Besitzungen im Ober-Elsaß, mit dem 
Sitz der Regierung in Ensisheim, die Herrschaft Rappoltstein, 
die württembergische Grafschaft Horburg und Reichenweier, die 
Reichsabteien Murbach und Andlau, die Abtei Münster im Gre- 



*) Parisot (Le royaume de Lorraine sous les Carolingiens 
843—923: Paris 1899) behauptet allerdings (p. 593 ff), das Elsass habe 
im Anfang des 10. Jahrhunderts zu Lothringen gehört. Auch Bloch 
a. a. O. p. 156 nimmt dies an für die Zeit Konrads I., doch darf die 
Frage noch nicht als gelöst gelten; jedenfalls hat die Zugehörigkeit 
des Elsasses zu Lothringen keine Dauer gehabt. 

') Über die Besitzverhältnisse geben näheren Aufschluss „die 
alten Territorien des Elsass"; Stat. Mitteilungen üb. Elsass-Lothringen 
Heft 27. 
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goriental und die Besitzungen der Reichsstädte Kolmar, Kaisers- 
berg, Münster nnd Türkheim, zu denen bis ins «Tahr 1515 auch 
Mülhausen gehört hat*/), femer im Unter-Elsaß: die Besit- 
zungen des Bistums Straßburg, zu denen die im Ober-Elsaß ge- 
legene Mundat Ruf ach gehört, das Territorium der Reichsritter- 
schaft, die Landvogtei Hagenau, die Gebiete des Straßburger 
Domkapitels, die Städte Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, Ober- 
ehnhein, Rosheim, die Grafschaft Hanau-Lichtenberg, die Mark 
Maursmünster, die österreichische Herrschaft im Weiler- oder 
Albrechtstal, die Herrschaft Fleckenstein, die Besitzimgen der 
Grafen zu Leiningen, die Herrschaft zum Stein und die Reichs- 
abtei Andlau. Endlich sind noch zu nennen die Städte Weißen- 
burg, ^) Landau, die Mundat Weißenburg, die Abteien Neuburg, 
Walburg imd Biblisheim, der Pfalz-Zweibrückensche Besitz und 
das Kurpfälzische Amt Selz. Auch diese T\airden zeitweise zum 
Elsaß gerechnet und standen in engen Beziehungen zu den andern 
elsässischen Territorien. 

Trotz dieser Zersplitterung, die uns die Karte zeigt, bildet 
das Elsaß doch eine Einheit,*^) die schon durch die geographische 

*) Am 19. Januar 1515 wurde Mülhausen in den Bund der 13 
Schweizer Kantone aufgenommen, zu dem es schon lange vorher in 
engen Beziehungen gestanden hatte, und hörte damit auf, freie Reichs- 
stadt zu sein. cf. „Das Reichsland Elsass-Lothringen," Landes- und 
Ortsbeschreibung, herausgegeben vom stat. Bureau des Ministeriums. 

^) Overmann (Die Abtretung des Elsass an Frankreich im West- 
fälischen Frieden p. 10) bestreitet, dass Weissenburg je zum Elsass 
gerechnet wurde, aber mit Unrecht. Schon in dem Bündnis, das am 
26. Juni 1361 abgeschlossen wurde (Str. ü. B. V p. 452n 542) wird 
Weissenburg ausdrücklich zu den Reichsstädten im Elsass ge- 
rechnet, und auch später finden wir die Stadt noch oft als zum Elsass 
gehörig aufgeführt, im Landfrieden von 1389 (Str. ü. B. VI, p. 298 n. 
563, gedr. Deutsche Reichstagsakten II, p 172 n 75) heisst es z. B. 
,.unser und des richs stette in Eilsass"; darunter ist Weissenburg 
genannt. 

^) cf. Bloch: Die geschichtliche Einheit des Elsasses, im Korre- 
spondenzblatt des Gesamtvereins der deutschen Geschichts- und Alter- 
tumsvereine 1906. 
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Lage des Landes bedingt ist. Auf der e.inen Seite durch die Vo- 
gesen von Frankreich, auf der andern durch den Rhein vom deut- 
schen Keiche getrennt, kommen die Bewohner des Elsasses nur 
schwer mit ihi'en westlichen imd östKchen Nachbarn in Berüh- 
rung-; im Süden wird der Verkehr mit der Schweiz durch den 
Jura gehemmt. So sind die Elsässer nach drei Seiten hin durch 
natürliche Grenzen von ihren Nachbarn geschieden und fast ganz 
auf den Verkehr unter sich angewiesen, und unmerklich geht 
ihnen das Gefühl der Zusammengehörigkeit in Fleisch und Blut 
ül)er. Nur nach Norden hin fehlt eine schroffe Abgrenzung, wie 
sie nach den andern Richtungen vorhanden ist; die Beziehungen 
zur Pfalz werden durch nichts gehindert, imd so konunt es, daß 
dort die Grenzen des Elsasses nicht so bestinmit sind, daß Weißen- 
burg und Landau bald zum Elsaß gerechnet werden, bald auch 
ilire Zugehörigkeit dazu bestritten wird. 

Diese durch die Lage des Landes bedingte Einheit kommt 
auch in den politischen Verhältnissen in mannigfacher Weise zum 
Ausdruck, am deutlichsten in einer Institution des 16. und 17. 
Jahrhunderts, deren Anfänge sich in die letzten Jahrzehnte des 

15. Jahrhimderts zurückverfolgen lassen : in den elsässischen 
Landständen.^) Die Bezeichnung, die schon in der Mitte des 

16. Jahrhunderts neben der anderen „gemeine Stände im Elsaß" 
gebräuchlich wird, könnte leicht falsche Vorstellungen erwecken ; 
deshalb möge gleich hier das Wesen der Einrichtung hervorge- 
hoben werden. 

^fit dem Begriff „Landstände" . verknüpf t jeder Historiker 
im allgemeinen die Vorstellung von „gewissen bevorzugten Klas- 
sen eines Territoriums in kor]X)rativer Vereinigimg", die dem 
Landesherm gegenüber das l^nd vertreten ;"^) die T^ndstände im 



M cf. Overmaiin: Die Abtretung des Elsasses an Frankreich 
im westfäl. Frieden p. 9 ff. Sein Verdienst ist es, zuerst auf die 
elsässischen Landstände und ihre Bedeutung? hingewiesen zu haben. 

^) V. Below: Landständische Verfassung von Jülich & Berg p. 4. 
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gewöhnlichen Sinne sind niit einem Territorium eng verwachsen. 
Diese Definition setzt zweierlei voraus: ein einheitliche« Terri- 
torium und einen Landesherm, dem dieses unterstellt ist. Beide 
Voraussetzungen fehlen im Elsaß in der Periode, die für uns iu 
Betracht kommt; es liegt deshalb auf der Hand, daß die Land- 
stände des Elsasses etwas anderes seia müssen^ als die anderer 
deutscher Territorien. Im Elsaß erhält den Namen Landstände 
eine Vereinigung der Landes- d. h. der Territorialherrn imd der 
Städte, die hervorgegangen ist aus dem Bewußtsein der Schwäche 
des Einzelnen und dem Bedürfnis des Schutzes nach außen hin. 

Die „exponierte Lage des Landes"^) an der Westgrenze des 
Reiches, wodurch es fortwährenden Angriffen und Einfällen 
fremder Kriegsvölker ausgesetzt war, die unmittelbare Nähe 
Frankreichs, das seit Philipp August und besonders seit Philipp 
dem Schönen jeden Augenblick, der ihm günstig zu sein schien, 
zu einem Versuch benutzte, die linksrheinischen (jlebiete Deutsch- 
lands an sich zu reißen, ließen gerade hier ein geschlossenes Vor- 
gehen der einzelnen Territorialherren imd eine gewisse zentrale 
Leitung notwendiger erscheinen als sonstwo. Besonders Frank- 
reich gegenüber war man auf der Hut, wie aus den Akten der 
Landstände zur Genüge hervorgeht; die elsässischen Fürsten, 
Grafen, Herren und Städte l:>etrachteten sich a]s Glieder des 
heiligen deutschen Reiches, sie waren Deutsche^ und Deutsche 
wollten sie bleilieu. Dies ist in letzter Linie der Gnmd, der sie 
zuui Zusammenschluß bestimmt hat, denn nur mit vereinten Kräf- 
ten und durch tatkräftige gegenseitige Unterstützung waren :^ie 
imstande, die Feinde abzuwehren, denen g'egenüber jeder einzelne 
zu schwach war. 

Die Institution, die im Elsaß als „Landstände" bezeielinet 
wird, ist also eine Vereinigimg aller Reichsunmittelbaren, der 
Herreu und der Städte, der Reichs-Stände des Tandes; sie steht 



^) cf. Overmann a. a. 0. p. 9. 
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außerhalb der Territorien, über ihnen, wäh- 
rend wir sonst nur von Landständen in einem Territo- 
rium reden können. 

Es ist zwecklos, eine Parallele zu ziehen zwischen den elsäs- 
sischen I^ndständen und denen in anderen Territorien, da der 
Versuch zu dem negativen Ergebnis führt, daß sie nichts mit- 
einander gemein haben, als den Namen, der bei den elsässist^hen 
offenbar eine reine Analogiebildung ist: von einer Institution, 
die in andern Territorien die Interessen des Landes vertrat, wurde 
der Name auf die Versammlungen der elsässischen Fürsten, 
Grafen, Herren und Städte übertragen, weil sie wie jene in erster 
Linie auf das Wohl ihrer Untertanen bedacht waren. 

Die Unter suchimg der Frage nach der Entstehimg der Land- 
stände im Elsaß führt uns auf die Landfriedensbewegim:^: im 
Mittelalter zurück. Da die elsässischen Landfrieden noch nirgends 
zusammenhängend behandelt sind, müssen wir hier zimächst 
etwas näher darauf eingehen und ihnen einen Augenblick unsere 
Aufmerksamkeit schenken. 



I. Kapitel. 

Die Landfrieden im Elsaß bis zum Beginn des 15. Jahrhund^.^) 

Der erste elsässische Landfrieden gehört in das Ende dct* 
11. oder in den Anfang des 12. Jahrhunderts,^) genauer läßt sich 
die Zeit nicht bestimmen. Teilnehmer sind die elsässischen „pri- 
mates et comprovindales." Zweck des Bundes ist die Sicherung 
des Landes und die Verhütung von Kämpfen und Fehden. Die 
Grenzen des befriedeten Gebietes und die Dauer des Friedens 
sind unbestunmt : „pacem vero precipue et semper et ubique." (1.) 

Nach diesem Frieden finden wir in Elsaß keine Spur mehr 
von lokalen Landfriedensbestrebungen bis in die zweite Hälfte 
des 13. Jahrhimderts. Das damals gestiftete Bündnis ist nicht 
allein von elsässischen Fürsten geschlossen, aber ein großer Teil 
des Elsasses ist in das Gebiet des Landfriedens einbezogen. Das 
Bündnis wird abgeschlossen am: 

24. Juni 1278 zu Hagenau;^) Teilnehmer sind: Pfalzgraf Lud- 
wig bei Rhein, die Grafen Albert von Hohenburg, Eberhard 



*) Es ist zuweilen nicht ganz leicht zu entscheiden, ob ein 
Bündnis als Landfriedenseinung, oder als private Verabredung zwisch. 
mehreren Territorien gelten soll, der jeder politische Charakter fehlt, 
die vielmehr nur den gegenseitigen Schutz bei Handel und Verkehr 
der Untertanen der vertragschliessenden Parteien im Auge hat. 
Als entscheidende Merkmale für Landfriedensbündnisse sollen bei 
unserer Untersuchung die zeitliche und vor allem die örtliche Be- 
grenzung dienen. Doch werden von dieser Regel einige Ausnahmen 
gemacht werden müssen. S. unten Anm. 18 und 19. 

Innerhalb des Rahmens dieser Arbeit können die elsässischen 
Städtebündnisse, die schliesslich zum Bunde der Dekapolis geführt 
haben, nicht betrachtet werden. Dies ist eine Aufgabe für sich, die 
eingehenderer Untersuchung bedarf. 

^) Zuletzt gedruckt bei Weiland Constitutiones I, n 429. Näheres 
über diesen ersten Landfrieden im Elsass siehe im Exkurs. 
*) Strassburger Urkundenbuch II, p. 44 n 68. 
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von Katzenellenbogen und Friedrich von Leiningen, femer 
siebzehn Städte, darunter die elsässischen Straßbnrg, Kol- 
mar, Schlettstadt, Hagenau und Weißenburg.^) Der Friede 
soll gelten für das ganze Gebiet der Verbündeten, auf die 
Dauer von zwei Jahren von Pfingsten 1278 an gerechnet. 
Zweck des Bundes ist Aufrechterhaltung des allgemeinen 
Eeichslandfriedens ; ferner ist er gegen die Einführung 
neuer Zölle auf dem Rhein gerichtet. Die Tieilnehmer ver- 
pflichten sich „attendentes et considerantee inconstanciam 
rerum humanarum ob reverenciam sacri imperii pacem sanc- 
tarn et generalem per biennium contra quoslibet violatores 
sancte pacis ac dolo suae malicie ipsam insectantes con- 
servare et gubemare viribus et posse, procedere eciam manu 
valida contra omnes, qui thelonia inconsueta et itiiusta super 
alveum Keni recipere volunt." Zur Deckimg der zur Auf- 
rech terhaltung des Friedens entstehenden Kosten, „in sub- 
sidium et defensionem pacis," soll bei Mainz und Boppard 
ein Zoll erhoben werden. (2.) 

April 1301.^) Landfrieden. Teilnehmer: König Albrecht, 
Bischof Friedrich von Straßburg, Bischof Peter von Basel, 
die Landgrafen im Ober- imd im Unter-Elsaß, die Städte 
Straßburg und Basel. Grenzen : Selz und Birs, Vogesen und 
Rhein ; jenseits des Rheines werden noch die Besitzungen 
des Bistums Straßburg einbezogen, während der Bischof von 
Basel imd diese Stadt in ihren rechtsrheinischen Gebieten 
nicht „gebunden" sein sollen. Dauer: 4 Jahre, bis Johanni 
1305. Zweck : Aufrechterhaltung friedlicher Zustände im 
Lande; aller „roup" und „braut" soll aufhören. Zehn Ob- 
männer werden über den Frieden gesetzt. (3.) 



^) Ob Weissenburg hier zu den Reichsstädten im ELsass ge- 
rechnet wird, lässt sich nicht entscheiden. 

*) Str. ü. B. II, p. 187 n 233. Zur Datierung vergl. die An- 
merkung des Herausgebers Str. ü. B. II, p. 190. 
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19. Ausist 1310.^) Landfrieden. Teilnehmer: König Fried- 
rich VII., Bischof Friedrich von Straßbiirg, Bischof Peter 
von Basel, die Landgrafen im Ober- und im Ünter-Elsaß, die 
Städte Straßbnrg und Basel. Grenzen wie in Nr. 3. Dauer: 
Fünf Jahre, bis St. Martinstag 1315; Zweck wie in Nr. 3. 
Diesmal werden nur drei Obmänner ernannt. Andere Für- 
sten, Herren und Städte dürfen in den Frieden aufgenom- 
men werden. (4.) 

16. Februar 1318.^) Erneuerung und Erweiterung des vorigen 
Landfriedens, aber ohne Beteiligung des Kaisers.^) Teil- 
nehmer: Bischof Johann von Straßburg, Bischof Gerhard 
von Basel, Herzog Leopold von Oesterreich, Ulrich, F^nd- 
graf im Elsaß, Konrad, Graf von Freiburg,^) Otto- 
von Ochsenstein, Landvogt im Elsaß, Wal- 
ter, Herr von Geroldseck, die Städte Straßburg, Basel, Frei- 
burg, Hagenau, Rosheim, Oberehnheim, S c h 1 e 1 1 s t a d t, 
K a y s e r s be r g , Münster, Türkheim, Kohuar, Brei- 
sach, Neuenburg, Mülhausen und Rheinfelden. Grenzen 
(soweit festzustellen) : im Norden die Lauter uud die Oos,, 
im Süden der Hauenstein, Pfirt, Mömpelgart, Beifort imd 
Rotbach mit einbezogen, im Westen die Vögesen, im Osten 
der Schwarzwald. Dauer ein Jahr, bis 23. April 1319. Elf 
Obmänner werden über den Frieden gesetzt. (5.} 



') Str. U. B. II, p. 229 n 284. 

*) Str. ü. B. IT, p. 302 n 354. Die Urkunde ist sehr verdorben 
und infolgedessen so lückenhaft, dass sich ihr Inhalt kaum mit eini- 
ger Sicherheit feststellen lässt. Bezüglich der Datierung schliesse ich 
mich den Ausführungen Schwalms (die Landfrieden in Deutschland 
unter Ludwig dem Bayern, S. 132 ff.) an, dessen Versuch einer Datie- 
rung von allen, die gemacht wurden, die grösste Wahrscheinlichkeit 
für sich hat. 

') Dass die Mitwirkung des Kaisers fehlt, ist zu erklären 
durch die nach Heinrichs VII. Tod erfolgte Doppelwahl. 

*) Die gesperrt gedruckten Namen sind durch den Heraus- 
geber auf Lücken ergänzt. 
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21. Februar 1338.^) Landfrieden. Teilnehmer: Johann von 
. Halweiler, Pfleger im Sundgau, Breisgau und Elsaß, Rudolf 
von Andlau, Vizedom, als Vertreter des Bischofs von Straß- 
burg, Graf Wallraf von Thierstein, als Vertreter des Bi- 
schofs von Basel, Thiebold Mlurnhard, als Vertreter des 
Abts von Murbach. 2) die Städte Breisach, Neuenburg und 
Rheinfelden, Graf Albrecht von Ilohenburg, Landvogt im 
Elsaß, die Städte Kolmar, Hagenau, Schlettstadt, Oberehn- 
heira, Rosheim, Mülhausen, Kavsersberg, Türkheim und 
Münster. Grenzen: Ln Norden Selz und niedere Murg, im 
Osten der Schwarzwald, im Süden die Linie Hauenstein- 
Goldenfels und die obere Murg, im Westen die Vogesen. 
Dauer: Zwei Jahre, bis 23. April 1340. Zweck: Allen Feh- 
den, Kämpfen, Raub und Brand („uffluffe, stösz, rowb, 
name und brant") soll gewehrt werden. Zehn Obmänner 
werden über den Frieden gesetzt. (6.) 

19. Mai 1338.^) Büodnis zur Unterdrückung der gegen die 
Juden gc^richteten Aufläufe. Teilnehmer: Bischof Berthold 
von Straßburg, Graf Albrecht von Ilohenburg, I^andvogt im 
Elsaß, Johann von Halweiler, Pfleger im Sundgau, Johann 
Ulrich von dem IIus, Vogt zu Ensisheim, Konrad Werner, 
Abt zu Murbach, Johann von Rappoltstein, Herr in der 
oberen Stadt, Johann imd Anselm, Herren von der hohen 



^) Str. U. B. V, p. 82 n 75. 

*) Am 21. Februar 1338 ratifizieren der Bischof Berthold, der 
Bischof Johann und der Abt von Murbach diesen durch ihre Vertreter 
abgeschlossenen Vertrag. Cart. de Mulh. I, p. 166 n 195. 

') Str. ü. B. V., p. 87 n 79. Trotzdem in diesem Bündnis die 
oben angegebenen Merkmale fehlen, die massgebend sein sollen für 
die Entscheidung, ob wir es mit einem Landfrieden zu tun haben 
oder nicht, kann es doch hier nicht unerwähnt bleiben, da es auf die 
Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens im Lande gerichtet ist. 
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Roppoltsein, die Städte Straßburg, Kolmar, Hagenau, Schlett- 
stadt, Oberehnheim, Münster, Türkheim, Breisach und 
Neuenbürg. (7.) 

12. Oktober 1342.-^) Landfriedensbündnis. Teihiehmer: Die 
Städte Oberehnheim, Schlettstadt, Kohnar, Kaysersberg, 
Münster, Türkheün und Mülhausen. 

Dauer: Drei Jahre, bis Weihnachten 1345. Zweck: Befrie- 
dung des Landes und der Städte. Eine Kommission, gebildet 
aus je einem Vertreter der verbündeten Städte, wird über 
den Frieden gesetzt. (8.) 

20. Mai 1343.2) Landfrieden. Teilnehmer: Bischof Berthold 
von Straßburg, die Grafen Ludwig und Friedrich zu Oet- 
tingen, Landgrafen im Unter-Elsaß, die Städte Straßburg, 
Hagenau, Kohnar, Schlettstadt, Oberehnheim, Eosheim, 
Mülhausen, Türkheim, und Münster. Das befriedete Gebiet 
erstreckt sich von der Selz bis zwei Meilen oberhalb Mül- 
hausen, von der Oos bis nach Kentzingen, von den Vogesen 
bis zum Schwarzwald. Dauer: Zwei Jahre, bis Martinstag 
1345. Zweck: Allem Raub, Brand und jeder Gewalttat soll 
gewehrt werden zu Wasser imd zu Lande. Neun^) Ob- 
männer werden über den Frieden gesetzt. (9.) 



^) Cart. de Mulh. I, p 179 n 207. Auch diesem Bunde fehlt die 
lokale Begrenzung; ausserdem ist es ein reiner Städtebund und muss 
als erster Keim des Bundes der Dekapolis angesehen werden. Trotz- 
dem musste es hier angeführt werden, da es ein reines Landfriedens- 
biindnis ist, wie dies hervorgeht aus den Worten: „dure das das lant 
und die stette in friden und in gnaden deste bas und deste fridelicher 
bliben und gestan mügent." 

^) Str. ü. B. V, p. 117 n 116. 

*) Aus dem gemeinen „nunde mann" macht Fischer in seiner 
Dissertation über die Landfriedensverfassung unter Karl IV. einen 
gemeinen Mundmaiin. (p. 42.) 



^ 
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3. März 1345.^) Erneuerung des vorigen Landfriedens. Teil- 
nehmer: Außer den in No. 9 genannten, Abt Heinrich zu 
Murbach, Johann von Mömpelgart, Ulrich Thiebold von 
Hasenburg, Pfleger im Sundgau, Peter von BoUweiler, Land- 
richter in Ober-Elsaß, Heinrich von Rappoltstein, Herr zu 
Hohenack, Johann derAeltere, Herr von Rappoltstein, Ulrich 
imd Johann, Herren zu der hohen Rappoltstein, ferner die 
Städte Basel, Freiburg, Breisach, Neuenbui^* und Kaysers- 
berg. Bestimmte Grenzen sind nicht angegeben. Dauer: 
Fünf Jahre, bis St. Georgstag 1350. Zweck: L^nterdrückung 
aller Unruhen im Lande. (10.) 

13. Dezember 1347.^) Landfrieden. Teilnehmer: König 
Karl TV., Bischof Berthold von Straßburg, die Dandgrafen 
Ludwig und Friedrich^ (irafen zu Oettingen, die Städte 
Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, 
Rosheim, Mülhausen, Türkheim, Kaysersberg und Münster, 
(irenzen: Wie in Nr. 9. Dauer: Vier Jahre, bis St. Martins- 
tagl351. Zweck: Gewehrt soll Averden allem Raub, Brand 
und jeder Gewalttat. Neun Obmänner werden über den 
Frieden gesetzt. (11) 

2. März 1352.^) Bündnis zwischen Bischof Berthold von 
Straßburg, Abt Heinrich zu Murbach, Haneman, Lude- 
uian und Sigmund von Lichtenberg, Johann, Herr zu Rap- 



*) Str. ü. B. V, p. 132 n 130. Schwalm (p. 81 Anm. 3) setzt 
diese Erneuerung: irrtümlicher Weise auf den 14. Oktober 1345; 
das Datum der Urkunde lautet: an dem nehisten dunrestag vor mit- 
terfasten und muss auf den 3. März aufgelöst werden. 

^) Str. ü. B. V, p. 152 n 159. Auch hier gibt Schwalm (ebenda) 
ein falsches Datum, den 28. August; die Urkunde ist datiert „an 
sant Lucien tag der heiigen iungfrawen." 

^) Str. U. B. V, p. 250 n 260. Der im Bündnis angegebene 
Zweck lässt dasselbe als Landfrieden erscheinen, trotzdem die lokale 
Begrenzung fehlt: die Verbündeten sind „durch des landes 
nutze, fride und notdurft gemeinlich und ein- 
helleklich mit en ander übe rein komme n" etc. 
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poltstein, dessen Söhne Johann und Ulrich, Rudolf und 
Ottemann, Herren zu Ochsenstein und den Städten Straß- 
bui^, Basel, Freiburg, Kolmar, Hagenau, Schlettstadt, Ober- 
ehnheim, Rosheim, Mülhausen, Kaysersberg, Türkheim, 
Münster, Offenburg, Grengenbach und Zell. Die lokale Be- 
grenzung fehlt, die Dauer wird auf fünf Jahre festgesetzt. 
Zweck : Unterdrückung von Aufläufen im Lande. (l^O 

Ende Oktober oder Anfang November 1353. Landfrieden. 
Teilnehmer: Kaiser Karl IV., der Bischof von Strasburg, 
Bischof von Basel, der Landgraf im Unter-Elsaß, die Herren 
von Lichtenberg, die Herren von Ochsenstein, die Herren 
von Geroldseck, der Abt von Murbach, die Herren von Raj> 
poltstein, von (leroldsec^k in der Ortenau, von Usenberg, 
endlich die Städte Straßburg, Basel und die elsässischen 
Reichsstädte. Grenzen werden nicht ang-egeben, die Dauer 
wird auf drei Jahre festgesetzt.^) (13.) 



^) Eine Urkunde über diesen Frieden ist uns nicht erhalten; 
wir erfahren von dessen Abschluss durch die Continuätio des Mat- 
thias von Neuenburg (Böhmer, Fontes IV, p. 285), die zum Jahre 
1353 berichtet: „Et venit rex Hagenowiam, ubi in die omnium sanc- 
torum communicatus fuit. Facta est eciam liga pacis ibidem ad trien- 
nium, in qua quindecim iudices sunt statuti." In der folgenden Auf- 
zählung der iudices werden nur dreizehn genannt: der Bericht der 
Continuätio ist demnach lückenhaft, gibt aber dadurch nicht den ge- 
ringsten Anlass, an der Richtigkeit der Nachricht zu zweifeln. Wie 
die Zahl der iudices auf 15 zu ergänzen wäre, lässt sich schwer sagen; 
ob ausser den in der Continuätio genannten Mitgliedern auch noch 
andere an dem Frieden teilgenommen und die beiden anderen 
iudices gestellt haben, oder ob der eine oder der andere der 
Genannten mehr Obmänner ernannt hat, als die Quelle angibt, muss 
dahin gestellt bleiben. Unbedingt sicher ist, dass der Landfrieden ab- 
geschlossen und 15 Obmänner ernannt worden sind. Die Nachricht 
wird durch urkundliche Zeugnisse zur Genüge bestätigt. In den 
folgenden Jahren finden wir eine Fünfzehner-Kommission im Dienste 
des Landfriedens tätig ; sie tagt in Kolmar und erlasst von dort aus 
ihre Bescheide, cf. Stl*. Ü. B. V, p. 284 n 315; p. 304 n 344: ferner 
p. 307 n 348; p. 310 n 354; p. 314 n 363: p. 321 n 372. 
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17. Oktober 1366.^) Landfrieden. Teilnehmer: Bischof Johann 
zu Straßburg, Bischof Johann zu Basel, Eberhard, Abt zu 
Weißenburg, Johann, Abt zu Murbach, die Pfandinhaber 
der Herrschaft Oesterreich im Ober-Elsaß, Otto der Ältere, 
Herr zu Ochsenstein, seine Söhne Ludwig und Heinrich, 
Heinrich der Ältere imd Sigmund» Herren zu Lichtenberg, 
Johann, Herr zu Rappoltstein, Friedrich, Herr zu Gerolds- 
eck am Wasichen, die Städte Straßburg, Basel, Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Weißenburg,^) Oberehnheim, Ros- 
heim, Mülhausen, Kaysersberg, Türkheim, Münster, Selz^) 
endlich Werlin von Landsberg, Vogt zu Keichenweier, als 
Vertreter des Grafen von Württemberg. Grenzen : Im Süden 
die Lime Hauenstein-Goldenf eis- Luders, im Westen die 
Vogesen^ bis zum Mundat Weißenburg; von hier aus zieht 
die Grenze der Straße nach Neuenbürg^) entlang, von hier 
über Durmersheim^) nach dem Schwarzwald, der das Land- 
frieden saebiet nach Osten abschließt. Dauer: Zwei Jahre, 
bis Weihnachten 1368. Zweck: Aufrechterhaltung* fried- 
licher Zustände innerhalb des Bundesgebietes. 

Dreizehn Obmänner werden ül)er den Frieden gesetzt.^) 

(14.) 



*) Str. ü. B. V, p. 568 n 733. 

^) Weissenburg ist hier offenbar zum Elsass gerechnet. 

'*) Selz war im Jahre 1358 als freie Reichsstadt der elsässi- 
öchen Dekapolis beigetreten (Reichsland). 

*) Gemeint ist Neuenburg östlich von Lauterburg, nicht wie 
im Str. U. B. im Register unter Neuenburg angegeben, Neuenbürg 
bei Basel. 

*) Durmersheim in Baden, Amtsbezirk Rastatt, nicht Dürre- 
neuzen, östl. von Kolmar, wie im Str. U. B. im Register angegeben. 

®) Auffallend ist die Begrenzung des Landfriedensgebietes, da 
nur elsässische Fürsten und Städte als Teilnehmer genannt sind. Auf 
diesen Landfrieden bezieht sich wohl auch die Gesandteninstruktion 
Str. U. B. V n 614. Ich glaube nicht, dass die Erwähnung des Tages 
zu Schlettstadt in dem Aktenstück allein dazu berechtigt, dasselbe in 
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5. Mai 1378.^) Landfrieden am Oberrhein. Teilnehmer: Kaiser 
Earl IV. König Wenzel, Ruprecht der Aeltere und der 
Jüngei'Cj Pfalzgrafen bei Rhein, der erstere zugleich als Vor-^ 
mund des Markgl'affen von Baden, Herzog Wenzel von. 
Luxemburg, als T^ndvogt im Elsaß, dessen Unterlandvogt 
Ulrich von Finstingen, zugleich für seine Besitzungen, die- 
Stadt Straßburg und die Reichsstädte i m E 1 s a ß Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Weißenburg^) Oberehnheim, Ros- 
heim, Kaysersberg, Münster, Mülhausen, Türkheim und 
Selz. Das befriedete Gebiet ward begrenzt im Süden durch 
die Linie Badenweiler — Mülhausen — Thann, im Westen? 
durch die Vogesen und die Hardt bis nach Neustadt, im 
Norden durch die Linie Neustadt — Wiesloch, im Osten: 
durch die Linie Wiesloch — Pforzheim und den Schwarzwald. 
Der Friede soll dauern bis Weihnachten über zwei Jahre, 
also bis zum 25. Dezember 1380. Der Zweck des Friedens, 
ist derselbe, wie bei allen derartigen Vereinigungen: man 
soll wehren „off waszer und off lande in dis gemeynen. 
friden zil allen roup, allen braut, mort und gefengnisz 
und allen gewalt und imreht, die den widerfarent, die di- 
sem gemevnen Friden zu gehoerent, und ouch allen kouf- 



Zusammenhang zu bringen mit dem im Anfang des Jahres 1365 zu 
Schlettstadt gegen die Engländer abgehaltenen Bundestag. Auf diesem 
handelt es sich zunächst nicht um einen Landfrieden, sondern um ein 
Defensivbündnis; dann ist in den auf jenem Tage, zu Schlettstadt ge- 
fassten Beschlüssen von einer Fünfzehnerkommission, die nach der 
Gesandten-Instruktion in Aussicht genommen ist, nicht die Rede. Da- 
gegen sind die Forderungen, die Strassburg in der Gesandten-In- 
struktion stellt, soweit es sich aus der Landfriedens-Ürkunde fest- 
slitellen lässt, erfüllt. Dass wir in unserm Landfrieden nur eine Drei- 
zehner-Kommission an Stelle der in n 614 erwähnten Fünfzehner fin- 
den, ändert an den obigen Ausführungen nichts, da aus irgend einem 
uns unbekannten Grunde bei den' Beratungen die Zahl der Kom- 
missionsmitglieder vermindert sein kann. 

^) Str. ü. B. V, p, 959 N. 1319. 

^) Auch hier ist Weissenburg wieder zum Elsass gerechnet. 
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liiten und andern erbern biderben lüten, sü sin wer sü sin, 
pfaffen oder leyen, geistlich oder weltlich, die in dis ge- 
mein friden zilen unarcwenlich ritend oder varent, gant 
oder wandelnd." 

Eine Siebener-Kommission wird über den Frieden ge^- 
setet.^) 

Auffallend ist, daß die an den früheren Landfrieden be- 
teiligten elsässischen Territorialherren, besonders der Bi- 
schof von Straßbrug, die Grafen von Lichtenberg, die Herren 
von Geroldseck, von Rappoltstein und Ochsenstein an diesen 
• Frieden nicht teilnehmen.. Der Bischof von Straßburg 
scheint nachträglich dem Bunde beigetreten zu sein, denn 
an Stelle der in der Urkunde eingesetzten Siebener-Kom- 
mission finden wir während der Dauer de® Landfriedens eine 



^) Die Teilnehmer des Landfriedens zerfallen in 3 Gruppen; 
jode von ihnen stellt je zwei Mitglieder der Landfriedenskommission; 
der siebente Mann wird vierteljährlich neu ernannt und zwar ab- 
wechselnd von den verschiedenen Gruppen. Trotzdem sich in dieser 
Art der Bestellung des Siebenten deutlich die Absicht kund gibt, die 
drei Gruppen rechtlich vollständig gleichzustellen, konstruiert Fischer 
(p. 44) doch eine „entschiedene" Bevorzugung der ersten, die sie nach 
seiner Meinung haben muss, weil ihr der Kaiser angehört. „Sie hat," 
sagt Fischer, „zweimal im Jahre, im ersten und vierten Viertel den 
Siebenten zu stellen, während die beiden andern Gruppen mit je 
einem Vierteljahr, die zweite mit dem zweiten, die dritte mit dem 
dritten sich begnügen müssen." 

Die Behauptung, dass die erste Gruppe bevorzugt sei, würde zu- 
treffen, wenn der Landfriede nur auf ein Jahr geschlossen wäre, ob- 
gleich es auch dann noch fraglich wäre, ob man sich des Fischer- 
schen Ausdrucks bedienen dürfte. Von einer Bevorzugung der ersten 
Gruppe dürfte man nur dann reden, wenn man annehmen wollte, dass 
fie auch im ersten Viertel des zweiten Friedensjahres den siebenten 
Mann stellte, während die zweite an der Reihe war. Diese Interpre- 
tation der Bestimmung ist jedoch unzulässig, da sonst von einem 
vierteljährlichen Wechsel des Obmannes nicht mehr die Rede sein 
könnte. Eine der Gruppen musste natürlich den ersten Obmann 
stellen, und diese musste im ersten Jahr auch noch einmal an die 
Reihe kommen: darin eine Bevorzugung des betreffenden Teiles zu 
erblicken, erscheint mir doch etwas zu gewagt. 
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solche mit neun Mitgliedern tätig, die in Hagenau tagt, 
(cf. Str. U. B. V, p. 999 n. 1367). Daß es der Bischof ist, 
der dem Frieden beitritt und den 8. und 9. Obmann ernennt, 
schließe ich daraus, daß er an der Erneuerung dieses Land- 
friedens teilnimmt, die am (l^-) 

31. Januar 1381^) erfolgt. Neben ihm sind die Teilnehmer 
dieselben wie in dem obigen Landfrieden. Auch die Gren- 
zen sind dieselben. Vorläufig soll der Frieden bis Weih- 
nachten über zwei Jahre, nachher bis zur Widerrufung durch 
den Kaiser und nach dieser noch zwei Monate in Kraft 
bleiben. Allen Bimdesgliedern wird freigestellt, andere Für- 
sten und Herren in den Frieden aufzunehmen. (16.) 

21. Dezember 1389.^) Elsässischer Landfrieden. Teilnehmer: 
Bischof Friedrich von Straßburg, Stislaw von der Weiten- 
mühle, T^ndvogt im Elsaß, die Städte Straßburg, Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Weißenburg, Oberehnheim, Kosheim, 
Kaysersbei^, Münster, Mülhausen, Türkheim und Selz. Die 
Grenzen sind im Norden die Selz, im Süden der Hauenstein, 
im Westen und Osten Vogesen und Schwarzwald. 

Die Dauer wird auf fünf Jahre festgesetzt, wie für den 
gleichzeitig errichteten Keichslandfrieden. i}-^-) 

13. Oktober 1395.^) Landfrieden im Elsaß. Teilnehmer: 
Bischof Wilhelm von Straßburg, Graf Emich von Leinin- 
gen, Landvogt im Elsaß, die Städte Straßburg, Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, Mülhausen, Kaysers- 
bei^, Türkheim, Rosheim, Münster und Selz. Grenzen sind 
nicht angegeben; der Friede soll dauern bis St. Martins- 
tag: über fünf Jahre, also bis 11. November 1400. Sieben 



*) D. R. A. I, p. 285 n 165.* 
^) Str. ü. B. VI, p. 298 n 563. 
=) Str. ü. B. VI, p. 575 n 989. 

2 
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Obmänner werden über den Frieden gesetzt. Die Städte 
Weißenbiirg und Basel^ die beide an den letzten Landfrie- 
den teilgenommen, fehlen diesmal; an der Stelle, an der in 
den früheren Urkunden Weißenburg genannt war, findet 
sich in dieser eine Lücke, offenbar damit der Name eventuell 
nachgetragen werden konnte. Wahrscheinlich hatte Weis- 
«enburg keine Vertreter zu den Verhandlungen geschickt, in 
denen die Bedingungen zu dem Bündnis festgesetzt wurden ; 
aber die \erbündeten hofften, die Stadt trotzdem zmn Bei- 
tritt zu bewegen. Ob dies geschehen ist, entzieht sich unserer 
Kenntnis.^) (18.) 

Xach diesem kurzen Überblick über die im Elsaß abgeschlos- 
senen J^ndfrieden mögen noch deren w^esentlichste Bestim- 
mungen gegeben und ihre Organisation geschildert werden. 

Tm ganzen hält anfangs die Landfriedensbewegung im Elsaß 
dieselben Bahnen inne, vde im übrigen Beiche. Die Gesamtheit 
der bedeutenderen Territorialfürsten und der Reichsstädte schließ- 
sen sich in Landfriedensbündnissen eng zusammen. Einerseit<!^ 

^) Im Jahre 1398 sollte der Landfrieden von 1395 wieder er- 
neuert werden; die Bestimmungen sind vollständig ausgearbeitet und 
in drei Exemplaren ausgefertigt worden, von denen eins der Land- 
vogt in Hagenau, das andere der Bischof von Strassburg, das dritte 
die Stadt Strassburg erhalten sollte. Das Bündnis ist aber tatsäch- 
lich nicht zustande gekommen, denn von sämtlichen in der Urkunde 
genannten Teilnehmern hat nur der Landvogt sein Siegel angehängt, 
während alle übrigen Siegelstreifen unbenutzt sind. Von irgend einer 
Seite wurde offenbar Widerspruch gegen die Erneuerung, vielleicht 
auch nur gegen einzelne Bestimmungen des Bündnisses erhoben, und 
80 kam die Einigung nicht zustande. Von wem kann der Widerstand 
ausgegangen sein? Weizsäcker (D. R. A. III, p. 10) vermutet, dass 
die Städte Schwierigkeiten machten, weil sie den ihnen genehmen 
Mann als Hauptmann nicht durchsetzen konnten. Er schliesst dies 
aus der dringenden Aufforderung des Landvogts an die Städte 
(Schöpflin: Alsat. diplom. II, p. 302), die Urkunden zu besiegeln. Aus 
dem Wortlaut des betreffenden Schreibens diesen Schluss zu ziehen, 
ist man nicht berechtigt; im Gegenteil, die Worte des Briefes „und 
(und darzu, das kein breste an uch sye" weisen darauf hin, dass dem 
Landvogt von Opposition der Städte nichts bekannt war, sonst würde 
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suchen sich die Teilnehmer der T Tnter Stützung dnrch ihre Nach- 
barn zu versichern für den Fall, daß sie von irgend einer Seite 
angegriflfen würden ; andererseits ist ihr Zweck die allgemeine Be- 
friedung des Landes, Sicherung der Straßen, Förderung von Han^^ 
del und Verkehr, Beschützung des Landmannes bei Verrichtung 
Hseiner Arbeiten. Raub, Mord und Brand, überhaupt jede Untat 
wird verboten; es werden Bestiiimiungen getroffen über das Ver- 
halten der Gläubiger ihren Schuldnern gegenüber, über Pfand 
und Pfändung. 

Innerhalb des Landfriedensg-ebiete« wird jedermann sicheres 
Geleit zugesichert: allen Kaufleuten und allen „guten lüten sie 
sint were sie sint, pb äffen oder leyen, geistlich oder ^vteltlich, 
christan oder Juden, die in diz lantfrides ziln unargweneklich 
ritent ödere varent, gant oder wandelent." 

Den im Zollwesen eingerissenen, den Handel schwer schädi- 
genden Mißbräuchen wird ebenfalls gesteuert; die Einführung 
neuer Zölle wird verboten, alle zu Unrecht erhobenen sollen 

wieder abgeschafft werden. 

Die Beseitigung der Pfahlbürger wird befohlen ; wer Bürger 



er sicher nicht so schreiben, sondern die Städte auffordern, ihren 
Widerstand aufzugeben. Die zehn Reichsstädte hatten meines Er- 
achtens nichts gegen die Erneuerung des Bündnisses einzuwenden, 
wenigstens nicht soweit es für uns erkennbar ist. Der Widerspruch 
scheint mir vielmehr von der Stadt Strassburg ausgegangen zu sein. 
Darauf weist der Umstand hin, dass alle drei Ausfertigungen des 
Bündnisses sich in ihren Händen befinden. Der Sachverhalt ist wohl 
folgender: Die drei Urkunden wurden in der Kanzlei des Landvogts 
ausgefertigt (er sagt dies in dem oben erwähnten Schreiben an die 
Städte), von ihm besiegelt und der Stadt Strassburg zur Besiegelung 
und Weiterbeförderung zugestellt. Der Rat der Stadt hatte irgend 
welche Ausstellungen zu machen, konnte aber die Abänderung der 
in Betracht kommenden Punkte nicht erwirken; er willigte deshalb 
nicht in die Erneuerung des Bündnisses, die dann vollständig unter- 
blieb. So erklärt es sich, dass die Urkunden nur das Siegel des Land- 
vogts tragen und dass sie alle drei im Strassburger Stadtarchiv sich 

befinden. 

cf. Die Anmerkung des Herausgebers Str. U. B. VI, p. 719. 

2* 



- 28 - 

einer Stadt 9.ein und ihr Bürgerrecht genießen will, muß Som- 
mer und Winter, also dauernd, dort seinen Wohnsitz nehmen. 

Wer den Schutz des Friedens genießen will, muß ihn beschwö- 
ren, doch ist nemand dazu ver])flichtet ; es wird dem freien Wil- 
len jedes Einzelnen anlicim gestellt ob er beitreten will oder 
nicht. Gewöliuiich wird ein Termin festgesetzt, nach dessen Ab- 
lauf Aufnahmen in den Frieden nicht mehr erfolgen. 

Friedbrecher müssen innerhalb einer l>estimmten Frist den 
Geschädigten „unklaghaft" machen, andernfalls schreitet der 
Landfrieden ^nit Gewalt gegen sie ein; niemand darf dann den 
Übeltäter beherbergen ; wer es trotzdem tut, verfällt der gleichen 
Strafe, wie jener. Ein bestimmtes Strafmaß \vird nicht festgesetzt. 

Zur Aufrecht-erhaltung des Friedens imd zur Durchfülirung 
seiner Bestimmimgen werden I-andfriedenskommissionen ernannt, 
die aus 7, 9, 11, 13 oder 15 Mitgliedern bestehen. Ihnen kouunt 
vor allem die (Gerichtsbarkeit über Friedensbrecher und die Exe- 
kutive gegen sie zu. Sie treten zu gewissen Zeiten des eTahres, 
gewöhnlich um Fronfasten, an bestimmten Orten zusammen, 
nehmen Klagen über Frie<^l€nsbruch entgegen und richten darüber. 
Sie müssen den Eid leisten, „dem armen glich als dem riehen 
gemeine urteile zu sprechen," dafür keine Belohnung (miete) zu 
nehmen und sich nicht bestechen zu lassen (uüetwou nemen). 

Soweit unterscheidet sich die Landfriedensbewegimg im 
Elsaß nicht von den Bestrelnmgen in dersellx^n Richtung im 
übrigen Deutschland. Die Bündnisse sind lediglich zur Aufrecht- 
erhaltiuig der Kühe und Ordmmg innerhalb des Bundesgebietes, 
gegen innere Feinde, geschlossen. Seit der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts macht sieh aber im Klsaß jenes Moment geltend, das 
wir schcm ()l)en mit als Grund für die Entstehung der elsässischen 
Landstände angeführt haben: die Lage des Elsasses als Grenz- 
land imd vor allem die unmittelbare N'&he Frankreichs. 

Im Jahre 1360 war (hirch den Frieden von Bretigny die 
erste E])isode jenes großen Kampfes zwischen Frankreich und 
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England l)eendet worden, die beiderseitigen Soldtnippen wnrdeii 
entlassen und waren somit Herren- und brotlos. Aber an das 
Kriegshandwerk gewöhnt hatten sie keine Lust, die Waffen nie- 
derzulegen und in friedlicher Beschäftigung ihren Unterhalt zu 
verdienen. So zogen sie sengend und brennend in Frankreich 
U]nher; alles, wa3 nicht niet- und nagelfest war, wurde ihre Beute. 
Doch das durch den Krieg schon schwer heimgesuchte Land 
konnte ihre Raublust nicht mehr lange befriedigen, und bald 
nuißten sie sich nach anderen Gebieten lunsehen, wo sie ihre 
Habgier durch reichere Beute stillen könnten. Nichts lag näher, 
als daß sie sich über die Vogesen dem Elsaß zuwandten. Schon 
im Jahre 1360 kam mit den schrecklichen Berichten über das 
schändliche Treiben des Volkes im Nachbarlande die Ankündi- 
gung eines n?ihen Einfalles der „Engländer*^ ins Elsaß. Die ge- 
meinsame Gefahr zwang die elsässischen Fürsten und Städte zu 
engerem Zusammenschluß und zeitigte ein Defensivbündnis, das 
am 26. Juni 1361 auf einem Tage zu Molsheini zustande kam.^) 

Die Verbündeten, Bischof Johann von Straßburg, Abt 
Johann zu Murbach, die Grafen Haneman, Ludwig und Siguumd, 
Herren zu Lichtenberg, Ottemann, Herr zu Ochsenstein, Stis- 
law von der Weitenmühle, TJnterlandvogt in Hagenau, die Stadt 
Straßburg und die Städte der Landvogtei: Ilagenau, Kolmar, 
Schlettstadt, Weißenburg, Oberehnheim, Bosheim, Mülhausen, 
Kaysersberg, Türkheim imd Münster, verpflidhten sich zu gegen- 
seitiger, tatkräftiger T'nterstützung bei Abwehr der Engländer; 
i'in bestimmtes Kontingent, das jeder Einzelne stellen sollte, wird 
nicht festgesetzt: alle sollen „geraten und beholfen sin mit söl- 
licher mäht, daz ez wol vürgang müge han und ouch darzu 
gmig sie." Die Dauer des Bündnisses wird vorläufig bis Weih- 
nachten 1361 festgesetzt. Aber schon zu Beginn des folgenden 



Str. ü. B. V, p. 452 n 542. 
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Jahi-es finden wir die Bundesglieder bei neuen Verhandlungen 
wegen Erneuening des Bündnisses. Am 25. April 1362 treten 
ilire Vertreter in Schlettstadt zusammen, mn zu beraten, wie 
man die Feinde mit Erfolg abAvehren könne. Es werden für eine 
auf acht Tage s])äter anberaumte Versammlung, zu der die Ge- 
sandten von ihren Herrn und „Oliem" die nötige Instruktion 
holen sollten, folgende Beratimgspunkte festgesetzt^): 1. „Zil 
und begriff" des Bundes. 2. Zweck desselben: „was stücke und 
widerdriesz man schirmen wil amd sol." 3. Wie jeder Verbündete 
zmn Schutze des Landes herangezogen werden solle. 4. Wie man 
sich den innerhalb des Bundesgebietes gesessenen Herren amd 
Städten gegenüber, die sich etwa nicht anschließen würden, ver- 
halten solle. 5. Wer etwaige Streitigkeiten zwischen Bundes- 
gliedem schlichten solle. 6. Was zu geschehen hätte, wenn jemand, 
ob Bimdesglied oder nicht, „wider reht stösze, kri^ oder geste 
in daz lant züge, do von daz laut möhte schaden genemmen." 
7. Wie man geschädigten BundesgUedem zu ihrem Hecht ver- 
helfen könne. 8. Wer zum Bundeshaupt zu ernennen sei. 

Ob dieser Tag stattgefamden bat, oder nicht, entzieht sich 
unserer Kenntnis; jedenfalls ist eine Einigung am 3. Mai, auf 
welchen Tag die Versammlung nach Schlettstadt anberaumt war, 
nicht zustande gekommen, denn erst vom 25. Mai 1362 datiert ein 
neues Bündnis, das gegen die Engländer abgeschlossen worden 
ist.^) Teilnehmer sind die Bischöfe Johann von Straßburg, 

^) Str. U. B. V, p. 463 n 557. 

') Str. ü. B. V, p. 465 n 560. Das Bündnis wurde in Kobnar 
nicht endgültig abgeschlossen, wahrscheinlich, weil die Vertreter der 
einzelnen Teilnehmer nicht weitgehend genug instruiert waren. Dar- 
auf weist die Schlussbestimmung hin, das der Vertrag, auch wenn 
nicht alle, die Vertreter zu dem Tage geschickt hatten, ihn ratifizieren 
würden, doch Gültigkeit haben solle für diejenigen, die ihn unterzeich- 
net und besiegelt hätten. Die beiden Fürstenberger, Walther und 
Heinrich von Geroldseck und die drei Rappoltsteiner scheinen in der 
Tat die Genehmigung des Bündnisses verweigert zu haben, da ihre 
Siegel an die Urkunde nicht angehängt worden sind. 



Johann von "Basel und Johann von Gurk, der Kanzler und Ver- 
weser d«r Herzöge von Oesterreieh, Herren der vorderösterreich- 
iechen Lande, Abt JtJiami zu Murbadi, Graf Johann zu Habs- 
bur^, die Grafen Johann und Hugo zu Jrurstenberg, Haneman, 
Ludwig und Sigmund, Herren zu liebtenberg, Ottemann, Herr 
zu Ochsenstein, Walther und Heinrich, Herren zu GBroldseck in 
der Mortenau, Johann, Ulrich und Bruno, Herren zu Rappolt- 
steiii, Johann und Friedrieh, Herren zu Geroldseck, in den Vo- 
gesen, Heinrich von Geroldseck, Herr zu Lahr, Stislaw von der 
Weitenmiihle, ünterlandvogt in Hagenau, der Vogt von Eeichen- 
weier, endlich die Städte Straßburg, Basel, Freiburg, Hagenau, 
Kolmar, Weißenburg, Sehlettstadt, Oberehnheim, Rosheim, Miil- 
hansen, Kayaersberg, Türiiheini, Münster und Selz. 

Das Bundesgebiet erstreckt sich von St. Hippolyte am 
Doubs entlang nach Montbeliard und Beifort, über den Kainm 
der.Vogesen bis eine Meile nördlich von Weißenburg, jenseits 
des Rheines von der Oos bis nach Rheinfelden. 

Bei schwerer Strafe wird jedem Untertan der Bimdesglieder 
verboten, den Engländern oder einem andern „solichen unver- 
tigen vouDc, die semmelich boese arge ding und mderwertig leben 
hieltent" Vorschub zu leisten oder ihnen Unterschlupf zu gewah- 
ren; damit niemand bei etwaigen Vei^rehen gegen die Bestim- 
mimgen Unwissenheit vorschützen könne, soll der Wortlaut des 
Bündnisses im ganzen Gebiet Öffentlich bekannt gemacht werd«i. 

Bei einem drohenden Einfall sollen die Nächstgeseesenen so- 
fort energische Maßregeln zur Abwehr der Feinde ergreifen und 
nötigenfalls die anderen Bimdesglieder zur Hülfeleistung auf- 
bieten. 

Ueber die Höhe der zu stellenden Truppenzahl finden wir 
auch diesmal keine nähere Angaben. 

Die im Eingang des Bündnisses genannten Fürsten, die Bi- 
schöfe, der Unterlandvogt, die Reichsstädte im Elsaß und der Abt 
von Murbach erhalten dio Berechtigung, neue Mitglieder aufzu- 
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nehmen, deren Gebiete innerhalb der Grenzen des Bnndesbe- 
zirkes liefen. 

Wieder verpflichten sich die Bnndesglieder nur anf verhält- 
nismäßig kurze Zeit, bis Weihnachten 1362, aber schon am 28. 
Febniar 1363 schreiten sie zur Erneuerung dos Bündnisses, das 
diesmal bis Weihnachten 1364 dauern soU.^) 

Während dieser ganzen Zeit wurde es nicht nötig, die Bimdes- 
genossen zum Auszug aufzubieten, da die Feinde das Land nicht 
berührten ; aber man hatte keinen Grund dazu, sich dadurch in 
Sicherheit wdegen zu lassen, weil die Gefahr eines Einfalles nicht 
weniger groß war als früher. 

Deshalb wird auch gleich zu Anfang des Jahres 1365 ein 
neues Bündnis abgeschlossen. Aus den ersten Tagen des Januar 
stammt eine Tagesordnung für eine auf den 14. Januar 1365 an- 
beraumte Bundesversammlung.^) 

In dem neuen Bunde sollen sechs Hauptleute mit der Lei- 
tung der Dinge betraut werden; sie müssen vor allem die erfor- 
derlichen Vorsichtsmaßregeln ergreifen, um das „böse Volk" vom 
Bundesgebiete fernzuhalten. 

Femer soll auf dem Tage das von den einzelnen Verbün- 
deten zum Bundesheere zu stellende Kontingent festgesetzt wer- 
den ; es muß dabei in Erwägung gezogen werden, ob die Zahl von 
20 000 Manu, die bei einer früheren Versammlimg, über die wir 
keine Nachricht haben, in Aussicht genommen sein muß, zur Ver- 
teidigung des Landes fs;em\ge, ob man deren Zahl erhöhen müsse, 
oder ob man vielleicht mit geringeren Truppenkräften auskommen 
könne.^) 



Str. ü. B. V, p. 473 n 567. Die Teilnehmer sind dieselben, 
wie in n 560, nur die Rappoltsteiner fehlen. 

^) Str. U. B. V, p. 499 n 613. Die Urkunde ist zwar undatiert, 
kann aber in keine andere Zeit gehören, cf. Anmerkung des Heraus- 
gebers. S. 500. N. 1. 

^) Aus dem Wortlaut des Aktenstückes ergibt sich, dass schon 
vorher Verhandhnigon in derselben Angelegenheit gepflogen w^orden 
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Für den Fall, daß der Eisehof von Basel dem Bunde nicht 
mehr l)eitreten sollte, sind im Süden nene Grenzen festzusetzen. 
Sollt« überhaupt das Bündnis in dem früheren Umfange nicht 
mehr zustande kommen, so sollten sich wenigstens der Bischof 
von Straßburg, der Abt von Murbach, der Undvogt im Untc!-- 
Elsaß, die Stadt Straßburg und die Reichsstädte zusammen- 
schließen und innerhalb des näher bezeichneten Gebietes andere 
Herren und Fürsten zum Beitritt bewegen. 

Grenzen dieses engeren Bundes sollen sein: die Linie von 
Buettenheim') nach Brunstatt, ^) oberhalb Mülhausen, von da 
über Uffholz ^) nach den Vogesen, die bis eine Meile nördlich 
von Weißenburg das Bundesgebiet abschließen, im Osten büdet 
der Rhein die Grenze.^) 

Der ursprünglich auf den 14. Januar anberaiunte Tag Avurde 
— aus welchen Gründen entzieht sich unserer Kenntnis — auf 
einen früheren Termin verlegt und fand schon am 10. Januar 
Btatt.^) 

Die Fürsten und Städte, die ihre Vertreter nach Schlett Stadt 
geschickt hatten, einigten sich über die in der Tagesordnung auf- 
geführten Punkte. Sie l>eschließen die Ernennung' von sech^ 

Hauptleuten, ^) die bei drohender Gefahr die Bundestruppen 

waren, von denen wir keine Kunde haben; ausserdem müssen, viel- 
leicht als Ausführungsbestimmungen zu den früher gegen die Eng- 
länder abgeschlossenen Bündnissen, Massregeln zur Abwehr der Feinde 
beschlossen worden sein; das uns zw Gebote stehende Aktenmaterial 
ist offenbar lückenhaft. 

^) Butenheim, ein verschwundener Ort im Kanton Habsheim 
(Reichsland.) 

^) Dorf im Kanton Mülhausen-Süd (Reichsland). 

^) Dorf im Kanton Sennheim. 

^) Die im Str. ü. B. V n 614 abgedruckte Gesandteninstruktion 
ist mit den gegen die Engländer gepflogenen Beratungen nicht im 
Zusammenhang zu bringen. 

^/ Str. ü. B. V, p. 500 n 615. 

^) Die sechs Hauptleute müssen schon früher bestellt gewesen 
sein. In der Urkunde über die auf dem Bundestag gefassten Be- 
schlüsse heisst es, man sei übereingekommen, „also daz die s6hs 
houbetman w i d e r gesetzet wirdent." 
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aufbieten sollen, aber nur gegen die „geselleschaft ;" sie dürfen 
nach ihrem Gutdünken Gresandt© an die Engländer schicken und 
mit ihnen in Verhandlungen treten, sofern sie glauben, daß ee 
zu des Landes Nutz und Fronamen diene. Sie sollen eifrige Kund- 
schaft einziehen, damit sie jederzeit über die Absichten des Fein- 
des unterrichtet seien und danach die nötigen Maßregeln er- 
greifen können. 

Für den Fall, daß ein Feldzug nötig wüixle, sollen die Haupt- 
Jeute das Bundesheer sammeln ; dazu sollen stellen : 
Der Bischof von Straßburg 3000 Mami zu Fuß und 200 Glefen. 
Der Abt von Murbach . . 1000 Mann zu Fuß und 40 Glefen. 
Der Unterlandvogt . . 3000 Mann zu Fuß und 100 Glefen. 
Die Stadt Straßburg . 3000 Maun zu Fuß imd 400 Glefen. 
Die Reichsstädte . . . 2000 Mann zu Fuß fehlt. 

Reichenweier .... 100 Mann zu Fuß fehlt. 

Die Stadt Basel . . . .1200 Mann zu Fuß fehlt. 

Straßburg verpflichtet sich außerdem noch 600, Basel 200 
Schützen aufzubringen. Zur Bewachung der Haupteinfallstore 
im Süden sollen 400 Schützen in die Festungen Beifort, Delle, 
Iloriniont, Rougemont, Grand^dllars, Porrentruy imd Mülhausen 
-gelegt werden. Von ihnen sollen die Herrschaft Oesterreich 100, 
-die Bischöfe von Straßburg und Basel, die Städte Straßburg, Basel 
und Freiburg und die Reichsstädte je 50 stellen. 

Für die Herren von Lichtenberg und von Ochsenstein wird 
^ine bestimmte Zahl nicht festgesetzt, die ersteren sollen soviel 
Truppen stellen, „als iren eren wol anstat," die letzteren „nach 
ircm vermugen.^) 

Tni ganzen soUte ein Heer von 20 000 Mann zu Fuß und 



^) Das Aktenstück ist keine offizielle Aufzeichnung und ist 
unvollständig. Die Zahl der Glefen, welche die Reichstädte stellen 
sollen, ist nicht zu ermitteln infolge Verderbtheit des Papiers; der 
Anschlag für Basel ist später erst von anderer Hand nachgetragen 
an Stelle des früheren, gestrichenen von 3000 Mann zu Fuss, 100 Glefen 
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1200 Glefen aufgebracht werden^) für damalige Verhältnisse 
und das kleine Gebiet eine recht ansehnliche Zahl. Aber die 
Ausführung dieser Beschlüsse wird wohl nicht weniger auf 
Schwierigkeiten gestoßen sein, als die Eintreibung des notwen- 
digen Geldes, die sogar zu Mißhelligkeiten zwischen einzelnen 
Biindesgliedern führte. ^) Allem Anschein nach sind die Be- 
schlüsse des Schlettstädter Tages nicht in die Tat umgesetzt wor- 
den, denn schon Ende Mai oder Anfang Juni finden wir die Ver- 
bündeten wieder versammelt, ohne daß sie sich jedoch endgültig 
einigen können : „die hotten von herren und stetten süUent wider 
heimziehen" heißt es zu Anfang des Aktenstückes, das uns von 
jenem Tage berichtet^) Nur die Pimkte werden festgesetzt, 
über die bei einer neuen Versammlung am 10. Juni zu Straß- 
burg beraten werden soll; die wichtigsten sind: Höhe des von 
jedem Verbündeten zu stellenden Kontingents, wobei in Betracht 
zu ziehen, ob man bei dem früheren Anschlag von 20 000 Mann 

zu Euß und 1200 Glefen bleiben wolle. 2.) Anwerbung von 500 
Söldnern auf drei Monate. 3.) Erwägung der Aufnahme des 

Grafen von Mömpelgart in den Bund. 



und 100 Schützen; wahrscheinlich hat die Stadt sich über den ersten 
Anschlag beschwert und Ringerung erlangt. 

Der Anschlag für den Bischof von Basel (900 Mann zu Fuss, 
50 Glefen und 100 Schützen) ist vollständig gestrichen. Der Bischof 
hat demnach sich dem Bunde nicht angeschlossen. 

Für Freiburg fehlen die Angaben über das zu stellende Kon- 
tigent; die Stadt hatte auf den Tag keine Vertreter geschickte. 

^) cf. Str. ü. B. V, nn 612, 614 u. 617, ferner 708, 709 und 710 
und Witti: Strassburg zur Zeit des ersten Engländereinfalles p. 19. 

2) cf. Str. ü. B. V, p. 521 n 644. Man sieht daraus, wie unvoll- 
ständig die Angaben von n 615 sind. 

.3) Str. ü. B. V, p. 521 n 644. Dies sind wahrscheinlich Aufzeich- 
nungen irgend eines Vertreters auf dem betreffenden Tage; darauf 
deutet die ganze Art der Abfassung hin: notizenartig wird die Tages- 
ordnung für den auf den 10. Juni nach Strassburg anberaumten Tag 
gegeben. 
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Von dem Tage am 10. Juni hören wir weiter nichts, aber 
wir dürfen mit Sicherheit vsagen, daß das geplante Bündnis nicht 
nnr geschlossen, sondern seine Bestimmungen auch durchgeführt 
worden sind.^) 

Die Einzelheiten des Engländer-Einfalles zu verfolgen, kann 
nicht unsere Aufgabe sein. Die obigen Ausführungen sollten 
nur zeigen, wie die elsässischen Territorien sich aus eigenen Mit- 
teln zu schützen suchten in Fällen, in denen das Eeichsregiment 
sie vollständig im Stich ließ. Noch einmal sahen sie sich im 14. 
Jahrhundert genötigt, sich ihrer Haut gegen solche rohe Horden 
zu wehren, ungefähr zehn Jahre später, als zum zweitenmal die 
Engländer ins Elsaß einfielen. In derselben Weise taten sich die 
elsässischen Territorialfürsten zusammen und einigten sich zum 
Widerstand.^) 

Im Zusammenhang mit der Landfriedensbewegung im 
Eeiche kommt am Ende des 14. Jahrhiuiderts auch im Elsaß wie- 
der die alte Fonn der Landfriedensbündnisse zur (Geltung; sie 



Die Urkunden Str. U. B, V, nn 708 und 709 schliessen jeden 
Zweifel daran aus. In der ersteren macht Ha/?enau die Stadt Strass- 
burg darauf aufmerksam, dass die Dörfer Kindweiler, Bitschhofen, 
üoberach, Zutzendorf und Schaffhausen Reichsdörfer seien, und dass 
infolgedessen Strassburg nicht berechtigt sei, dort die Schätzung „der 
Engländer wegen" zu erheben. Dann ist sicher, dass die Hauptleute 
ernannt worden sind, die auf der Rückseite der Urkunde Str. U. B. V, 
n 644 namentlich aufgeführt sind. 

In n 709 berichtet die Stadt Hagenau über Schwierigkeiten, die 
ihr bei Einziehung der Schätzung „der glefen wegen" bereitet würden. 
Der Landvogt habe den Reichs-Dörfern und -Klöstern die Leistung 
einer Beisteuer zur Schätzung untersagt. Auch die Stadt Selz ver- 
weigere die Zahlung mit der Begründung „das su mit Vorworten und 
bedinge in den lantfrieden kumment sint, also das su kein gelt geben 
suUent." Mit dem Landfrieden kann hier nichts anderes gemeint sein, 
als das Bündnis vom 10. Juni. 

*) S. darüber Strubel, Vaterländische Geschichte des Elsasses 
und Witte, Die armen Gecken etc. und Strassburg zur Zeit des ersten 

Engländereinfalles. 
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äußert sich in den oben^) aufgeführten Frieden vom 21. Dezem- 
ber 1389 und vom 13. Oktober 1395. Doch sind sie nicht mehr 
dasselbe, was die früheren Landfrieden waren; l>esonders der 
letztere stellt sich dar als eine Kombination jener eigentlichen 
Landfrieden und der Bündnisse ge^en die Engländer : neben Be- 
stimnmngen über die Aufrechterhaltung von lluhe und Ordnung 
im Lande selbst wird auch die Abwehr äußerer I einde ins Auge 
gefaßt imd die mihtärische Organisation geregelt; neben den 
sieben Obmännern, die über den Frieden gesetzt werden, werden 
Haupt leute für den t^'all eines Krieges ernannt. 

Wir haben die Bündnisse gegen die Engländer etwas ein- 
gehender behandelt, weil gerade sie uns den Anknüpfungspunkt 
bieten für den Nachweis, daß die elsäs«ischen I^ndstände aus 
den Landfriedensbündnissen hervorgegangen sind. Wir finden 
hier die Beratung der Bundesangelegenheiten auf Versammlungen 
der Verbündeten, beziehimgsweise ihrer Vertreter; femer ist die 
militärische Organisation des Landes zur Verteidigung gegen 
äußere Feinde genau dieselbe, vde in den „Landsrettungen." 
welche auf den späteren Ständetagen l^eschlossen wurden: Schaf- 
fung eines Heeres aus Kontingenten der einzelnen Bundes- 
glieder, Ernennung von Hauptleuten, deren Komi^etenzen denen 
der Obersten und der Kriegsräte der Landsrettungen gleich sind ; 
sie sind besoldete, rein militärische I^amte,^) während alle in- 
neren Angelegenheiten des Bundes vor die \'^ersammlung aller 
Verbündeten gehören. Zur De(^kung der Kosten wird, wie später, 
eine Kriegskasse geschaffen, in welche alle Bimdesglieder nach 
Maßgabe des von ihnen zu stellenden Kontigents eine l)estinuute 
Summe zahlen müssen. Die Vereinigimg ist ursprünglich eine 



^) Seite 17. 

^>) Sogar der Siebeute des Landfriedens aus dem Jahre 1395 
ist besoldet: er erhcält ein Jahresgehalt von 300 Gulden, cf. Str. U. B. 
VI, p. 581 11 990. 
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f^ei^villige, aber jeder, der ihr beigetreten, ist, muß die Pflichten 
streng erfüllen, die er nntemommen hat. Säumige verfallen einer 
bestimmten Strafe, deren Ertrag in die allgemeine Bundeskasse 
fließt. 

Auch der Landfrieden von 1395 zeigt die Verwandtschaft 
mit den späteren Ständebeschlüssen ; er enthält eine Polizeiver- 
ordnung, welche von den Ständetagen oft in derselben Weise er- 
lassen ^vurde. Zur Sicherung der Straßen vor Räubern imd Mör- 
dern und zum Schutze der Bevölkerung, besonders der ländlichen 
gegen Bettler, Müßiggänger, Brandstifter und derartiges böses 
Gesindel wird bestimmt, daß dreißig Glefen zu je zwei Pferden 
und dreißig „einspennige" Knechte mit je einem Pferd im Lande 
unablässig streifen und eifrig fahnden sollen nach „boesen, ai^- 
wenigen, übeltetigen luten, die mit nemen, roube, morde, brande, 
gefengnisze, unrehtem widersagende oder ander boesen . werken 
den stucken gliche ieman schedigent an libe oder an gute." 

Endlich nmß noch erwähnt werden, daß schon im 14. Jahr- 
hundert vereinzelt von „Landtagen" die Bede ist. So wird in 
einem Schreiben der Vertreter der Stadt Straßburg auf der Bun- 
desversammlung zu Schlettstadt im Januar 1365 diese als ein 
„lantag" bezeichnet,^) und in dem Landfrieden des Jahres 1395 
wird bestimmt, daß der Siebente die andern Obmänner zu einem 
„lantdag" beschreiben soll, sobald Gefahr droht. 

Alle diese Analogien zwischen den Bündnissen gegen die 
Engländer imd den späteren Landfrieden einer- und den Beschlüs- 
sen der Ständetage andrerseits lassen den Zusanuiienhang zwi- 
schen diesen und jenen unverkennbar erscheinen. Die Brücke 
zwischen beiden bilden die Bündnisse der elsässischen Territorien 
nn 15. Jahrhundert. Die Anschläge Frankreichs auf die Unab- 
hängigkeit des Elsasses, wie die Schwäche des Reichsregiments 
trugen in gleicher Weise dajzu bei, daß das Gefühl der Zusammen- 



^) Str. ü. B. V, p. 502 n 617. 
') S. 0. S. 18 Anmerk. 
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gehörigkeit in den elsässischen Fürsten und Städten nicht nur* 
wach blieb, sondern immer mehr erstarkte; die Armagnakenein- 
fälle im zweiten Drittel des 15. Jahrhunderts und die Burgunder- 
kriege in den 70er Jahren ließen sie von neuem zur Erkenntnis 
kommen, daß sie vom Reiche keine Unterstützung zu erwarten 
hätten, und brachten ihnen wieder zum Bewußtsein, welchem 
Schicksal sie verfallen wären, wenn sie sich nicht zur Abwehr der- 
gemeinsamen Feinde vereinigten. 

^N^achdem die Erneuerung des T^ndfriedens vom Jahre 1395 
gescheitert ist, hat es allerdings den Anschein, als sei das Be- 
wußtsein der Zuammengehörigkeit bei den elsässischen Territorial- 
herren vollständig geschwunden. Die ganzen ersten drei Jahr- 
zehnte des 15. Jahrhunderts hindurch findet sich nicht die ge- 
ringste Spur, die darauf liinweist, daß die elsässischen TTerreu- 
und Städte sich zu irgend einem Zweck zu gemeinsamem Vor- 
gehen geeinigt hätten. 

Doch bald macht sich die ISTachbarschaft Frankreichs wieder 
geltend, die, wie wir schon oben gesehen haben, auf die ])olitisclie~ 
Sonderen twicklung des Elsasses nicht geringen Einfluß ausgeübt 
hat. Tn den dreißiger Jahren des 15. Jahrhimderts droht dem 
Elsaß von Westen her eine große Gefahr. Nach dem Frieden von- 
Arras zwischen König Karl VIT. von Frankreich und Philii)]) 
von Burgund waren die auf beiden Seiten in jenem langwierigen 
Kriege verwendeten Soldtruppen entlassen worden. Wie im Jahre 
1360 nach der Beendigung der ersten Episode jenes großen 
Kampfes zwischen den beiden Mächten, waren sie herren- imd^ 
brotlos. Ihre Führer wie sie selbst kannten kein anderes als das 
Kriegshandwerk; von Rauben und Plündern hatten sie bis jetzt 
gelebt, auf dieselbe Weise wollten sie sich ihren X^nterhalt weiter 
l^eschaffen. 

Sie fanden in Lothringen neue Dienstherren, die jedoch bald 
einsahen, welches Unheil sie mit den rohen Horden über ihr Land 
und ihre Untertanen gebracht hatten. Deshalb ging ihr Strebenr. 
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■dahin, sich die Söldnerscharen so schnell als möglich wieder vom 
Halse zu schaffen. Der Hinweis auf die fruchtbare Rheinebene, 
wo es Beute in ^üUe und Fülle gab, mochte genügen, um die 
Führer der Armagnaken zu dem Entschluß zu besthrimen, das 
ausgesogene Land zu verlassen und sich dem Elsaß zuzuwenden. 
Im Jahre 1439 erfolgte der erste Einfall dieser zügellosen Bai^- 
den, die in den folgenden Jahren das Elsaß noch viel schwerer 
als das erste Mal heimsuchten. 

Auf die Einzelheiten dieser Raubzüge, die Witte eingehend 
behandelt hat,^) näher einzugehen, kann wiederum nicht imsere 
Aufgabe sein; wir wollen nur einen AugenbHck den elsässischen 
Territorialherren und den Städten unsere Aufmerksamkeit schen- 
ken und uns vergegenwärtigen, wie sie gegen die Einfälle der 
Armagnaken Stellung genoimnen haben. 

Die Erinnerung an die Schreckenstage, welche die ,, Eng- 
länder" üu vorigen Jahrhundert dem I^nde bereitet hatten, lebti^ 
sicher noch in der Bevölkerung fort; jetzt war durch den Frie- 
densschluß wieder dieselbe Situation geschaffen, wie die gewesen 
war, welche den Engländereinfall im Jahre 1365 zur Folge gehabt 
hatte. Es ist deshalb nicht zu verwundem, daß mit der Kunde 
von den zwischen Frankreich und England eingeleiteten Friedens- 
verhandlimgen sich zugleich auch das (lerücht im I^nde verbrei- 
tete, die Armagnaken würden ins Elsaß kommen. Jetzt erinnerte 
man sich auch wohl wieder der Maßnahmen, die man vor achtzig 
Jahren ei^riffen hatte, um die Feinde abzuwehren. 

Schon im Jahre 1434 wird ein Bund aller elsässischen Reichs- 
stände ins Auge gefaßt; näheres erfahren wir darüber nicht. Im 
Jahre 1436 finden mehrere Tage statt, zu Straßbui^', zu Schlett- 
stadt und zu Molsheim, . die jedoch zu keinem Ergebnis führen. 
Auch in den folgenden Jahren treten die elsässischen Territorial- 

^) Witte, Die armen Gecken oder Schinder und ihr Einfall ins 
Elsass im Jahre 1439, und Witte, Die Annag:naken im Elsass 1439 
bis 1445. 
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Taerren imd die Vertreter der Städte noch öfter zusammen, um 
zu beraten, wie der drohende Einfall der Feinde abzuwehren sei. 
Verschiedene solche Tage haben stattgefunden im Anfang des 
Jahres 1436 und im Ende des Jahres 1438;^) dann am: 

4. Januar 1439 zu Molsheim, 

19. Januar 1439 zu Molsheim, 

26. bis 28. Januar 1439 zu Molsheim, 

19. Februar 1439 zu Molsheim, 

9. März 1439 zu Straßburg, 

16. März 1439 zu Straßburg, 

7. März 1441 zu Molsheim^, 

vor 28. September 1442 zu Zabem, (ef. Cart. de Mülh. 

No. 593.) 
16. Juli 1444 zu Molsheim, 
21. Juli 1444 zu Molsheim, 
2. Januar 1445 zu Straßbui^, 
24. Juni 1445 zu Kolmar, 

6. Juli 1445 zu Kolmar, 

2. September 1445 zu Kolmar, 
.11. ]!fovember 1446 zu Hagenaü. 

7. Dezember 1446 zu Straßburg, 

Die Verhandlungen tragen genau denselben Charakter wie 
die früher gegen die Engländer gepflogenen und wie in der spä- 
teren Zeit die Beratungen der Ständeversammlungen: bei un- 
mittelbar drohender (refahr löst ein Tag den andern ab, schöne 
Vorschläge werden von allen Seiten geniacht, die von den ein- 
zelnen Vertretern „auf hinder sich bringen" genommen werden. 
Inzwischen wird die Gefahr eines Einfalles wieder geringer ; al>er 
statt nun in ruhigen Zeiten für alle Fälle die Verteidigung 
des Tandes zu organisieren, geten sich die Territorialherren kurz- 
sichtig dem Be\\aißtsein hin, ung*eschädigt. dem Verderben cut- 



^) cf. Witte, Die Annagnaken etc. 
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rönnen zu sein. Die Beratungen schlafen ein, um erst wieder 
aufgenommen zu werden, wenn neue Kunde von einem geplanten 
Einfall zu den Ohren der zunächst bedrohten Stände dringt. Dann 
beginnt wieder dieselbe fieberhafte Tätigkeit, die auf die Eini- 
gung des ganzen Landes zum Widerstand hinwirkt. Ueber den 
Beratungen denkt niemand ans Handeln und so dringen die Feinde 
ungehindert ins Land ein. Im günstigsten Falle steht ein Bünd- 
nis auf dem Papier,^) zu dessen Ausführung es zu spät gewor- 
den ist. Man steht den wilden Scharen wehrlos gegenüber. 

Li Kürze wollen wir uns den Inhalt der verschiedenen Ar- 
magna kenbündnisse vergegenwärtigen. ^) 

Die in den Jahren 1434 — 1437 geführten Verhandlungen 
zwischen ^en einzelnen Territorialherren und den Städten im El- 
saß führten zu keinem greifbaren Ergebnis, da gewöhnlich die 
Gefahr eines Einfalles der Armagnaken bald gering wurde, und 
dann die geplanten Vorbereitungen zur Abwehr der Feinde wie- 
der fallen gelassen wurden. 

Aber gegen Ende des Jahres 1438 konnte niemand mehr 
im Zweifel darüber sein, daß über kurz oder lang die Kriegs- 
scharen sich über das Elsaß ergießen würden. So kam es denn 
endlich im Dezember des Jahres 1438 zu einer vorläufigen Ver- 
einbarung, die am 5. Februar 1439 zum Abschluß eines Defensiv- 
bündnisses führte. Die Teilnehmer zerfielen in drei Gruppen: 
1. Der Bischof Wilhelm von Straßburg, die Herren Jakob und 
Ludwig von Lichtenberg, Smaßmann, Herr zu Rappoltstein und 
die Ritterschaft im Ünter-Elsaß. 2. Der Ritter Reinhart von 
Neiperg, Unterland vog:t in Hagenau und der Reichsstädte im 
Elsaß, außer Weißenburg. 3. Die Stadt Straßburg. Die Bedin- 
gungen des Bündnisses und die Verpflichtungen, welche die ein- 
zelnen Teilnehmer übernehmen, mußten von vornherein eine 

So z. B. im Jahre 1439. 

^) Vergleiche zum folgenden Witte, Die Armagnaken im 
Elsass 1439—1445. 
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kraftvolle Abwehr der Feinde illusorisch erscheinen lassen. Vor 
allem dachte niemand daran, daß man den Annagnaken den Ein- 
tritt ins Land leicht verwehren konnte, wenn man die wenigen 
Vogesenpässe verlegte, die ins Elsaß führten. ünbegreif- 
lieherweise faßten die Verbündeten erst eine Gegenwehr ins Auge 
für den Fall, daß die Feinde im Lande wären; dann sollte jeder 
nach Kräften und bestem Vermögen seinem Nach- 
barn helfen. Es war somit in das Belieben der einzelnen gestellt, 
wieviel sie zur Vertreibung der unberufenen Gäste leisten woll- 
ten. Endlieh wurde ein Kriegsrat in Aussicht genommen, be- 
stehend aus je einem Hauptmann der drei Teile, dessen ersprieß- 
liche Tätigkeit jedoch von vornherein durch einengende Bestim- 
mungen lahm gelegt war. x\lle seine Beschlüsse bedurften der 
Genehmigning der drei Teile, die diese natürlich erst durch ein- 
stimmigen Beschluß der ihnen angehörenden Mitglieder erteilen 
konnten. Die einzige Maßregel, die zu einiger Iloflfnung auf Er- 
folg berechtigte, war die Aufstellung eines Korps von 300 Rei- 
sigen. Doch bevor diese zusammen waren, waren die Feinde 
im Lande ; ohne den geringsten Widerstand zu finden , drangen 
sie am 25. Februar 1439 über die Zaberner Steige ins bischöfliche 
Gebiet ein. Bis zum 6. März hausten sie mi Unter-Elsaß, eine 
verhältnismäßig kurze Zeit, aber lange genug, um ganze Gegen- 
den in eine trostlose Einöde zu verwandeln. Die unterelsässischen 
Reichsstände trafen Vorkehnmgen, um die Feinde zu vertreiben ; 
sie erließen ein allgemeines Aufgebot, am 16. März sollten sich 
die Trupj)en um ITagenau sammeln. Al>er die Schinder warteten 
diesen Termin nicht ab, am 6. März zogen sie nach Süden ins 
Ober-Elsaß ab, wo sie eben so ungest<>rt wie früher ihr »wüstes 
Handwerk trieben. Der Landvogt hatte an dem Bündnis vom 
5. Februar nicht Teil genommen, deshalb fühlten sich die unter- 
elsässischen Stände auch nicht verpflichtet, ihm Hülfe zu bringen. 
Doch auch ihren Bundesgenossen, Herrn Smaßmann von Rappolt- 
stein ließen sie im Stich; kaum hatten die Feinde das Unter- 

3* 
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Elsaß verlassen, als auch schon säjutüche Küstungen der Ver- 
bündeten rückgängig gemacht wurden. Ln Ober-Elsaß wurden 
inzwischen neue Beratungen zwischen den benachbarten Ständen 
gepflogen, die endlich zu dem Beschluß führten, bis acht Tage 
nach Ostern ein Heer von 6000 Reisigen um Ensisheim zu sam- 
meln. Aber auch mit diesen sich zu messen hatten die Armag- 
naken keine Lust, Ende März zogen sie durch die Grafschaft 
Burgimd ab. Ohne ernsthaften Widerstand gefunden zu haben, 
hatten sie über einen Monat lang im Elsaß ihr Wesen getrieben. 

Erleichtert atmete jedermann auf, als er das T^nd gesäubert 
wußte; aber nicht lange durfte man sich der wiedergewonnenen 
Ruhe freuen ; denn bald kam neue Kunde von einem bevorst-ehen- 
den Einfall der gefürchteten Scharen über die Vogesen. Trotz- 
dem wußten die elsässischen Territorialherren wieder ihre Kräfte 
zu energischer Verteidigung- des Landes nicht zu organisieren, 
da alle Alarmnachrichten der Jahre 1440 — 1443 sich als unzu- 
treffend erwiesen. Die verschied entlichst angeknüpften Verhand- 
lungen und die gepflogenen Beratimgen wurden immer wieder 
eingestellt, sobald die drohende (lefahr vorüber war. 

Größer mußten die Befürc*htungen wenlen, als im »Tahre 
3444 in Tours zwischen England und Frankreich von neuem ein 
Waffenstillstand geschlossen worden war. Eine Nachricht nach 
der andern stellte einen baldigen Einfall der wiederum müßig 
liegenden Söldner in Aussicht, l^nter dem Eindruck jener Ge- 
rüchte traten die elsässischen Reiehsstäude zu Beratungen zu- 
sammen: am 1. Juli tagte eine Versammlung zu Molsheim, am 
21. Juli eine solche zu Hagenau, a])er beide hatten keinen für 
uns erkennbaren Erfolg. Inzwischen \vurde bekannt, daß der 
Dauphin die herannahenden Scharen führe, die dem König* Fried- 
rich gegen die Schweizer Hülfe bringen sollten. Die Armag- 
naken kamen also als Verbündete des deutschen Königs, als seine 
Freimde, und somit auch als Freunde der im Elsaß gesessenen 
Reichsstände. Es war daher von ihnen nichts Schlhnmes zu l)e- 
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fürchten; so erwartete man denn im Elsaß soi^los die Scharen, 
vor denen man nach den in früheren Jahren gemachten Erfah- 
rungen nicht genug auf der Hut sein konnte. Bald mußte man 
auch zur Einsicht kommen, wie sehr man sich verrechnet hatte ; 
nach der Schlacht bei St. Jakob, in der die Schweizer in helden- 
mütigem Kampfe uoterlagen, gab der Dauphin in unzweideutiger 
Weise kund, daß er die „vor langer Zeit von Frankreich entfrem- 
deten Landschaften am linken Ufer des Rheins^* zurückzuerobern 
beabsichtige. Er verlangte zunächst, daß die österreichische 
Eegierung seinem Heere den nötigen Unterhalt gewähre und 
daß ihm verschiedene feste Plätze eingeräiunt würden, die ihm 
als Entgelt für seine Hülfe versprochen wbrden waren. Da dies 
verweigert wurde, ließ er seinen Scharen freien Lauf, nachdem 
er sie in die habsburgischen vordercisteireichischen Gebiete im 
Ober-Elsaß zurückgeführt hatte. Was durch tatkräftigen Wider- 
stand erreicht werden konnte, bewiesen die Sthwarzwälder 
Bauern : ein Heerhaufen suchte von Schaf fhausen her über den 
SchwarzAvald in den Breisgau einzudringen; aber die Gebirgs- 
bewohner scharten sich zusammen, sperrten die Wege durch Ver- 
haue und leisteten so ta])feren Widerstand, daß die Truppen um- 
kehren mußten und ebenfalls ihren W^' nach dem Elsaß nahmen, 
das nun wieder die gesamten Kriegsvölker aufnehmen mußte. 
Hier finden wir wie früher nicht den geringsten Versuch, das 
Verderben abzuwenden und in kurzer Zeit waren die Armagnaken 
Herren des ganzen Ober-Elsasses. Bald beschränkten sie sich 
nicht mehr auf die habsburgischen Besitzungen, der Dauphin er- 
klärte den Gliedern des Reiches offen den Krieg; auch auf die 
Stadt Straßburg lenkte er seine Blicke. In der Ueberzeugung, 
daß er mit Gewalt gegen die Stadt nichts ausrichten köime, ver- 
suchte er sie durch Verhandlungen zum Anschluß an Frankreich 
zu bewegen; der Straßburger Rat aber hielt treu zur Sache des 
Landes, die Stadt wurde von dem Feinde kaum berührt. Umso- 
uiehr wurde das ])]atte Land heimgesucht, das bis zur Zorn hin 
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verwüstet wurde. Die Armagnaken schickten sich an, im Elsaß 
Winterquartiere zu beziehen. Der Dauphin verteilte seine Trup- 
pen in die festen Plätze, die Hauptmacht legte er in der Um- 
gegend von Straßburg ein, um sie zu einem eventuellen Angriff 
auf die Stadt l)ereitzuhalten. Bald darauf verließ er selbst das 
].and, und seinem Beispiel folgten die meisten Heerführer, die 
in seinen Dienst getreten Avaren. So waren die Soldaten sich 
selbst überlassen, und sie benutzten die kurze Spanne Zeit, die 
sie voraussichtlich im Lande bleiben durften, in ergiebigster 
Weise dazu, um sich anzueignen, was sie wegschleppen konnten. 
Den meisten Bewohnern des platten Landes blieb nichts als ihr 
nacktes Leben, und sie konnten froh sein, wenn man ihnen dieses 
ließ. Wehrlos waren sie den Feinden preisgegeben. 

Wie verhielten sich aber die Territorialherren und die 
Städte dazu? Taten sie nichts, um die Elemente des Widerstandes 
zu organisieren? Anfangs ließen sie es ruhig geschehen, daß die 
Truppen sich im Lande einnisteten; denn diese kamen ja als 
Freunde und Verbündete des Königs gegen die verhaßten Eidge- 
nossen. Dann blickten sie sehnsüchtig hinüber nach dem Eeich, 
wo in xsTümberg eine Versammlung der Eeichsstädte tagte und 
darüber beriet, wie man die Armagnaken vom Boden des Reiches 
entfernen könnte. Welches Do])]>elspiel der König Friedrich da- 
bei trieb, wie er einerseits, mu sich von dem Verdachte, er habe 
die Feinde ins Land gerufen, zu reinigen, den Dauphin auffor- 
derte, das Elsaß zu verlassen und eine Reichsheerfahrt geg^i ihn 
beschließen ließ, nachdem er den Ständen versichert hatte, er 
werde mit den Eidgenossen i'rieden schließen, und wie er andrer- 
seits mit dem Dauphin neue Unterhandlungen anknüpfte, um 
sich ihn und seine Scharen noch einmal zum Kampfe gegen die 
Schweizer zu veri)f lichten, ^^^ ^'^^ Witte eingehend dargelegt.^) 

Die elsässischen Stände bliel>en aber während der Verhand- 



^) a. a. O. p. 79 ff. 
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lungen nicht untätig; sie eröffneten einen Kleinkrieg gegen die 
x\rraagnaken, in dem sie den Feinden manche verlustreiche Nie- 
derlage beibrachten, der aber naturgemäß dauernden Erfolg nicht 
erzielte. Die auf dem Reichstag zu Nürnberg beschlossene Reichs- 
heerfahrt kam nicht zur Ausführung, da sie König Friedrich zu 
hintertreiben wußte; die Reichshülfe, welche die elsässischen 
Reichsstände so sehnsüchtig erwartet hatten, blieb aus, und so 
mußten sie abwarten, bis die Armagnaken freiwillig; das Land 
verließen. Dies geschah Ende März des Jahres 1445. Mit ihrem 
Abzug war aber noch nicht alle Gefahr beseitigt. In Mömpel- 
gai-t lag noch eine starke Besatzung, die von ihren Quartieren 
aus Streifzüge unternahm und wieder bis vor die Tore der Stadt 
Basel kam. Diesen Raubzügen beschlossen die oberelsässischen 
Stände ein Ende zu machen; am 24. Juni 1445 vereinigten sich 
Herr Conrad von Bussnang, damaliger Inhaber des Obermimdats, 
Herr Dietrich vom Haus, Abt zu Murbach, der Graf von Lupfen, 
Herr Smaßmann von Rappoltstein, Herr Ulrich von Ratsam- 
hausen zum Stein als pfälzischer Vogt zu Heilig-Kreuz, Herr 
Stephan zu Vogtsburg, württembergischer Vogt zu Reichenweier, 
zwei Herren von Hattstadt, die Städte Kolmar, Schlettstadt, 
Kaysersberg, Türkheim, Münster, Ammerschweier und Ober- 
bergheun zur gemeinsamen Abwehr der streifenden Scharen. Am 
9. Juli trat auch Mülhausen dem Bunde bei: die Verbündeten 
verpflichteten sich, Truppen zu Fuß und zu Pferd zu stellen, um 
den Armagnaken den Eintritt ins Land zu verwehren und, wenn 
nötig, einen Zug gegen sie zu unternehmen.^) Fünf Jahre sollte 
das Bündnis Gültigkeit haben, und konnte durch den Beitritt 
anderer Herren imd Städte, die den Bund beschworen, noch er- 
weitert werden. Die einzelnen Bundesglieder traten auch sofort 



^) Das Bündnis selbst ist nicht erhalten, wohl aber ein Ent- 
wurf dazu. (Gart, de Mulh. II, p. 161 n 643.) Dass das Bündnis tatsäch- 
lich abgeschlossen wurd'e, geht aus den im Mnlhauser ürkundenbuch 
folgenden Korrespondenzen hervor. 



. 
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mit ihren Nachbarn in Verbindung, tun sie ziun Anschluß zu 
bewegen. Der österreichische Vogt zu Ensisheim, Graf Hans 
von Tierstein, erklärte, er könne sich ohne vorherige Geneh- 
migung des Herzogs Albrecht, seines Herrn, dem Bunde nicht 
anschließen, willigte aber darein, daß die Bundestruppen bei einer 
etwaigen Verfolgung der Armagnaken durch österreichische» 
Gebiet zögen und daß ihnen gegen billige Bezahlung Proviant 

geliefert würde. 

Auch an den Bischof Euprecht von Straßburg imd die Stadt 
Straßburg ei^ing die Aufforderung, dem Bunde beizutreten, 
oder doch wenigstens den Bundestruppen keine Hindemisse zu 
bereiten.^) Der Rat der Stadt Straßburg erwiderte,^) er habe 
,.an dem fumemen wider das frömde volk ein gut gefallen" und 
sei bereit, die Truppen der Verbündeten nach Kräften zu unter- 
stützen ; dem Bund aber trat die Stadt nicht bei. Der Bischof 
bat auf den 19. Juli Vertreter des oberelsässischen Bundes zur 
Beratung mit den bischöflichen Räten nach Molsheim zu 
schicken;^) über die in Molsheim gepflogenen Unterhandlungen 
sind wir nicht unterrichtet; zu einem Resultat scheinen sie nicht 
geführt zn haben. Auch an Hagenau Avandte sich der Rat von 
Kolmar, imi sich mit der Stadt über das oberelsässische Bündnis 
auseinanderzusetzen, und ließ Vertreter der Stadt Hagenau zu 
diesem Zweck auf den 20. »Tuli nach Straßburg- konmien; aber 
scheinbar hatten die Bemühungen denselben negativen Erfolg, 
v/ie bei der Stadt Straßburg imd ihrem Bischof. Ohne eine Auf- 
forderung dazu erhalten zu haben, bot nur der Graf AVilhelm zu 



^) dat. 25. Juni 1445. Cart. de Mulh. II, p. 161 n 644. Aus 

diesem und den folgenden Daten geht hervor, dass die Werbung um 

neue Landesglieder nicht erst nach dem Tage am 5. Juli stattfand, 
i wie Witte a. a. O. p 154 angibt. 

^) dat. 28. Juni 1445. Cart. de Mulh. II, p. 163 n 646. 

') dat. 1. Juli 1445. Cart. de Mulh. p. 167 n 650. Den auf den 
19. Juli angesetzten Termin in einem Schreiben dat. 10. Juli 1445, 
10. Juli 1445, Cart. de Mulh. II, p. 178 n 664 auf den 26. Juli. 



— 49 - 

Liitzelstein, Herr zu Geroldseck, dem Bunde seine rnter8tützuni>r 
an.^ ) 

Die Verbündeten waren, trotzdem aus dem Fnter-Elsaft 
Avenig Hülfe zu erwarten war, mächtig genug, nm eine kräftigte 
Offensive gegen die Armagnaken aufnehmen zu können; diese 
Avurde auch auf einem Bundestage am 6. Juli 1445 zu Kolmar 
beschlossen. Die Schwerfälligkeit der Heeresorganisation ließ 
allerdings keinen großen Erfolg erwarten. Jeder Verbündete^ 
die Herren und die unabhängigen Städte, sollte einen Hauptmann 
ernennen; bei einem Auszuge sollten diese Hauptleute je nach 
Bedürfnis zwei, drei oder vier Oberbefehlshaber wählen. Als 
Erkennungszeichen sollen die Truppen eine weiße Binde tragen 
und nach ihrer Vereinigung imter dem Banner des heiligen Wil- 
helm ziehen. Tn den nächsten acht Tagen soll ein Streifzug 
gegen Mönijielgart unternommen werden; deshalb sollen sich die 
Truppen zum Ausmarsch bereit halten und sich unverzüglich auf 
gegebenen Befehl an den bestimmten Sammelplatz begeben. Bis 
jener Zug zustande käme .sollten 400 Mann zu Roß und zu Fuß 
aufgebracht werden, die sich am 10. Juli zu Hattstadt versam- 
meln, von dort über Rufach und Sulz nach Gebweiler ziehen und 
dort weitere Befehle erwarten sollten. 

Die Vorbereitung und die l^itnng des l ntemehmens wird 
einem Rate von fünf Männern übertragen, von denen je einen 
der Herr von Bussnang, der Abt zu Murbach, der Graf von 
Lupfen und der Herr zu Rappoltstein, die Städte Kolmar und 
Schlettstadt, endlich die Städte Kaysersberg, Münster imd Türk- 
heim ernennen. Diese sollen sich, so oft es nötig' erscheint, zur 
Beratimg versammeln und „das beste in den Sachen ratten, suchen 
und werben, nach ir besten verstentnisz und der verneynimg not- 
turft ungeverlich." Ihre Beschlüsse sind für sämtliche Bundes- 
glieder bindend. 



^) cf. Cart. de Mulh. II, p. 203 n 684. 
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Die Ausführung dieser Beschlüsse hätte manchen Erfolg 
erzielen können, aber dazu kam es nicht, da die verschiedenen 
Verbündeten Ausstellungen an den Beschlüssen des Bundestages 
■zu machen hatten. So verstrichen die Monate Juli und August, 
ohne daß das Geringste geschah. Erst im September wurden die 
Maßregeln zur Abwehr der Feinde von neuem in Angriff genom- 
men. Aber nicht etwa die Beschlüsse des letzten Tages wurden 
in die Wirklichkeit umgesetzt, sondern man begami mit neuen 
Verhandlungen. Am 2. September fand eine Versammlung der 
Vertreter der Verbündeten in Kolmar statt. Von einer Oiien- 
^ive gegen die Schinder wurde jetzt vollständig abgesehen. Nur 
sechzig Eeisige sollten „zur Landwehr" aufgebracht werden; 
"diese sollten sich am 4. September unter ihrem Hauptmann 
Hans Stoer um Sulz versammeln. Vollständig ward allerdings 
Kier Plan zu einem Zuge nach Mömpelgart nicht aufgegeben, dar- 
über sollte auf einem neuen Tage beraten werden, der zusammen- 
treten sollte, wenn die österreichische Regierung sich erklärt 
hätte, ob sie sich an einem etwaigen Zuge beteiligen würde. 

Doch nicht einmal jene kleine Zahl von Reitern konnte zu- 
sammengebracht werden; es darf uns deshalb nicht Wunder 
nehmen, daß selbst Kolmar, das bis dahin am energischsten den 
Zusammenschluß der* oberelsässischen Stände betrieben hatte, 
.der langen Hin- und Herberatuugen müde wurde und sich wei- 
gerte, fernerhin noch die undankbare Rolle zu spielen und die 
ganze Sache zu leiten. Der Rat erwidert deshalb auf eine Auf- 
forde rimg Konrads von Bussnang, einen neuen Tag zu berufen, 
in ziemlich gereiztem Tone und weist das Ansinnen, noch einmal 
die Initiative zum Abschluß eines Bündnisses zu geben, weit von 
sich : Er hätte allezeit und besonders in den vergangenen Jahren 
,, durch des landes gemeinen nutz vil bekumbert," er hätte keine 
Kosten gescheut und „mannigen tag darumb geleystet," nie aber 
hätten die Verhandlungen zu einem positiven Ergebnis geführt, 
-denn immer „wanne einer hieher wolt, so wolt der ander dort- 
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hin." Wenn Herr Conrad von Bussnang Lust habe, noch weiter 
eine von vornherein aussichtslose Sache zu betreiben, so solle er 
selbst einen Bundestag berufen; die Stadt Kolmar werde dann 
dazu auch ihre Vertreter schicken, in der Hoffnung, daß „die 
Sachen eyntrechtelicher fürgenonunen und merer f ortgang ge- 
wynnen" würden.-^) 

Damit hatten die Einheitsbestrebungen im Ober-Elsaß ihr 
Ende erreicht, ein Ende, wie man sichs kläglicher kaum denken 
kann. Im Ober-Elsaß finden wir in der Folge keine Spur mehr, 
die auf Bemühungen zum Abschluß eines Bündnisses hindeutete. 
Es fehlte dort auch an einem äußeren Anlaß; am 15. September 
hatten die Armagnaken noch einmal einen kühnen Streif zug bis 
Eufach und Herlisheim unternommen und bald darauf, am 28. 
Oktober 1445, Mömpelgart verlassen. Das Ober-Elsaß war somit 
jeder Gefahr überhoben. 

Anders lag die Sache im Unter-Elsaß. Dort befehdeten 
sich die Grafen von l^iningen und die Herren von Lichtenberg 
aufs heftigste und nahmen Armagnaken in ihren Dienst. So 
mußte man hier immer wieder einen Einfall der Schinder be- 
fürchten; deshalb trat man dem Abschluß eines Bündnisses hier 
wieder näher, das sich in erster Linie gegen die wenden sollte, 
welche die gefürchteten Scharen ins Land bringen würden. Nach 
langen Verhandlungen kam auch endlich auf einem Tage zu 
Hagenau am 11. Dezember 1446 der Bund zustande. Als Teil- 
nehmer sind in der Urkimde aufgeführt: Pfalzgraf Ludwig IV., 
an den damals die l^ndvogtei verpfändet war, vertreten durch 
seinen Rat Conrad von Bussnang, die Stadt Straßburg und die 
Städte Ilagenau, Kohiiar, Schlettstadt, Weißenburg, Mül- 
hausen^) und Oberehnheim. Die Verbündeten verpflichten sich 



^) dat. 2. Oktober 1445. Cart de Mulh. II, p. 207 n 689. 

*) Mülhausen hatte zu dem Tage keine Vertreter geschickt; 
denn in dem Berichte der Stadt Kolmar über den Verlauf des Tages 
zu Hagenau spricht der Rat von Kolmar der Stadt Mülhausen des 
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zii tatkräftiger gegenseitiger Unterstützung gegen alle Feinde^ 
die ins Land kommen würden; sie sollen ihre ganze Truppen-- 
macht jederzeit ziun Auszug bereit halten, luii einem eventuellen 
Einfall sofort mit Nachdruck entgegentreten zu können. Für 
den Fall, daß die Feinde sich auf gelegentliche Streifzüge be- 
schränken würden, sollte in ihrer Nähe unter drei Hauptleuten, 
von denen je einen der Pfalzgraf, die Stadt Straßburg und die 
Reichsstädte ernennen sollten^ hundert Reisige in einen festen 
Platz einquartiert werden und von dort aus gegen die Feinde 
operieren.-^) Die eine Hälfte dieses Korps hat der Pfalzgraf 
die andere haben die Reichsstädte zu stellen. Im übrigen war die 
militärische Organisation ähnlich, wie bei allen früheren derartigen 
Vereinigimgen ; darin hatten die Teilnehmer aus den Ereignissen 
der letzten Vergangenheit wenig oder nichts gelernt; sie waren 
nicht zur Einsicht gekommen, daß nur schnelles Handeln den Er- 
folg sichern könne. Sonst hätten sie nicht jene Bestimmimg 
treffen können, daß im Falle eines feindlichen Angriffs je zwei 
Vertreter der Bundesglieder an einem ihnen vorher bezeichneten 
Ort zusammenkommen und über Maßregein beraten sollten, wie 
man dem Feinde entgegentreten solle. 

Drei Jahre sollte das Bündnis in Kraft bleiben. Auf jenem 
Tage zu Hagenau war eine endgültige Vereinbarung nicht zu- 
stande gekommen, weil die Städte Mülhausen und Kaysersberg 
nicht vertreten waren, die anderen Städte aber ohne diese keine 
bindende Verpflichtungen übernehmen wollten. Die definitive 
Beratimg sollte auf einem zweiten Tage am 7. Dezember in Straß- 
burg stattfinden. 

Landvogts Missfallen darüber aus, dass Mülhausen und Kaysersberg 
nicht erschienen seien. (Gart, de Mulh. II, p. 226 n 715. dat. 29. No- 
vember 1445.) Die Stadt scheint nachträglich dem Bündnis beigetreten 
zu sein. 

*) Diese Bestimmung findet sich nicht in der Bundesurkunde, 
aber in dem oben erwähnten (Anm. 53n.) Bericht der Stadt Kolmar 
an Mülhausen. 
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üeber die weiteren Verhandlungen haben wir keine Nach- 
richten, aber wir dürfen aus den aus den folgenden Jahren stani 
inenden Korrespondenzen zwischen den einzelnen Bundesgliedem 
mit Sicherheit darauf schließen, daß der Abschluß des Bündnisses 
tatsächlich erfolgt ist.^) 

Eine Probe seiner I^eistungsfähigkeit abzulegen, hatte der 
Bund keine Gelegenheit, da trotz der verschiedensten Alarmge- 
rüchte in den folgenden Jahren kein feindlicher Einfall ins Elsaß 
erfolgte. Ob eine solche Probe ebenso kläglich ausgefallen wäre, 
ob der Bund ebenso versagt hätte, wie früher, muß dahin- 
gestellt bleiben, jedenfalls läßt die Organisation des Bimdes das 
Oogenteil nicht sehr wahrscheinlich erscheinen. 

Die Bündnisse gegen die Armagnaken^) bilden das Biade- 
ghed zwischen den elsässischen Landfrieden des Mittelalters und 
den Landständen, z^vei Institutionen, die zum letzten Ende die- 
sell^en Ziele verfolgen, und die in gleicher Weise die politische 
Einheit des Elsasses verkörpern. An Stelle der über die Land- 
friedensbündnisse gesetzten Kommissionen, denen die Leitung 
der Bundesangelegenheiten obgelegen, treten Bundestage, die in 
jedem einzelnen Fall, iq dem es nötig erscheint, zusanunenbe- 
nifen werden und über die Abwendung der drohenden Gefahr 
beraten ; die Versammlungen nehmen, da alle reichsunmittelbaren 
Stände ihre Vertreter dazu schicken, den Namen ,, gemeine Stände 
im Elsaß,^' später schlechthin die Bezeichnung l^ndstände an. 

Ist der Zusammenhang zwischen den elsässischen Landfrie- 
den imd den Landständen zweifellos durch die Armagnakenbünd- 
nisse heigestellt, so wird er noch durch eine andere uns erhaltene 
Urlnmde bestätigt, einerseits durch deren Inhalt, andrerseits 
durch die in ihr genannten Namen. Es handelt sieh um das 



^) cf. Cart. de Mulh. II, p. 228 nn 716, 725, 733, 735, 736—743. 

^) Vergl. darüber: Witte, Die armen Gecken oder Schinder 
und ihr Einfall ins Elsass im Jahre 1439. 
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Eiindnis, das die elsässischen Grafen, Herren, Fürsten und Städte 
am 16. Oktober 1438 wegen der damals herrschenden Teuerung 
schKeßen.^) 

Die Teilnehmer an dem Bündnis sind im großen und ganzen 
dieselben, welche bei Abschluß der Landfrieden und der Armag- 
nakenbündnisse mitgewirkt hatten. Der Inhalt der Urkunden er- 
innert uns an jene Zeiten, in denen die Institution der elsässischen 
I^ndstände in greifl)arer Gestalt uns entgegentritt, in denen sie 
ihre volle Tätigkeit entwickelt. Die ürkimde stellt eine Köm- 
ordnuiig dar, wie wir sie weiter unten als Beschlüsse der Stände- 
tage kennen lernen werden. 

Im wesentlichen beschränken sich die Bestinmmngen des 
Bündnisses auf das Verbot der Getreideausfuhr: „daz das kom 
und fruchte in dizem lande blibe ^^ Bei Strafe der Konfis- 
kation wird verboten, Getreide aus dem Bundesgebiet auszu- 
führen; innerhalb desselben darf jedermann nach Belieben Ge- 
treide kaufen und verkaufen, aber die mit außerhalb des Bundes- 
gebietes Gesessenen abgeschlossenen und noch nicht vollzogenen 
Verträge sollen ungültig sein. Heimliche Ausfuljr ist kein Grund, 
das Bündnis für aufgelöst zu erklären. Die bei l'ebertretung des 
Ausfuhrverbotes ertappt werden, sollen ,,von iren herren swerlich 
gestroft werden, als sich gebürt." Für den Fall, daß einer der Ver- 
bündetenwegen derBestiriimimgen des Vertrags angegriffen würde^ 
oder ihm sonst Weitläufigkeiten entstünden, sind alle Bimdes- 
glieder verpflichtet, ihm beizustehen „bies zu ende der sache in 
aller ^wse.^^ 

Die Bestimmungen sollen Gültigkeit haben bis Mariae as- 
sumptio 1439; dann sollen die Vertreter der oben Genannten zu 
M^eiteren Beratungen wieder zusammenkoimnen. Von solchen 
haben wir keine Kunde, aber dieser eine Fall, in dem wir die 
elsässischen Territorialfürsten, -Herren und die Städte auf wirt- 



^) R. ü. B. III, p. 505 n 1061. 



— 66 — 

schaftlichem Gebiete tätig sehen, genügt, um den Zusammenhang- 
zwischen der mittelalterlichen Institution der I^ndfrieden und 
den späteren Landständen zweifellos erscheinen zu lassen; die 
Landfrieden, die Engländer- und Amiagnakenbündnisse und end- 
lich die Landstände sind verwandte, verschiedenen Zeiten ange- 
hörende Erscheinungen in der elsässischen Greschichte, die wie- 
die Glieder einer Kette unlösbar ineinandei^reif en.^ ) 



IL Kapitel. 

Die Organisation der elsässischen Landstände. 

Wie oben^) erwähnt, sind die elsässischen I^andstände eine- 
Vereinigimg aller reich Runmittelbaren Fürsten, Herren und 
Städte, die jeweils zu gemeinsamen Beratungen sieh versammelt 
haben. Doch haben wir es dabei nicht mit einer einheitlichen 
Institution zu tun ; wir müssen vielmehr ober-, unter- und gesamt- 
elsässische Ständetage unterscheiden. Die erstgenannten, die ober- 
elsässischen, können im Rahmen dieser Arbeit nicht behandelt 
werden, da sie mit den Landtagen der vorderösterreichischeu 
Lande so eng verknüpft sind, daß sie getrennt von jenen kaum 



^) An (lieser Stelle mag ein Bund aus dem Ende des 15. Jahr- 
hunderts erwähnt werden, den wir im Ober-Elsass tätig finden, die 
sogen, niedere Vereinigung. Die Urkunden darüber finden sich R. U. 
B. V. Die Vereinigung gehört einer Zeit an, in welche sich die ersten 
Anfänge der elsässischen Landstände zurückverfolgen lassen; irgend 
welchen Zusammenhang zwischen den beiden Institutionen, die neben- 
einander bestehen, habe ich nicht finden können, weshalb die niedere- 
Vereinigung hier eingehender nicht behandelt werden kann. 

') Seite 13. 
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l>eliandelt werden können. Die österreichische Regierung in En- 
flisheim, welche die oberelsässischen Stände berief, hatte einen 
solchen Einfluß, daß sie nur selten allein die reichsunmittelbaren 
Eürsten und Städte zu Beratungen zusammenkommen ließ ; diese 
wurden vielmehr gewöhnhch nur auf die vorderösterreichischen 
Landtage geladen.^) Dies liegt eigentlich schon in der Natur der 
Verhältnisse begründet ; die Regierung in Ensisheim konnte ihren 
Nachbarn gegenüber Verpflichtungen, wie sie die Ständebe- 
schlüsse den einzelnen Ständen auferlegten, nur dann übernehmen, 
wenn sie der Zustimmimg ihres Landtags versichert war; so ist 
€8 natürlich, daß zugleich mit den vorderösterreichischen Land- 
tagen auch die oberelsässischen Ständetage verbunden wurden. 

(,Tanz anders verhält es sich mit den unter- und den gesamt- 
«Isässischen^) Ständeversammlungen ; sie sind in jeder Beziehung 
unabhängig und bilden eine selbständige Korporation, die in ihren 
Entschließungen durch niemand, auch nicht durch das Direk- 



^) Zu den Daten, die Overmann S. 10 Anm. 2 gibt, lassen sich 
noch einige hinzufügen. Oberelsässische Tage haben stattgefunden 
am : 

19. Februar 1593 zu Ensisheim (Bezirksarchiv für Ünter-Elsass 
G. 230.) 

17. Juli 1595 zu Ensisheim (ebenda.) 

10. September 1597 zu Kolmar (Bezirksarchiv für Ober-Elsass, 
C. 412.) 

29. September 1597 zu Kolmar (ebenda.) 

30. Mai 1602 zu Ensisheim (B. A. O. E. C. 9.) 

14. Januar 1611 zu Ensisheim (B. A. ü. E. G. 233.) 
5. April 1623 zu Ensisheim. (B. A. ü. E. G. 236.) 
17. August 1623 zu Kolmar (B. A. ü. E. G. 235.) 

20. November 1623 zu Ensisheim (B. A. U. E. G. 236.) 
17. Juli 1625 zu Kolmar (B. A. ü. E. G. 236.) 

9. September 1624. cf. Abschied des Ständetages am 17. Juli 1625. 
30. März 1626 zu Kolmar. (B. A. U. E. G. 237.) 
19. August 1652 zu Kolmar (B. A. ü. E. G. 239.) 

') Gesamtelsässische Ständetage nenne ich die, auf welche 
unter- und oberelsässische Fürsten und Städte geladen sind, unbe- 
kümmert darum, ob sie alle Vertreter geschickt haben oder nicht. 
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toriiim^) beeinflußt wird. Eine gewisse zentrale Leitung muß 
natürlich vorhanden sein, von der die Berufung der Stände aus- 
geht, und von der die laufenden Geschäfte erledigt werden, aber 
ihr Inhaber steht den andern Ständen jm übrigen vollständig 
gleich. 

Die unterelsässischen Tage sind die früheren; die gesamt- 
elsässischen sind zum ersten Mal wahrscheinlich, wie später noch 
oft, auf eine Aufforderung der Stände „imterhalb des Land- 
Grabens" an die Regierrmg in Ensisheim hin, auch an den Stände- 
versammlungen teilzimehmen, zusammengetreten; die unterel- 
^ässische Vereinigung fühlte sich ihrer Aufgabe, der Vertei- 
digung des Landes, nicht gewachsen und suchte ihre Macht zu 
verstärken, dadurch daß sie ihre nächsten Nachbarn zum An- 
schluß l>ewog. So ist es auch zu erklären, daß anfangs auf den 
Tagen, die wir als gesamtelsässische bezeichnen, aus dem Ober- 
Elsaß nur die Regiening in Ensisheim vertreten ist; daß sie als 
Direktorium der oberelsässischen Ständetage das ganze Ober- 
Elsaß repräsentiert liat, wie Overmann meint,^) halte ich nicht 
für wahrscheinlich, da wir damals von oberelsässischen Stände- 
tagen noch gar nichts hören, ihre Existenz für jene Zeit also 
nicht bezeugt ist; sicher ist, daß die vorderösterreichische Regie- 
rmig nicht bis in die 60er Jahre des 16. Jahrhunderts das ganze 
Ober-Elsaß vertreten hat, denn schon 1537 finden wir oberelsäs- 
sische Städte auf dem gesamtelsässischen Tage unter den Ständen 
aufgeführt, die an den Verhandlungen teilgenommen liaben*^) 
Selbst auf unterelsässischen Tagen sind schon vorher die ober- 



^) Der Einfachheit halber gebrauche ich gleich von vornherein 
diese Bezeichnung für den ausschreibenden Fürsten, trotzdem sie erst 
im Anfang des 17. Jahrhunderts aufkommt. 

^) S. 11. Anm. 1. Für die Begründung, die Overmann p. 16 da- 
für angibt, dass Oesterreich das ganze Ober-Elsass vertreten hat, 
habe ich aktenmässige Belege nicht finden können. 

^) cf. Das Verzeichnis der Ständetage. 
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elsässischen Städte der Landvogtei vertreten, so z. B. in den 
Jahren 1516, 1519 und 1521. 

Auf die Entwickelung der Organisation der elsässischen 
Landstände hat die im Xaufe des 16. Jahrhunderts aUinählich 

> 

eingerichtete Ordnung der Reichskreise vorbildlich eingewirkt, die 
Kaiser ^laxiinilian I. zunächst nur als Wahlbezirke für die Be- 
setzung des Reichsregiments geschaffen, Karl V. aber zu „V^er- 
fa8sungskör|)em" erhoben hat.^) Nur nach und nach haben na- 
türlich die elsässischen Landstände die Kreisorganisation über- 
nommen. 

Analog den Kreisausschreibeämtem finden wir im Elsaß 
einen ausschreil>enden Fürsten, der seit Beginn des 17. Jahr- 
himderts als Inhaber des Direktoriums bezeichnet wird. Seine 
Befugnisse sind vor allem die Berufung der Ständetage, dann 
die Leitung des Vorsitzes, das Vortragen der Proposition und 
die Leitung der Verhandlungen, wozu das Führen des Vor- 
sitzes, das Vortragen der Proposition und die Umfrage ge- 
hört, femer die Haltung der Kanzlei, das Führen des 
Protokolles auf den Tagen und endlich die Empfangnahme der 
die Allgemeinheit der Stände betreffenden Schriftstücke, kurz 
die Erledigung aller äußeren Angelegenheiten. Eine führende 
Stelhmg hat sich das Direktorium nie erworben; der wichtigste 
Gnmd dafür ist das Mißtrauen der Stände gegeneinander und 
besonders gegen den ausschreibenden Fürsten.^) Sobald er in 
irgend einem Punkte von der Tradition abweicht, mag die Neue- 
rung auch noch so geringfügig imd unbedeutend sein, wird ihm 



^) cf. Moser, Von der teutschen Kreisverfassiing, u. Laii.^werth 
von Simmern, Die Kreisverfassung Maximilians I. 

^) cf. Die Instruktion für d. bischöfl. Vertreter auf dem Stände- 
tag am 8. Febr. 1559 (B. A. U. E. G. 219.) Dem Bischof sind „allerhand 
beschwerliche Nachreden" zu Ohren gekommen, als „thette er mehr 
als andere mit den Sachen sich beladen." Er weist deshalb seine Ver- 
treter an, nicht mehr zu tun, als die Vertreter der anderen Stände. 
FjT schickt diesmal auch keinen Protokollführer; die Re^rierung in 
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bedeutet, daß er „sich dem alten Herkommen gemäß zu halten'^ 
habe. Ohne dies hätten die Bischöfe von Straßburg, die andert- 
halb Jahrhunderte hindurch imunterbrochen imd fast unbestritten 
das Direktorium im Unter-Elsaß inne gehabt haben, sich sicher 
größeren Einfluß auf die andern Stände verschafft; aber so war 
es ihnen unmöglich, und sie mußten sich bis zum Ende der In- 
stitution damit begnügen, auf den Ständeversammlungen die 
Rolle der primi inter pares zu spielen. 

Die Berufung der gesamtelsässichen Tage erfolgt anfangs 
durch den Bischof von Straßburg imd die Regierung in Ensisheim 
so, daß jener das Ausschreiben an die Stände im ITnter-^ diese an 
die im Ober-Elsaß ausfertigt ; aber schon in den vierziger Jahren 
des 16. Jahrhunderts schreibt die Regierung im Ober-Elsaß allein 
die gesamtelsässischen Tage aus. Doch der tatkräftige Bischof Jo- 
hann von Manderscheid (1569 — 1592) weiß die Benifung der Ge- 
samtstände an sich zu bringen und übt sie in der Tat in den Jahren 
1569 — 87 aus. Ohne den geringsten Widerspnich dagegen zu er- 
heben, willigt die Regierung in Ensisheim darein, und nur durch 
eigenartige Verhältnisse kommt das Ausschreibeamt für die ge- 
samtelsässischen Tage wieder in ihre Hände. Im Jahre 1589 
weigert sich nämlich der Bischof Johann, den allseitig verlangten 
Ständetag zu berufen, einerseits weil ,,die früheren in derselben 
Angelegenheit angestellten Zusammenkünfte jedesmal ohne Frucht 
abgangen," andrerseits weil von etlichen Ständen der Verdacht 
ausgesprochen worden sei, der Bischof habe andere, geheime 
Bündnisse eingegangen und stehe besonders mit der heiligen Liga 
in Verbindung.^) Deshalb sieht die Regierimg in Ensisheim sieh 

Ensisheim sieht sich dadurch veranlasst, die üblen Nachreden als 
grundlos und unzutreffend zu bezeichnen und ihn zu bitten, auch 
fernerhin einen seiner Abgeordneten mit der Führung des Protokolls 
und der Abfassung des Abschieds zu beauftragen. 

M Bericht der Vertreter der Stadt Strassburg auf der Stände- 
versammlung am 10. 1. 1589 zu Kolmar. (Ratsprotokoll der Stadt 
Strassburg 1589 p. 6, Strassburger Stadt-Archiv). 

4* 



— 60 — 

genötigt, die Berufung wieder zu übernehmen, und sie behält sie 
fortan dauernd. 

Ebensowenig wie für die gesanitelsässischen, ist für die 
untere! sässischen Ständetage ein für allemal festgestellt, wem das 
Direktorium zukomme. Bis in den Anfang der dreißiger Jahre 
des 16. Jahrhunderts werden die unterelsässischen Tage fast aus- 
schließlich durch den Landvogt in Hagenau berufen; wie die 
kreisausschreibenden Fürsten handelt er zunächst nur auf direkten 
Befehl des Kaisers;^) als dessen Stellverti^ter im Elsaß gewinnt 
er allmählich unter seinen Mitständen ein solches Ansehen, daß 
er, auch ohne durch eine Aufforderung seines Herrn dazu autori- 
siert zu sein, einen Tag ausschreiben kann. 

Geschickt hat der Bischof von Straßburg, wie schon Over- 
man richtig erkannt hat,^) die Zeit benutzt, in der die Land- 
vogtei an die Kurpfalz verpfändet war und an Stelle des früher 
durch den Kaiser ernannten Landvogts ein vom Pfandinhaber 
bestellter Unterkndvogt in Hagenau saß, um die bisher durch 
jenen ausgeübte Berufung an sich zu bringen,*'') imd ebenso ge- 
schickt haben seine Nachfolger alle Ansprüche der späteren Land- 
vögte auf das früher vom Vertreter des Kaisers im Elsaß inne- 
gehabte Recht mit Erfolg zurückgewiesen.*) Seit Anfang der 



^) cf. Das Ausschreiben d. d. 6. Juni 1521. (Str. St. A. A. A. 
1983) und Ausschreiben d. d. 24. Eebruar 1525. (Str. St. A. A. A. 1982). 

') a. a. O. p. 10. 

^) Reuss (L'Alsace au dix-septieme siecle) sagt (1, p. 280) die 
Ständetage wurden „alternativement convoques" durch den Bischof 
von Strassburg und den Landvogt; der Ausdruck könnte leicht die 
irrige Ansicht erwecken, das Berufungsrecht habe gleichzeitig in den 
Händen der beiden gelegen und sei abwechselnd von ihnen ausgeübt 
worden. 

'') Aul dem Tage am 3. November 1571 machte der Landvogt 
einen Versuch, das Berufungsrecht an sich zu bringen, aber ohne 
Erfolg, cf. Instruktion für die Vertreter des Landvogts (B. A. ü. E. 
G. 221) und Abschied des Tages (ebenda). 
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30er Jahre des 16. Jahrhunderts berufen die Bischöfe von Straß- 
burg, oder in ihrer Abwesenheit ihre Räte, die imterelsässischen 
Stände.^) 

Nur in seltenen Fällen erläßt der ausschreibende Fürst aus 
eigener Initiative die Einladungen zu einem Ständetag ; er wartet 
vielmehr zumeist ab, bis einer seiner Nachbarn unter Hinweis 
auf einen im Lande herrschenden Uebelstand, der dringend der 
Abstellung bedürfe, ihn auffordert, eine Versammlung zu be- 
rufen; aber auch dann hält er sich dazu noch nicht für berechtigt. 
Wenn nicht gleichzeitig noch von anderer Seite dasselbe Ver- 
langen an ihn gerichtet wird, wendet er sich an die „vornehmsten" 
Stände und fragt bei ihnen an, ob die Berufung aus dem ange- 
gebenen (inmde notwendig sei.^) In den sehcnsten Fällen er- 
folgt eine negative Antwort.^) War dies anfang-s wohl nur eine 



*) Da die Räte keinen Tag ausschreiben, oluie vorher die Ge- 
nehmigung des Bischofs eingeholt zu haben, (cf. z. B. Schreiben der 
Räte an den Bischof dat. 10. Februar 1572 B. A. U. E. G. 221) sind in 
dem am Schluss der Arbeit gegebenen Verzeichnis der Ständetage 
auch die durch die Räte anberaumten Versammlungen als vom Bischof 
berufen bezeichnet. Die Berufenden sind in dem Verzeichnis nur 
dann angegeben, wenn sie sich durch irgend ein Aktenstück nach- 
weissen Hessen. 

^) cf. z. B. das Schreiben der Regierung in Ensisheim an den 
Bischof von Strassburg, dat. 14. April 1558 (B. A. U. E. G. 219) ; nach- 
dem die Stadt Strassburg angesichts der Gefahr, die dem Lande sei- 
tens der für den König von Frankreich geworbenen Reiter drohe, an 
die Regierung das Ersuchen gerichtet hat, sie möge zwischen „den 
genachbarten Ständen" eine Vereinigung veranlassen, fragt die Regie- 
rung beim Bischof an, ob er gesonnen sei, einen Tag zu beschicken. 

Vergl. ausserdem das Schreiben des Bischofs an den ünterland- 
vogt, die Grafen von Hanau-Lichenberg und die von Bitsch d. d. 
14. November 1562 (B. A. U. E. G. 220), nachdem die Stadt Strass- 
burg ihn um Berufung eines Tages angegangen hat. 

^> Nur ein Beispiel dafür ist mir bekannt, im Jahre 1572 
h^ilt der Graf von Hanau-Lichtenberg eine Ständeversammlung für 
unniHig. (Schreiben d. d. 10. März 1572 B. A. U. E. G. 221). Trotzdem 
w'rJ der Tag ausgeschrieben. 



— 62 — 

Vorsichtsmaßregel des Direktoriums, um sich nicht dem Vor- 
wurf auszusetzen, er verursache den Ständen durch imnütze Be- 
rufung unnötige Kosten, so entwickelt sich daraus allmählich für 
den ausschreitenden P^ürsten die Verpflichtung, vor der Berufung 
das Gutdünken anderer Territorialherren einzuholen.^) 

Bei solcher TImständlichkeit der Berufung darf es uns nicht 
Wunder nehmen, daß von der ersten Anregung bis zum Zustande- 
kommen eines Tages Wochen, oft sogar Monate vergehen. Im Jahre 
1558 z. B. wird in einem Schreiben der Regierung in Ensisheim 
an den Bischof von Straßburg vom 14. April eine Ständeversamm- 
lung in Aussicht genommen; der Bischof erwidert darauf, je 
eher der Tag stattfinde, desto besser sei es bei der gegenwärtigen 
gefährlichen Lage. Trotzdem ergeht das Ausschreiben erst am 
28. Mai. Dazu kommt noch, daß die Stände verlangen, daß die 
Berufung nicht zu kurz vor dem Termin erfolge, auf welchen der 
Tag angesetzt wird. Im Jahre 1568 entschuldigt der Graf vcäi 
Leiningen sein Fernbleiben von der auf den 25. November ausge- 
schriebenen Ständeversammlung, er könne „Kürze der Zeit hal- 
ber" niemand schicken.^) Daß eine solche Verzögerung der Be- 
ratungen in Fällen, in denen nur schnelles Handeln hätte helfen 
können, das I^nd an den Rand des Verderbens brachte, daß gar 
zu oft ein äußerer Feind im I^ande lag, ohne daß seitens der 
Stände auch nur das geringste geschehen war, um ihn fernzu- 
halten, — abgesehen davon, daß bei seinem Herannahen in der 
Kanzlei der Einzelnen eine fieberhafte Tätigkeit entwickelt wuixie, 
um den ausschreibenden Stand von der Gefahr in Kenntnis zu 



M Im Jahre 1587 beschwert sich die Stadt Strassburg darüber, 
(iass ihr die Gründe, weshalb der Tag anberaumt wurde, nicht mit- 
geteilt und nicht ihr „Bedenken darüber begert und ingenommen" 
worden sei, „wie hievor allwegen geschehen." Quellennachweis siehe 
unten p. 63, Anm. 2. 

') Schreiben des Grafen d. d. 21. November 1568 (B. A. ü. E. 
G. 220); die Berufung war erfolgt am 14. November, der Tag sollte 
stattfinden am 26. November. 
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setzen und ihn darüber auf dem Ijaufenden zu erhalten, und daß 
dann höchstens noch im letzten Augenblick ein Tag zustande kam, 
auf dem noch einige nutzlose Beschlüsse gefaßt werden konnt^i^) 
— braucht kaum hervorgehoben zu werden. Das Mißtrauen und 
die Eifersucht der Fürsten, Herren und Städte, die keinem unter 
ihnen auch nur ein Titelchen mehr Rechte zukommen lassen 
wollten, als sie selbst besaßen, mußten immer und immer 
wieder ihre verderblichen Folgen geltend machen; und trotzdem 
konnte man sich nicht entschließen, dem Vorsitzenden der Ver- 
sammlungen ein unbedingtes Berufungsrecht zuzugestehen. 

Erst nachdem der ausschreibende Fürst sich der Zustim- 
mung seiner Nachbarn versichert hat, erläßt er die Einladimgen; 
er nimmt darin zunächst Bezug auf die an ihn eigangene Auffor- 
derung, einen Tag anzuberamnen, und gibt dann genau an, wor- 
über bei der Versanmilung beraten werden soll.^) 

Die Forderung, daß im Ausschreiben der Grund der Be- 
rufung angegeben sei, ist bedingt durch die ganze Art der In- 
stitution der elsässischen Landstände; da sie eine freiwillige, 
zwanglose Vereinigung der Territorialfürsten und der Städte 



^) Dass das ganze Prinzip verfehlt war, wurde zuweilen auch 
von den Ständen empfunden; so erklärt z. B. der Graf von Hanau- 
I ichlenberg im Jahre 1569 in der Instruktion für seine Vertreter, 
<3r wisse nichts „fruchtparlichs und fürträglichs" zu raten, da das 
Land schon allenthalben mit fremden Truppen überschwemmt sei; 
die Berufung der Stände sei viel zu spät ins Werk gesetzt. (B. A. ü. 
E. G. 221.) 

^) cf. Die Urkundenbeilage Nr. 1, 2 und 3. Wie streng darauf 
geachtet wurde, dass der Grund der Berufung im Ausschreiben nicht 
fehle, ersehen wir aus der schon oben p. 62, Anm. 1 erwähnten Instruk- 
tion für die Vertreter der Stadt Strassburg (Str. St. A. A. A. 1991). 
In dem für den 26. Mai 1587 erlassenen Einladungsschreiben fehlt 
die Tagesordnung. Die Stadt weist deshalb ihre Abgeordneten an, sich 
zu beschweren, dass „nicht die vollkommen Proposition" angegeben 
sei, „noch ander Ursachen, warumb die Stand zusammen erfordert." 
Sie hätte „rechtmässige Ursachen genug gehabt, solche dem Her- 
kommen ungemäss angestellte Versammlung ohnbesucht zu lassen. 



(« 
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darstellen, so sind auch alle Leistungen, die jeder übernimmt, ab- 
hängig von dem guten Willen des Einzelnen. Nur selten erscheint 
ein Stand persönlich auf einem Tage, gewöhnlich schickt er seine 
Vertreter dahin. Naturgemäß muß er diesen die nötigen An- 
weisungen geben, was sie in seinem Nainen „handeln" sollen, und 
wie weit sie in der Uebemahme von Verpflichtungen gehen 
dürfen. Eine Instruierung der Gesandten ist aber nur dann mög- 
lich, wenn vorher die Tagesordnung der Versammlung bekannt 
gegeben ist. 

Ueber Fragen, die im Berufungsschreiben nicht angegeben 
sind, wird nie verhandelt; wird eine solche von dem einen oder 
andern Stand angeschnitten, so erklären die Vertreter der andern 
regelmäßig, sie seien „dahin nicht instruiert" und könnten des- 
halb darüber nicht beraten helfen.^) 

Da die Verhandlungen zu früher Tageszeit beginnen, ge- 
wöhnlich um sieben, oft auch schon um sechs Uhr, werden die 
Stände ersucht, ihre Vertreter schon am Tage vor dem zur Ver- 
handhmg in Aussicht genommenen Termin an den Ort der Ver- 
saimnlung zu schicken.^) Die Wahl desselben ist von Anfang' an 
in das Belieben des ausschreibenden Fürsten gestellt, doch wird 
nicht selten darauf Rücksicht genommen, daß die „Malstatt" 
von allen Ständen möglichst gleichmäßig leicht erreicht werden 



^) Die Gesandten sind an ihre Instruktion gebunden und dür- 
f»^i' nicht im geringsten von ihr abweichen; daher kommt oft der 
schleppende Gang der Ständeverhandlungen, die sich über ein und 
denselben Gegenstand nicht selten monatelang hinziehen. Immer 
und immer wieder muss die Beratung vertagt werden, weil die Ver- 
treter des einen oder des andern nicht weitgehend genug instruiert 
sind und deshalb die Beschlüsse nur „ad referendum" oder „auf 
hijider sich bringen" nehmen können; oft sind sie auch nur „ad 
audiendum et referendum" abgeordnet. Unbedingte Vollmacht erhalten 
die Gesandten nie; einmal, im Jahre 1569, verlangt der Bischof vom 
Grafen von Hanau, dass er seinen Vertretern unbeschränkte Voll- 
macht gebe, doch dieser weist das Ansinnen zurück mit dem Bemer- 
k'-'ii, solches sei früher nie gebräuchlich gewesen. 

^) cf. Urkundenbeilage 3. 
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könne; so wird für die gesamtelsässischenTage manchmal Schlett- 
ßtadt als der für beide Bezirke „gelegenste" Ort bezeichnet. 
Solange der Landvogt die unterelsäsßischen Stände beruft, wählt 
er gewöhnlich Hagenan, das ihm offenbar am bequemsten ist; 
nur vereinzelt tagen die Versammlungen in Molsheim. Nachdem 
dann die Berufung vom Landvogt an den Bischof von Straßburg^ 
übergegangen ist, treten die Landstände nicht ein einziges Mal 
mehr in Hagenau, dann und wann noch in Molsheim zusammen ; 
fast ausnahmslos werden in den folgenden Jahrzehnten die Tage- 
in Straßburg, „in des Kapitels Stuben," abgehalten. So sehr 
hatte man sich durch die mehrere Jahrzehnte hindurch in dieser 
Richtung geübte Praxis in Straßbui^ daran gewöhnt, die Land- 
stände in den Mauern der Stadt versammelt zu sehen, daß der 
Bat durch seine Vertreter auf dem in Schlettstadt im Jahre 158T 
abgehaltenen Tage sich darüber beschwert, daß die Zusammen- 
kunft „dem alten üblichen Herkommen ungemäß nitt, wie von al- 
tersher breuchig gewesen, in die Stadt Straßburg gelegt" worden 
sei.^) 

Am Abend vor dem zur Beratung angesetzten Tage treffen 
die Gesandten der Stände am Versammlungsorte ein, versehen 
mit einem Beglaubigungsschreiben, das ihnen zur T^gitimierung^ 
dem Direktorium gegenüber dient. Diese erfolgt entweder noch 
am selben Abend, oder am andern Morgen vor Beginn der Ver- 
handlungen: die Vertreter „zeigen sich an." 

Eine Verpflichtung, auf den Versammlungen zu erscheinen, 
besteht für niemand; trotzdem entschuldigen sich diejenigen, die 
keine Gesandte schicken, gewöhnlich beim Vorsitzenden. Oft 
übernehmen auch die Abgeordneten eines Standes die Vertre- 
tung für einen andern, der entweder keinen aus seiner Verwaltung 
entbehren kann, der „zu den Sachen zu gebrauchen" wäre, oder 
auch, um Kosten zu sparen, selbst keinen Vertreter schicken will*,. 



^) cf. Die p. 62 Anm. 1 und p. 63 Anm. 2 angeführte Instruktion. 
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•denn naturgemäß fallen jedem Stande die Unterhaltungskosten 
für seine Gresandten für die Dauer der Beratungen zur Last. Da 
die Verhandlungen sich mitunter mehrere läge hinziehen — 
im Jahre 1580 z. B. währen sie vom 8. — 14. Februar — bedeutet 
das eine ziemliche Ersparnis für denjenigen, der keine Vertreter 
schickt.^) 

Nachdem die Gesandten sich legitimiert haben, nehmen sie 
^ie ihnen zukommenden Plätze ein. Am Direktoriumstisch sitzen 
<lie Abgeordneten des ausschreibenden Fürsten, die andern lassen 
eich in einer bestimmten Reihenfolge nieder, die allerdings nicht 
immer dieselbe geblieben ist. In der späteren Zeit ist die Ord- 
nung* auf den gesamtelsässischen Tagen folgende: 1. Die R^e- 
rung in Ensisheim. 2. Die 1/andvogtei Hagenau. 3. Der Bischof 
von Straßbui^. 4. Das Domkapitel. 5. Der Herzog von Württem- 
berg. 6. Die Grafen von Hanau-Lichtenberg. 7. von Leiningen- 
Dagsburg. 8. von Leiningen- Westerburg. 9. von Lützelstein. 10. 
r>er Freiherr von Fleckeustein. 11. Die Herren von Kappoltstein.^) 
12. Die Herren von Barr.'^) 13. Die Herren im Weilertal. 14. Die 



M Sehr oft übernimmt Hanau-Lichtenberg die Vertretung für 
Flecken stein, besonders in der späteren Zeit. Im Jahre 1562 beauf- 
tragten die Herren von Barr und die aus dem Weilertal den Herrn 
von Fleckenstein mit ihrer Vertretung. (B. A. U. E. G. 220). 

*) Mit Unrecht behauptet Overmann, die Rappoltsteiner hätten 
auf die Ständetage keine Vertreter geschickt; das Gegenteil beweist 
(las Verzeichnis der Ständetage am Schluss dieser Arbeit. Aller- 
dings nur zweimal, auf den Tagen am 28. April 1519 und am 22. — 24. 
Oktober 1528 finden wir die Rappoltsteiner vertreten; dies spricht 
aber keineswegs gegen deren Reichsunmittelbarkeit, denn auch die 
Keichsabtei Murbach und das Kloster St. Stephan beschickten nur 
i mige Tage, und doch wird sich dadurch ihre Reichsunmittelbar- 
keit nicht in Frage stellen lassen. Da alle andern Territorialherren, 
,lif an den Ständeversammlungen teilnahmen, reichsunraittelbar waren, 
.:>:iaube ich mich zu dem Schlüsse berechtigt, dass auch die Rappolt- 
steiner unabhängig waren. 

Overmann (a. a. O. p. 18) sagt, die Herrschaft Rappoltstein 
Jiabe, so lange sie existierte, stets unter österreichischer Herrschaft 
j!('standen, und von den Herren von Rappoltstein sei von jeher auer- 
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kannt worden, dass sie Landsassen und Untertanen des Landgrafen 
im Ober-Elsass seien. 

Für die Periode, auf die es Overmann hauptsächlich ankommt, 
für die Zeit kurz vor dem westfälischen Frieden, trifft seine Behaup- 
tung zu; im Jahre 1648 war die Herrschaft Rappoltstein österreichi- 
scher Landstand. Doch gilt dies nicht für die letzten Jahrhunderte 
des Mittelalters. Ich will hier kurz die einzelnen Momente angeben, 
die für die Unabhängigkeit der Rappoltsteiner sprechen. 

Die Herren von Rappoltstein nehmen selbständig, neben Öster- 
reich an den Landfriedensbündnissen im Elsass teil, so in den Jahren 
1338, 1345, 1352, 1362 und 1366 (s. o.) 

Im Jahre 1426 bietet König Sigmund einen Rappoltsteiner auf 
zum Kriege gegen die Hussiten; er nennt ihn seinen „und des richs 
liben getrewen"; danach ist der betreffende reichsunmittelbar. (D. R. 
A. VIII, p. 471). 

1462 bietet Kaiser Friedrich die Rappoltsteiner unter andern 
Reichsständen zum Krieg gegen den Pfalzgrafen Friedrich und Her- 
zog Ludwig von Bayern auf. (fönt. rer. Austr. II, 44 p. 407). 

1471 ist Wilhelm, Herr zu Rappoltstein, unter der Reihe der 
Reichsstände aufgeführt, die auf dem Reichstag zu Regensburg zu- 
gegen waren ; er hat demnach Reichsstandschaft. 

Endlich sind die Rappoltsteiner im Anfang des 16. Jahrhunderts 
auf verschiedenen Ständetagen vertreten. Dass sie „nur aus 
Versehen" in die erste Reichsmatrikel von 1521 aufgenommen wur- 
den, halte ich für unwahrscheinlich; die Rappoltsteiner galten da- 
mals wohl noch für unabhängig, wurden aber auf Veranlassung der 
Österreicher, die damals schon Hoheitsrechte geltend machten, nach- 
her aus der Matrikel wieder gestrichen. 

Nach alle dem sind die Rappoltsteiner bis ins 16. Jahrhundert 
reichsunmittelbar gewesen. Halten wir dieser Tatsache die andere 
gegenüber, die Overmann unbestritten nachgewiesen hat, dass die 
Herrschaft im Jahre 1648 österreichischer Landstand gewesen, so 
werden wir wohl jenen M6moires Glauben schenken müssen, die 
Overmann p. 18 Anm. 2 zitiert, nach denen Rappoltstein erst im 
Laufe des 16. Jahrhunderts in Abhängigkeit von Österreich gekom- 
men ist. Inwieweit die Einräumung der Hoheitsrechte an Österreich 
freiwillig geschehen ist, muss ebenso dahin gestellt bleiben, wie die 
genauere Präzisierung der Zeit, in der dies geschehen ist. Dies 
Hesse sich nur auf Grund eingehenderer archivalischer Studien aus- 
machen, die hier zu weit abführen würden. 

^) Die Herrschaft Barr ist zum letzten Mal vertreten am 15. 
Dezember 1562; das Berufungsschreiben vom 29. August 1565 (B. A. 
U. E. G. 220) ist auch noch an die Herren von Barr gerichtet. Im 
Jahre 1566 ging die Herrschaft durch Kauf an die Stadt Strassburg 
über, die fortan die Vertretung für sie übernahm. (Reichsland). 
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Mark Maursmünster. 15. Die Äbtissin des Klosters St. Stephan in 
Straßburg. 16. Die Abtei Murbach (15 und 16 nur vereinzelt.) 
17. Die Stadt Straßburg. 19. Die Kitterschaft iiu I ■ nter-Elsaß.^ ) 
19 — 28. Die zehn Reichsstädte Hagenau, Kohiiar, Schlettstadt, 
Weißenburg-, Landau^), Oberehnheim, Kaysersbei^, Eosheiin, 
Münster und Türkheim. Einmal, auf dem unterelsässischen Tag 
am 3. — i. Juli 1525, ist auch die Stadt Metz vertreten. Die 
Keihenfolge auf den unterelsässischen Tagen ist dieselbe, nur 
daß dabei natürlich die Stände aus dem Ober-Elsaß fehlen. 

Wie auf den Kreistagen die Teilnehmer, so scheinen auch 
die elsässischen Landstände in Bänke zerfallen zu sein. Genaueres 
läßt sich allerdings darüber nicht feststellen, nur zwei kleine 
Notizen deuten darauf hin: einmal ist von einem Kriegsrat der 
geistlichen Bank die Rede, ein ander Mal heißt es von der Ritter- 
schaft: „so ein sondere Bank besessen." Eine Einteilung der 
Stände in Bänken kann danach nicht zweifelhaft sein. Näheres läßt 
sich darüber nicht feststellen. Nach ' Analogie der auf den Kreis- 
tagen beobachteten Ordnung würden wir bei unsem Landständen 
auf eine Einteihmg in fünf Bänke kommen; eine geistliche und 
eine w^eltliche Fürstenbank, eine Grafen- und Herren-, eine Ritter- 
und eine Städtebank.'^) 



^) Anfangs wurde jeder einzelne Ritter auf die Tage geladen, 
nachher wurde die ganze Ritterschaft durch einen Ausschuss ver- 
treten. 

^) Soweit die beiden Städte später überhaupt an den Verhand- 
lungen teilgenommen haben; cf. das Verzeichnis der Ständetage. 
Overmann (a. a. O. p. 10) behauptet irrig, Weissenburg und Landau 
hätten an den §tändeversammlungen nur zweimal teilgenommen; 
in den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts sind sie nicht selten 
auf den Tagen vertreten. Die beiden Tage, die Overmann zitiert, zu 
denen die beiden Städte hinzugezogen sein sollen, habe ich nicht nach- 
weisen können; vielleicht sind die Tage von 1529 und 1532 gemeint, 
zu denen Weissenburg und Landau geladen wurden. 

^) Wann diese Einteilung erfolgt ist, lässt sich nicht ermitteln, 
man kann darüber nur Vermutungen aufstellen. Vielleicht ist der Streit 
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Bevor wir zur Darstellimg der Geschäftsordnung übergehen, 
die auf den Ständetagen befolgt worden ist, müssen wir auf die 
häufig vorkommenden Sessionsstreitigkeiten etwas näher eingehen, 
da sie mit der Organisation der Landstände in engem Zusammen- 
hang stehen. Die ersten derartigen Differenzen werden durch 
den Landvogt in Hagenau hervorgenifen. Auf dem unterelsässi 
sehen Tage am 3. November 1571 protestierten seine Vertreter 
zunächst gegen die Berufimg der Stände durch den Bischof. Sie 
setzen dann „weitläufig auseinander, wie es vor Jahren mit dem 
Vorsitz gehalten worden;" dem alten Herkonunen zuwider habe 
der Bischof den Landvogt „des Vorsitzes priviert" und sogar 
zugelassen, daß auch die Abgeordneten des Domkapitels 
ihren Sitz vor denen des Landvogts genommen haben. Die Ver- 
treter des Bischofs weisen jedoch die Ansprüche entschieden zu- 
rück: es falle ihnen nicht im mindesten ein, andern ihre Rechte 
zu verkürzen, aber ebensowenig seien sie gesonnen, von ihren 
auch nur das geringste aufzugeben; zu den althergebrachten 
Eechten des Bischofs gehöre unstreitig das, die Ständetage zu be- 
rufen und bei den Versammhmgen den Vorsitz zu führen. Für 
diesmal geben sich die Vertreter des Landvogts damit zufrieden, 

zwischen der Regrierun^ in Ensisheim und der Landvogrtei Hagenau 
einer- und dem Bischof von Strassburg und dem Domkapitel anderer- 

k 

seits eine Folge davon, ein Kampf der beiden Fürstenbänke um den 
Vorrang, vielleicht ist auch der „Sessionsstreit" zwischen dem 
Herzog von Württemberg und dem Domkapitel im Anfang der 80er 
Jahre des 16. Jahrhunderts durch die Scheidung der Stände in 
Bänke hervorgerufen worden. Es wäre nicht ausgeschlossen, dass 
der Herzog als solcher der weltlichen Fürstenbank zugezählt werden 
und dadurch Sitz und Stimme vor dem Domkapitel haben wollte, 
während die Vertreter des Domkapitels in ihm nur den Besitzer 
von Horburg und Reichenweier und somit den Grafen von Mömpel" 
gart erblickten, dem nur ein Sitz auf der Grafenbank zukomme. Da- 
nach müssten wir die Einteilung in Bänke in das Ende der 60er oder 
in den Anfang der 70er Jahre des 16. Jahrhunderts ansetzen. Doch 
ist dies nur eine Hypothese, für die ich weitere Stützen nicht habe 
finden können. 
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daß ihr Protest zu Protokoll genommen wirdJ) Nachher hat der 
Landv(^t seine Ansprüche auf das l^enifungsrecht und den Vor- 
sitz nicht mehr erneuert und sie sö stillschweigend aiifgegelien,^) 
Die weiteren Streitigkeiten wurden durch den Bischof 
Johann von Manderscheid hervorgerufen, der, me wir oben^) 
gesehen haben, auch die Berufung der gesamtelsässischen Stände- 
Versammlungen ganz in seine Hand brachte. Nachdem ihm die« 
gelungen war, wollte er auch die andern Rechte an sich bringen, 
die damit in Verbindung standen imd die bisher auf den gesamt- 
elsässischen Tagen die Vertreter der Regierung in Ensisheim 
ausgeübt hatten: das Recht den Vorsitz zu führen und die erste 
Stimme abzugeben. Hatte die Regierung auf die Berufung der 
Stände stillschweigend verzichtet, vielleicht weil sie ihr nur Arbeit 
machte und wenig oder gar keine praktische Bedeutimg hatte, so 
war sie aber nicht gewillt, auch den Vorsitz imd das erste Votum 
aufzugeben. Als die Vertreter des Bischofs auf der Versamm- 
lung am 8. Dezember 1679 den ersten Versuch machen, die 
Ensisheimi-^chen vom Präsidium zu verdrängen, werden sie ent- 
schieden zurückgewiesen. Nichtsdestoweniger gibt der Bichof in 
der Instruktion^) für seine Vertreter auf dem folgenden Tage'^) 

^) cf. Das Protokoll über die Verliandlung:eii auf jenem Tage 
B. A. U. E. G. 221. 

^) Für die Behauptung Overmanns (a. a. O. p. 11), die Land- 
vogtei habe ihre Ansprüche nicht aufgegeben, vielmehr bis zum 
Westfälischen Frieden stets und ausdrücklich gegen die bischöflich- 
strassburgische Anmassung protestiert," habe ich keine Belege fin- 
den können. Im Gegenteil, schon in den 80er Jahren des 16. Jahr- 
hunderts hat sie das Berufungsrecht des Bischofs anerkannt. Denn 
am. 11. Mai 1586, am 17. September und am 17. Dezember 1587 fordert 
der Landvogt den Bischof auf, die Stände zu berufen ; ebenso am 10. 
März 1608, am 11. Mai 1609; in einem Schreiben d. dat. 13. September 
1610 nennt er die bischöflichen Räte „die ausschreibenden," am 8. 
August 1624 dieselben „ein löbliches Direktorium." (B. A. ü. E. 
0. 245). 

') S. 59. 

*) B. A. U. E. G. 229. 

^) Am 8. Februar 1580. 
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den Befehl, in seinem Namen die „erste Session*' einzunehmen! 
und im Falle, daß sie ihnen wieder streitig gemacht \viirde, den 
Vertretern der Regienmg .vorzuhalten : der Bischof habe von je- 
her das Recht gehabt, die Stände zu bemf en ; als ausschreibender 
Fürst habe er auch „allewegen" das erste Votum und „conse- 
quenter" die erste Session gehabt; beides sei ihm früher nie 
bestritten oder „wissentlich contradiziert" worden, und en sei 
„notorisch," daß beides dem Bischof zustehe. Wenn die Ensis- 
heimischen auch in den Jahren 1537, 1542, 1544 imd 1558 ge- 
samtelsässische Tage berufen hätten, so sei ihnen dies nur ge- 
stattet worden, weil sie in direktem Auftrag des Kaisers han- 
delten und auch erst, nachdem sie das Gutachten und die Ein- 
willigmig der derzeitigen Bischöfe eingeholt hatten. Dem Bischof 
stehe schon aus dem Grunde ein gewisses Vorrecht zu, weil er 
durch die Erledigung der laufenden Geschäfte nicht geringe Mühe 
und Unkosten habe. Dass die österreichischen Vertreter, ohne 
von Seiten des Bischofs daran gehindert zu werden, „sich in 
vorigen Jahren eingetnmgen und also de facto etlich Jar her- 
die erste Session eingenommen," sei lediglich auf ein Versehf^n 
oder auf die Nachlässigkeit der früheren Bischöfe zuriickzuführen. 
Dieser „T^nfleiß und Übersehen" der Vorgänger könne aber den 
„wolhergeprachten Gerechtigkeiten" des jetzigen Bischofs keinen 
Abbruch tun. 

Trotz dieser strengen Anweisung, die Johann seinen \ er- 
tretem gibt, sehen diese sich auf dem Tage schließlich genötigt,, 
nachzugeben und die Leitung der Verhandlungen an die Ensi^- 
heimischen abzutreten, ,, damit gemein fast abgehandelte sach<rn 
dadurch nit uflFgehalten oder verhindert'* würden. 

Doch war der Bischof nicht gewillt, dauernd auf den Vor- 
sitz zu verzichten. Vor Beginn der Beratungen, am 13. Janujir 
1582 treten seine (Gesandten wieder in TTnterhandlungen 
mit den Vertretern der Eegienmg; diese erklären jedoch». 
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die Sache sei auf dem letzten Tage erledigt worden. 
Die Bischöflichen erwidern darauf, sie hätten damals nur 
„mit Protestation" nachgegeben, seiejn aber bereit, um dem 
Streit ein Ende zu machen, mit den Ensisheimischen im Vor- 
sitz abzuwechseln. Diese aber „dringen hart" auf die erste Ses- 
sion, die ihnen endlich auch überlassen wird. Auf eine sofortige 
Anfrag« der Vertreter des Bischofs bei ihrem Auftraggeber^) 
wie sie sich weiterA^erhalten sollten, erhalten sie die Antwort^), sie 
sollten der Eegierung in Ensisheim „mit Session und ersten 
Totis nicht vorgreifen," aber fest darauf bestehen, daß ihre Ver- 
treter auch wirklich zuerst ihre Meinung äußerten ; denn es sei 
bei den imterelsässischen Ständen von jeher gebräuchlich gewe- 
sen, daß der Vorsitzende zuerst sein Votum abgebe. Dagegen 
werden die Ansprüche des Landvogts, der sich inzwischen der 
Regierung in Ensisheim angeschlossen hatte und Sitz und Stimme 
vor dem Bischof verlangte, ohne weiteres als unberechtigt zu- 
rückgewiesen. 

Es erscheint zunächst auffällig, daß jetzt auf einmal Johann 
so bereitwillig den Vorsitz an die Ensisheimer abtritt. Diese 
plötzliche Nachgibigkeit findet jedoch ihre Erklärung darin, daß 
es dem Bischof bedenklich erschien, in der damals zur Verhand- 
lung stehenden Angelegenheit, in jener „wichtigen Ablösungs- 
sachen,^) zuerst seine Stimme abzugeben. 

Und nur für jenen Tag hatte er verzichtet; denn schon bei 
der folgenden Versammlung, am 1. Oktober 1583, macht er 



') dat. 13, Januar 1582. B. A. IJ. E. G. 228. 

^) Ebenda. 

^) Es handelt sich auf jenem Tage um den Streit zwischen dem 
Bistum Metz einer- und dem Grafen von Hanau-Lichtenberg und der 
Stadt Strassburg andererseits, wegen des Besitzes von Herrenstein 
und Neuweiler, bes. um die Frage, ob man auf Grund der vorigen 
Landsrettung den beiden bedrohten Ständen Beistand leisten solle, 
oder ob die Angelegenheit als Privatsache angesehen werden solle. 
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seine Ansprüche von neuem <>elten(P). stößt al)er bei den Ver- 
tretern der Regierung wie bei denen des I^ndvogts auf so heftigen 
Widerstand, daß er Avieder nachgeben muß, „damit solcher Streit 
gemeinen I^ntertanen" nicht zum Nachteil gereiche nnd ,,deß 
Vaterlandes wolfart nit verhindert" werde. 

Bald darauf kommt ein Kompromiss zwischen den streiten- 
den Parteien zustande: die Bischöflichen führen auch auf den 
gesamtelsässisclien Tagen den Vorsitz, dagegen nehmen die Ensis- 
heimer und die Landv()gtischen die erste, bezw. die zweite Ses- 
sion ein und geben vor jenen ihr Votum ab.^) 

Ähnliche Sessionsstreitigkeiten kommen auch zmsclien 
anderen Ständen vor, doch sind sie im allgemeinen bedeutungs- 
los ; so zwischen dem Domkapitel und Württeml>erg (auf den Ta- 
gen am 8. Februar 1580, am 18. Januar 1582, am 1. Oktober 1583 
nnd am 3. März 1586), zmschen den beiden Leiningen (am 12. 
Juni 1617) und anderen. 

Während alle diese Konflikte nur vorübergehender Natur 
sind und bald gütlich beigelegt werden, liegen beinahe das ganze 
letzte Jahrhundert hindurch, in dem die T^ndstände zusam- 
mentreten, die Reichsstädte im Unter-Elsaß, Hagenau, Oberehn- 

M cf. das Protokoll jenes Tages. B. A. U. E. G. 228. Indeui 
der Bischof davon ausgeht, dass das Berufungsrecht ihm zustehe, leitet 
er die anderen Ansprüche daraus ab und argumentiert folgendermas- 
fion: „Was das Ausschreiben anlangt, seie solches notorium und nie- 
malen in dubium gezogen worden. Was das erst Votum anlangt, ist 
unleugbar, dass jederzeit die bischöffliche dassselbig gehagt, ist ihnen 
auch vor 1579 niemalen strittig gemacht worden. Was die Session 
unleugbar, folgt solches aus dem vorigen, denn wer erstlich votiert, 
soll ,'>illich auch die erst Session haben. Was die Ümbfrag anlangt, 
folgt nottwendig, dass der das Ausschreiben und zu proponieren hatt, 
auch die ümbfrag haben sollt, wie an allen Ortten und Zusammen- 
künften gebräuchlich." 

^) ürkniidlich bezeugt ist zwar ein solclies Abkommer nicht, 
aber aus der von jener Zeit ab unbestritten ausgeübten Praxis dür- 
fen wir mit Sicherheit auf einen in diesem Sinne abgeschlossenen 
Vergleich schliessen. 
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heim und Rosheim^j mit der Ritterschaft im Tiiter-Elsaß im 
Streit. Die erste Spur davon finden wir im Jahre 1584, als die 
Städte gegen die Ritterschaft des „Vorvotierens" halber pro- 
testieren; dann hören wir nichts mehr davon bis ins Jahr 1601. 
Tn dem Bericht, den die Vertreter der Stadt Straßbnrg über die 
Verhandlungen am 12. Xovember zu Kolmar an den Rat schicken, 
heißt es: „Die Ritterschaft will vor den Städten votieren, oder 
gar ausbleiben."^) Gleich darin erkennen wir die ganze Heftig- 
keit, mit welcher der Kampf geführt wird. Am 5. April 1605 
geraten die beiden Parteien wieder hart aneinander, aber sie 
werden von den andern Ständen aufgefordert, ..deTi Span an ge- 
bührendem Ort" auszutragen. Was mit diesem „gebührendeiu 
Ort," gemeint ist, ersehen wir aus dem Protokoll über die Ver- 
handlungen vom 12. — 13. Juli 1605, worin ein großer Teil der 
Vertreter Erklärt, die Entscheidung über den Streit stehe nicht 
den Ständen, sondern allein dem Kaiser zu. Auf diesen Bescheid 
hin reichen die Städte eine Begründung ihrer iVnsprüche an den 
Kaiser ein^) : bei allen Reichstagen hätten die Reichsstädte Ses- 
sion und Stimme, sie bildeten den dritten Reichsstand und wür- 
den dabei „ungehindert und ungetrennt" belassen. Auf „Depu- 
tation-, Kreis- oder andere Versammlungstagen, da Chur- und 
Fürsten, Prelaten, Grafen, Herren imd Stett" erschienen, gäben 
zwar die höheren Stände zuerst ihr Votum ab, aber die Reichs- 
städte bildeten immer ein „ungetrennt Corpus, sowohl in ses- 
sione, als in voto." Geschehe ihnen auf den höheren Versamm- 
lungen kein Eintrag an ihren Rechten, so dürfe man ihnen diese 
hier auf den „geringen" Ständetagen erst recht nicht streitig 



M Schlettstadt nahm damals an den unterelsässischen Tag:en 
nicht teil, da sich die Stadt, wahrscheinlich aus kommerziellen Grün- 
den mehr den oberelsässischen Ständen genähert hatte. 

') Str. St. A. A. A. 1993. 

^) Die gleiche Eingabe richteten sie auch an die Stände. 
B. A. U. E. G. 231. 
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machen. Zudem sei es widersinnig, der einen Reichsstadt Straß- 
burg den Vorrang zu lassen^ den andern aber, die jener ])olitisch 
vollständig gleichstünden, ihn entreißen zu wollen. Sie schließen 
ihre Eingabe mit der Drohung, sie würden in Zukunft keine 
Ständetage mehr l>eschicken, wenn sie l)ei ihrem „ordentlichen 
Votum** nicht „belassen'* würden. 

Die Städte erreichten dadurch, daß ihnen auf den folgen- 
den Tagen das „prius votum" erteilt wurde. Doch bald machte 
die Ritterschaft ihre Ansprüche wieder geltend, weshalb die 
Städte auf die am 24. September 1610 in Straßburg stattfindende 
Versammlung keine Vertreter schickten. Die Ritterschaft reichte 
außerdem Klage gegen die Städte beim Reichskammergericht ein, 
weil sie „die Leuth imziemblicher Weise zu diffamiren keine 
Scheu" trügen. Auf den 28. Januar 1611 als ersten, zweiten und 
letzten Termin wurden die Städte zur Verantwortung vor das 
Reichskanmiergericht geladen.^ ) 

Während der Prozeß in Speyer schwebt, sind die Stände 
aufs eifrigste bemüht, dem Streit auf gütlichem Wege ein Endo 
zu machen. Am 19. März 1611 schlagen sie den beiden Parteien 
vor^), sie sollten fortan ^,altemative'' votieren, zum ersten Mal 
Jie Städte vor der Ritterschaft. Doch dieser Vermittlungsversuch 
scheitert, wie alle anderen an der Hartnäckigkeit der Städte, die 
immer besonders betonen, daß auf allen Reichs- und Kreistagen 
die Reichsstädte ein „unzertrennt corpus*' bilden und ihnen da- 
nach das Votum nach der Stxidt Straßburg zustehe.'^) 

Am 28. Februar 1615 wird endlich das Urteil vom Reichs- 
kammergericht gefällt: die Städte werden von der Anklage der 



^) Citalion an die Städte dat. 3. November 1610. B. A. U. E. 
G. 231. 

*'^) Schreiben der Stände an die Kitterschaft. Str. St. A. 
A. A. 1993 und an die Städte, ebenda. 

^) cf. Antwort der Städte auf das eben zitierte Sciireiben der 
Stände dat. 2. Mai 1611. B. A. U. E. 0. 231. 
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Dijffamation^' freigesj)r(K*hen, den Klägern sämtliche (Teriehts- 
kost^n auferlegt.^) Der Streit um die „ Proeminentz" 
dauert aber mit ungeschwächter Heftigkeit fort, da keine der 
l)eiden Parteien nachgeben wollte, die Städte stützten sich unmer 
auf die oben angeführten (i runde, die Kittersc^haft führte bei 
jeder Gelegenheit aus: die Eeichsritterschaft stehe „bei in- und 
ausländiHchen Potentaten' ' in solchem Ansehen, daß sie bei allen 
Versammlungen dem bürgerlicben Stand imd den Städten vor- 
gezogen werde, sowohl „in sessionibus, als in votis." Ein Beweis 
dafür, daß die Ilitterschaft ein höherer Stand sei als die Städte, 
sei in der goldenen Bulle Karls IV und in anderen kaiserlichen 
Urkunden gegeben, in denen immer die Ritterschaft vor den bür- 
gerlichen Städten aufgeführt werde. Ein weiterer Beweis dafür, 
daß der Kitterstand über dem bürgerlichen Stand stehe, sei die 
Erhebung eines Bürgerlichen in den Adelsstand als Belohnung 
für treue Dienste. Endlich ergebe sich die „Proeminentz" der 
l^itterschaft über die Städte auch daraus, daß die geistlichen 
Fürsten und Kurfürsten, die vornehmsten Säulen des heiligen 
Kelches, adelichen Geblütes und nur dadurch „zu solchen Digni- 
täten erhaben" seien. 

Wenn die Städte dagegen ins Feld führten, sie bildeten 
mit Straßburg ein „imzertrennt corpus," müßten also gleich 
nach dessen Vertretern Sitz und Stimme haben, so erwidere 
die Kitterschaft darauf, daß sie der Stadt Straßburg das „])riu8 
Votum" nur belasse, weil die Hälfte oder mindestens ein Drit- 
tel des Kates der Stadt aus adligen und rittermäßigen Per- 

') Urteil. B. A. ü. E. G. 231. 

Gegen dieses Urteil legt die Ritterschaft Berufung ein an 
Heil kaiserh'chen Reichshofrat. „Von Römischer Kaiserl. Macht, auch 
Gericht und Rechts wegen** werden die Städte aufgefordert, innerhalb 
der nächsten drei Monate nach der Zustellung der Ladung vor Gericht 
zu erscheinen. (Ladung B. A. U. E. G. 231). Am 14. Oktober 1616 
bestätigt Kaiser Matthias das Urteil des Kammergerichts. (Münster 
Stadt-.Archiv A. A. 32). 
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sonen bestehe und weil außerdem Straßburg auf den Stände- 
tagen als Besitzerin der Herrschaft Barr einen Herrenstand ver- 
trete. Wenn endlich die Städte sich inmier darauf beriefen, daß 
nie auf den Reichstagen einen einheitlichen, unzertrennt^n Stand 
bildeten, so könne man ihnen nur entgegnen, daß zwischen den 
Reichstagen und den elsässischen Ständeversammhmgen ,, nicht 
eine schlechte I>iiferentz" sei.^) 

Da durch die unablässigen Streitigkeiten die Verhandhmgen 
fortwährend gestört wurden, sahen sich die Stände genötigt, den 
Kaiser nm die Entscheidung des Konfliktes anzugehen.^) Diesei' 
verweist die Untersuchung an den kaiserlichen Reichshofrat und 
verfügt, daß die beiden Parteien vorläufig, bis ein endgültiges 
Urteil gefällt sei, im „Vorsitz, votieren und unterschi'eibeu^^ ab- 
wechseln .sollten.^) 

Dies ist die letzte Entscheidung, soweit vdv erkennen kön- 
nen, die in dieser Angelegenheit erfolg*t ist. Doch wurde der 
Streit dadurch keineswegs beendet, beinahe auf jedem Tage er- 
neuert er sich, und bald weigern sich die Städte, bald die Ritter- 
schaft an den weiteren Ständeberatungen teilzunehme li. Selbst 
auf der letzten Versammlung der Landstände, am 4. Januar 1683, 
tp.ucht der alte Konflikt noch einmal auf, dem erst das Aufhören 
der ganzen Institution ein Ende macht. 

Nach diesem Exkurs über die Sessionsstreitigkeiten kehren 

^) Eingabe der Ritterschaft an den Kaiser d. dat. 26. Okto- 
ber 1625. B. A. U. E. G. 231 und Kolmarer Stadt-Archiv. Scr. 
J. Lad 9. 

'^) Beschluss des Ständetages am 11. Oktober 1625. B. A. U. 
E. G. 231 und am 24. Dezember 1625. B. A. U. E. G. 237. Die beiden 
Parteien sollen durch Vermittlung des Direktoriums eine Begründung 
ihrer Ansprüche an den Kaiser einreichen. In dem Schreiben, in dem 
die Stände den Kaiser um Beilegung des Streites bitten, schlagen sie 
als einfachstes Mittel dazu vor das Abwechseln in Session und 
Votum. 

^) Schreili n des Kaisers d. dat. 3. Januar 1628. B. A. U. E. 
G. 231. 
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Avir zur eigentlichen Organisation der Landstände zurück und 
gehen zu der auf den Tagen beobachteten (jeschäftaordnung über. 
Sie ist im (iranzen dieselbe, wie die auf den Reichstagen üb- 
liche.i) 

l>er Vorsitzende eröffnet die Versammlung durch die Be- 
grüßung der anwesenden Vertreter, denen er für ihr Erscheinen 
dankt. Dann trägt er die Proposition vor, in der er zunächst die 
Einberufung des Tages noch einmal wie üu Aussehreiben kurz be- 
gründet und dann die einzelnen zur Beratung stehenden Punkte 
auseinandersetzt. Im Anschluß daran gibt er auf den unterelsäs- 
sischen Tagen und bis in die Mitte der 80er Jahre des 16. Jahr- 
hunderts auch auf den ge.-^amtelsässischen^) im Namen seines 
TTerm sein Votum ab und hält dann die Umfrage. Der Reihe 
nach werden die Vertreter der einzelnen Stände nach ihrer Mei- 
nung gefragt; in längeren Ausführungen geben sie gemäß ihrer 
Instruktion ihr Votum ab ; stehen mehrere Punkte auf der Tages- 
ordnung, so können sie gleich alle zusammen behandelt werden, 
gewöhnlich aber A\drd über jode einzelne Frage l)esonders beraten. 
Die Stände sind nicht an die l'agesordnung gebunden, neben den 
in der Proposition voigeschlagenen Verhandlungspunkten kann 
jeder Stand die Beratung über irgendwelche Mißstände anregen, 
die dann auf die Tagesordnung der nächsten Versammlung über- 
nommen werden. 

Nachdem alle Vertreter ihre Meinung" geäußert haben, faßt 
der A'^orsitzende die Vota der „Maiora^' zusammen und formuliert 
die zu fassenden Beschlüsse; nach einer zweiten Umfrage dar- 
über erfolgt die Beschlußfassung, das (^onclusum, das durch den 
Schreiber, den das Direktorium zu dem Tage geschickt hat, in 

^) cf. Rauch: Traktat über den Reichstag: im 16. Jahrhundert. 
(Quellen und Studien zur Verfassungsgeschichte des Deutnchen 
Keiches im Mittelalter und Neuzeit, herausgegeben von Karl Zeumer. 
Hd. I, 1.) 

*) Wie es auf den gesamtelsässischen seit 1583 gehalten 
wurde, s. o. p. 73. 
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dem sogenannten Abschied schriftlich niedergelegt wird. Der 
erst^ Entwurf wird den versammelten Ständevertretem noch ein- 
mal vorgelesen, dann erfolgt, nachdem jene ihre endgültige Zii- 
stimniung erteilt haben, die Ausfertigung des Abschiedes. DicBe 
muß in soviel Exemplaren vorhanden sein, als Stände da sind ; 
denn die Vertreter jedes einzelnen erhalten eine Ausfertigung, 
die sie ihren „Obern" tiberbringen. 

Ifach der Ausfertigung erfolgt der letzte Akt, der den Be- 
schlüssen erst Gültigkeit verschafft: die Beurkiuidung. Anfangs 
unterzeichnen und besiegeln die Vertreter sämtlicher anwes^i- 
den Stände den Abschied, später kommt stellvertretendes Unt^r- 
»eichnen vor und wird bald allgemein gebräuchlich. Stets beur- 
kunden die Abschiede der Bischof von Straßburg, die Regienmg 
von Ensisheim, die Landvogtei Ilagenau und die Stadt Straßburg, 
dann unterzeichnet gewöhlich der Graf von Hanau- Lichtenberg 
„von der Grafen und Herren wegen," der Ausschuß der Ritter- 
schaft für diese ; für die Städte unterzeichnet vmd besiegelt eine 
unter ihnen, die wohl jedesmal im Voraus dazu bestimmt wai'd.^) 

Die Beschlüsse haben nur für diejenigen Gültigkeit, die in 
die Besiegelung gewilligt haben. Diese wird nicht ein einziges 
Mal von dem einen oder dem andern Stande verweigert. Bei 
Meinungsverschiedenheiten schließt sich gewöhnlich die Minder- 
heit, gemäß ihrer Instruktion „sich von den maiora nicht abzu- 
sondern," der Mehrheit an, so daß sämtliche Beschlüsse ein- 
stimmt zustande kommen. Fehlt einem oder mehreren Stände- 
vertretern die Weisung*, sich der Mehrheit zu fügen, ist also 
eine Einigung zwischen zwei verschiedenen Meinungen nicht her- 
beizuführen, so erfolgt, keine- Beschhißf assung ; die Abgeordneten 
nehmen die Sache „ad referendum," um sieh weitere Instruk- 
tionen zu holen und auf dem nächsten Tage weiter darüber zu 
beraten. Oft behalten sich dje Vertreter trotz der Besiegelung 

M ci. Urkundeiibeilajre Nr. Vli. 
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des Abschiedes die Ratifizierung der Beschlüsse durch ihre Auf- 
traggeber vor. In jedem Falle stellt das Direktorium den nicht- 
vertretenen Ständen den Abschied zu mit der Aufforderung, sich 
innerhalb einer bestimmten Frist zu erklären, ob sie den Be- 
schlüssen ihre Genehmigung erteilen. Gewöhnlich geben die feh- 
lenden schon im Voraus im Entschiüdignngsschreiben ihre Zu- 
stimmung, indem sie versichern, sie wollten „sich von den maiora 
nicht absondern." 

Beschlüsse, die allgemeines Interesse haben und nur dann 
durchzuführen sind, wenn sie zur Kenntnis der Untertanen ge- 
langen, so Korn-, Münz-, Metzger- und Polizeiordnungen, werden 
gedruckt und durch öffentlichen Anschlag bekannt gemacht. Die 
Stadt Straßburg besorgt den Druck und überschickt jedem der 
andern Stände eine Anzahl Exemplare. 

Mit der Ratifizierung der Beschlüsse hat jeder Stand die 
Verpflichtung übernommen, streng darauf zu achten, daß die 
darin enthaltenen Bestimmungen von seinen Untertanen auch be- 
obachtet werden, aber niemand kann ihn dazu zwingen, wenn er 
es nicht tut. Und wie selten ist es der Fall, daß jene Verpflich- 
tung inne gehalten wird ! Wie oft laufen schon wenige Tage 
nach den Versammlungen, auf denen der eine den andern über- 
boten hat in Beteuerungen, daß ihm die Wohlfahrt seiner Unter- 
tanen vmd das Schicksal seines Nachbarn vor allem am Herzen 
liege, Klagen über Klagen beim Direktorium ein, weil der oder 
jener Stand sich um die Beschlüsse nicht kümmere;^) diese 

^) Nur ein markantes Beispiel möge erwähnt werden. Am 
7. Mai 1573 war u. a. auf dem Tage zu Strassburg eine Kornord- 
nung erlassen worden, in der eine Taxe für den Verkauf des Getreides 
festgesetzt war. Aber schon am 2. Juni schreibt der Bischof an den 
Grafen von Hanau, den Landvogt in Hagenau und die Stadt Strass-; 
bürg, die Ordnung werde nicht inne gehalten. Am 8. Juni teilt der 
Rat der Stadt Strassburg dem Bisehof mit, die Städte Hagenau, Sohle tt- 
stadt und die Landvogtei hätten die Taxe fallen lassen, und dadurch 
sehe sich die Stadt Strassburg genötigt, dasselbe zu tun. Deshalb wird 
ein neuer Tag auf den 16. Juni angesetzt, auf dem die Taxe aufgo- 



~. -.•A' 
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standen zvi oft nur auf dem Papier, an ihre Vei-wirklichiing dachte 
niemand. Gegenseitiges Mißtmuen der Stände trägt die Haupt- 
schuld daran; jeder wartete, bis sein Nachbar den Anfang 
machen würde mit dem „ins Werk bringen" der Beschlüsse, aber 
keiner konnte sich dazu entschließen, da er nicht wußte, ob er 
auch Nachfolger finden würde. So blieb es denn bei den Be- 
schlüssen, bei guten Vorsätzen und schönen Versprechungen, 
durch die sich weder ein äußerer Feind abhalten ließ, in die frucht- 
baren Gefilde des Elsasses einzudringen, noch die ini Innern des 
Landes herrschenden wirtschaftlichen und sozialen l^ebelstände 
beseitigt werden konnten. 

Dies ist die Organisation und die Geschäftsordnung jener 
elsässischen Institution, für die man in der Gescliichte der deut- 
schen Territorien vergebens ein Seitenstück suchen wird. Sie 
läßt uns das Elsaß als ein kleines Reich irmerhalb des großen er- 
scheinen: die elsässischen Landstände bieten uns ein treues Ab- 
bild der Zustände, wie sie in ganz Deutschland damals geherrscht 
haben. Die Verwirrung und die ])olitische Zerfahrenheit de& 
Reiches tritt uns auch hier mit ihren verderblichen Folgen ent- 
gegen. 



III. Kapitel. 

Verhandlungen der Landstände» 

Wie wir oben^) gesehen haben, liegen die Wurzeln der 
elsässischen Landstände in der Landfriedensbewegung, speziell 
der letzten Jahrzehnte des 14. Jahrhunderts; seit 1360 ist die 

hoben wird, die übrigen Bestimmungen aber aufrecht erhalten bleiben 
mit dem Erfolg, dass schon am 12. September der Graf von Hanau 
beim Bischof um Berufung eines neuen Tages einkommt, da ein 
grosser Teil der Stände die vorige Ordnung nicht „ins Werk ge- 
richtet" habe. B. A. U. E. G. 223. 
^) S. 14. 
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Abwehr äußerer Feinde von den Grenzen des Elsasses der Hau])t- 
^weck der elsässischen Landfrieden. 

Ausschließlich dasselbe Ziel hal>en die ersten Beratungen 
•der Landstände im Auge, noch in der Zeit, in der die Institution 
auf ein fünf Jahrzehnte langes Bestehen zurückblicken konnte, 
im Anfang des 16. Jahrhimderts.^) L>ie ,,J^ndsrettungen", die 
auf den Ständetagen beschlossen wierden, sind weiter nichts, als 
Defensivbündnisse gegen Angriffe von außen her. Erst alhnäh- 
lieh dehnen die Landstände ihre Kompetenzen aus und treffen 
auch Verfügimgen über die Ordnung der Verhältnisse im Innern 
-der einzelnen Territorien; sie erlassen Bestimmungen wirtschaft- 
licher und sozialer Xatur: Korn-, Metzger-, Gesinde- und Hand- 
werkerordnungen gehören hierher. Endlich greifen sie in das 
Polizei- und Münz\vesen ein und suchen l^esonders im letzteren 
geregelte Verhältnisse herbeizuführen. 

§ 1. 

Die Landsrettungen. 

Gleich auf den ersten Tagen, deren Beschlüsse uns über- 
liefert sind, zeigt sich der (^harakter der Institution, der ihr für 
KÜe ganze Zeit ihres Bestehens das (repräge gibt: Verhandlungen 

^) Die Landstände sind nachweisbar schon im Jahre 1463. 
Dem Schreiben, in dem die Stände im Jahre 1625 den Kaiser um 
Entscheidung: des Streites zwischen der Ritterschaft und den Städten 
angehen, legen sie ein Verzeichnis der Ständetage bei, aus dem er- 
sichtlich sein soll, wie es seit über anderthalb Jahrhunderten mit 
'der Session der beiden streitenden Parteien gehalten worden sei. In 
dem Konzept zu dem erwähnten Schreiben findet sich an der Stelle, an 

1625 

'der von dem Verzeichnis die Kode ist, die Rechnung — _li^. Offen- 

bar lag in der bischöflichen Kanzlei demnach aus dem Jahre 1463 ein 
Protokoll über einen Ständetag vor. (B. A. U. E. G. 237.) Urkundlich 
nachgewiesen ist die Institution zum ersten Mal im Jahre 1472. Aus 
•diesem Jahre datiert eine Aufforderung der Stadt Strassburg an den 
Bischof zur Berufung der Stände. B. A. U. E. G. 217. 
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und Beratimgen folgen auf Beratungen, Beschlüsse auf Be- 
schlüsse. 

K'achdem in den Jahren 1513, 1514 und 1515 verschiedene 
Tage zur Beratung einer Landsrettung stattgefunden haben, be- 
ruft der I^ndvogt auf den 14. Juni 1516 die unterelsässi sehen 
Stände zu einer Versammlung nach Ilagenau, „der Knecht 
halben, so der von Oeroldseck ins Laut pracht." Der Landvogt 
proponiert: Um in Zukimft Einfällen fremden Kriegs Volkes vor- 
zubeugen, soll ein Heer von 6000 Mann zu Fuß imd 200 (liefen 
aufgebracht werden, das einem drohenden Feinde zeigen solle, 
daß „man nicht ganz wehrlos" sei. In Kestenholz, Molsheim, 
Xeuweiler und Weißenburg sollten sich die Truppen gegebenen- 
falls versammeln. Die Stände Vertreter nehmen die Vorschläge 
„ad referendum" und kommen überein, am 21. Juni wieder in Hage - 
nau zu erscheinen ; die Beschlüsse, die auf diesem Tage gefaßt 
werden, sind bedeutend erweitert und ausführlicher, als nach der 
Proposition des I^ndvogts in Aussicht genommen war. Im all- 
gemeinen decken sie sich mit den Vorschlägen der Stadt Straß- 
burg.^) Die Stände einigen sich über die Aufstellung eines 
Heeres von 5000 Mann und 200 Glefen und die Ernennung' von 
fünf Hauptleuten. Diese bieten l)ei drohender (Jefahr die Trup- 
•■|)en auf und sind befugt in der äußersten Not die Stellung- des 
<loppelten Kontingentes von jedem Verbündeten zu verlangen. 

Zwei Jahre soll die Landsrettung Geltung haben; in den 
letzten drei Monaten sollen die Stände wieder zusammentreten, 
um über deren Verlängening zu beraten. 

Abermals jedoch wird lM?züglich der Landsrettung ein end- 
gültiger Beschluß nicht gefaßt; jeder der Verbündeten soll die 
Hestimmungen mit seinen Räten noch einmal durchberaten und 
auf einen durch den Landvogt noch zu bestinuuenden Termin 

*) cf. Instruktion für die Vertreter der Stadt Strassburg-. Str. 
St. A. A. A. 1982. 
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seine Vertreter wieder nach llagenan schicken, um etwaige Vor- 
schläge zu Verbeyseningen zu machen. 

Auf den 10. Juli schreibt der Landvogt einen neuen Tag 
aus, über den uns jedoch ein Abschied nicht erhalten ist. Aber 
soviel können wir aus den Beratungen des Rates von Sraßburg 
ersehen, daß die Stadt st^tt 40, wie der Bischof nur 30 Glefen 
stellen wollte. Außerdem wissen \\dr, daß auch auf jenem dritten 
Tage zu Hagenau eine definitive Einigung der Stände nicht 
erzielt worden ist und daß der Tag am 23. September 1516 
ebenso resultatlos verlief ; denn schon am 14. Oktober beruft der 
Landvogt eine neue Versammlung, da die ,, gegen Räubereien 
und gefährliche Zugriff fürgenommen l^ndsrettung zu endtlichem 
Beschluß nitt kommen'^ sei. Fünfmal waren also die Stände zu- 
sammengetreten, um über ein und dieselbe Frage Beratungen zu 
pflegen. Ob auf dem letzten Tage die Sache endlich erledigt 
worden ist, entzieht sich unserer Kenntnis, da wir darüber keinen 
Abschied besitzen ; al>er alle Anzeichen deuten darauf hin, daß es 
nicht der Fall ist, denn sonst wären die in den folgenden Jahren 
gepllogenen Beratungen, die schon Mitte 1517 beginnen, über 
Maßregeln zur Abwehr Franz von Sickingens und seiner An- 
hänger, die fortwährend die Ix^n ach harten Oebiete unsicher mach- 
ten, unnötig gewesen; war doch bei den Verhandlungen im Jahre 
1516 die militärische Organisation der l^ndesverteidigung auf 
zwei Jahre hinaus in Aussicht genonmien worden. 

In den Jahren 1519 und 1521 finden wir die Stände bei Be- 
ratungen, wie man den AngTift'en des Königs von Frankreich be- 
gegnen könne, der ein „abgesagter" Feind des Kaisers sei, und 
v<>n dem man jeden Augenblick eines Einfalles gewärtig sein 
müsse. Einem solchen Feind fühlen sich die Verbündeten nicht 
gewachsen, deshalb suchen sie Fntertützung l>ei ihren Nach- 
barn, In^sonders beim Kurfürsten von der Pfalz, dem „Vikar" des 
oberrheinischen Kreises; mit welchem Erfolg, läßt sich nicht 
ausmachen. 
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Auch zu den Haueniunrnhen im Elsaß nehmen die Stände 
Stellung, doch gehören die I3estimmungen, die sie daruter treffen, 
nicht hierher, sondern zu den Polizeiordnungen, und werden dort 
ausführlicher behandelt werden, 

Während des Krieges zwischen Karl V. und Franz 1. von 
Frankreich sind die elsässischen Fürsten darauf bedacht, den 
Feind aus ihren (lebieten fern zu halt-en ; das wirksamste Mittel da- 
zu erblicken sie in der Verteidigiuig der ülx^r die Vogesen ins Land 
führenden Pässe. Auf einem Tage im Jahre 1528 wird die „Ver- 
hauung" der ihnen zimächst gelegenen Einfallstore den einzelnen 
Fürsten und Städten zur Pflicht gemacht. Von der Aufstellung 
eines Heeres wird Abst^md genommen, da sie l>ei gut^r Be- 
wachung der über das Gebirge führenden Straßen unnötig er- 
scheint. 

Dagegen kommt im Jahre 1537 wieder eine ausführliche 
Landsrettung zum Abscliluß, in der auch die Teilnehmer von 
neuem sich bereit erklären, ein Kontingent zu einem Verteidi- 
gungsheere zu stellen. Der Herzog von (luise hatte das zur öster- 
j-eichischen Herrschaft Weilertal gehörige Dorf Saales überfal- 
len und geplündert. Auf Befehl des Kaisers beruft deshalb die 
Regierung in Ensisheim einen gesamtelsässischen Stände tag nach 
Schlettstadt.^) Dort wird am 20. März 1537 eine Kommission 
von fünf Mitgliedern mit der Ausarbeitung einer I^ndsrettung 
beauftragt, die am folgenden Tag im Plenum verlesen wird. Diese 
war jedoch speziell auf di^ Angelegenheit von Saales zugespitzt, 
sodaß die Vertret^er des Bischofs der Befürchtung Ausdruck 
gaben, die Franzosen möchten dadurch gereizt werden und neue 
Feindseligkeiten unternehmen. Die Bischöflichen dringen mit 
ihrem x\ntrag durch, dass weder Saales noch die Franzosen in 
dem „Begrifft genannt werden; so wird die Begründung der am 



^) Die Beleihe, die auf die einzelnen Ständetat^e Bezuf? haben, 
sind im Verzeichnis der Ständetage angegeben. S. dieses! 
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21. März gefaßten Beschlüsse ganz allgemein gehalten: da die 
„länffe der Zeit sich allenthalben sorglich erzeig-en" etc., soll ein 
Heer von ca. 14 000 Mann zu Fnß und Koß zusammengebracht 
werden, mit dessen Fühning ein Oberst mit vier Hauptlenten be- 
traut Avird. Diese müssen außerdem „auf gemeine Kosten" fleißig" 
Kundschaft einziehen, ob dem l^ande von irgend einer Seite Ge- 
fahr drohe. 

In den folgenden Jahren wnirde diese Landsrettung mehrere 
Mal erneuert^ so in den Jahren 1542 und 1544, doch war es nie 
nötig, das Bundesheer aufzubieten, und dadurch mochten die 
Fürsten und Städte in Sicherheit gewiegt worden sein. Diesem 
Umstände ist es wohl zuzuschreiben^ daß wieder fast acht Jahre 
hindurch über die Verteidigung des Landes keine Beratungen 
gepflogen wurden. Aber die Erobenmg der drei lothringischen 
Bistümer Metz, Toul imd Verdun hatte ihnen abermals zum Be- 
wußtsein gebracht^ wessen sie sich von Frankreich zu gewärtigen 
hatten. I>iirch seinen Zug ins Elsaß hatte König Heinrich II. von 
Frankreich seine Absichten deutlich genug .-^u erkennen gegeben; 
auch diese Gebiete sollten der franzcisischen Krone einverleibt 
werden. 

Doch die elsässischen Territorialherren gedachten einer 
Uebemunpelung, wie ihr jene drei Städte zum Opfer gefallen 
waren, vorzubeugen und traten am 26. Oktober 1552 in Straßburg 
zur Beratung zusammen. Aber die Verhaml hingen scheiterten an 
dem Widerstand des Kurfürsten von der Pfalz, an den damals 
die Landvogtei Ilagenau ver])fändet war. Er weigerte sich, sich 
„in diesen nachparlichen Verstand*' einzulassen, und ohne die 
landvogtei wollten auch andere Stände, besonders die Reichs- 
städte nicht teilnehmen. Auch im folgenden Jahre hatten die 
Verhandlimgen dasselbe negative Kesultat.^) Erst am 5. Mai 1554 



*) cf. Schreiben des Kurfürsten an die Stände d. dat. 7. April 
1553. Str. St. A. A. A. 1982. 
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gelang es, die Stände wieder zn einer I^ndsrettiing zu einigen^ 
die auch, wie alle früheren, weitere Bedeutung nicht erlangte^ 
weil sich keine (Telegenheit bot, die Zuverlässigkeit der Bimdes- 
glieder zu erproben. Deshalb dachte nach ihrem Ablauf niemand 
an die Erneuerung. 

Die Folge davon war, daß man im Jahre 1558 vollständig 
ungerüstet war, als eine neue Gefahr von Westen her nahte. Die 
Friedensverhandlungen zwischen England und Frankreich waren 
soweit gediehen, daß beide Mächte ihre Soldtruppen entlassen 
konnten, (xewaltige Massen \vurden aus dem Dienst entlassen 
imd nahmen ihren Weg nach Osten zu. Zwei Versuche die 
frühere Landsrettung zu erneuern (am 1. und am 27./29. Jimi 
1558) waren gescheitert. Schon waren die Feinde dem Lande 
ziemlich nahe gerückt, als der Bischof von Straßburg die ihm zu- 
nächst gesessenen Stände in aller Eile zu einer Beratung nach 
Straßburg berief.^) Da man die l 'nmöglichkeit einsah, den 
Durchzug der Truppen jetzt noch mit Gewalt zu verhindern, 
wurde beschlossen, an den Führer der Scharen eine (Gesandtschaft 
zu schicken und ihn um möglichste Schonung des Landes zu 
bitten ; er solle seine Soldaten anweisen, nicht zu plündern und 
für alles, was sie von den Untertanen erhielten, Zahlung zu 
leisten. Zu der (lesandtschaft sollten Teilnehmer stellen der 
Bischof von Straßburg, die Ilegierung von Ensisheim, der Graf 
von Hanau-Lichtenberg und die Stadt Straßburg. Ferner kam 
man überein die Flecken, Städte und Schlösser wohl zu befestigen 
und mit Munition zu versehen, damit wenigstens diese den Fein- 
den mit Erfolg widerstehen könnten, wenn sie etwa (jewalttätig- 
keiten verüben würden. Damit den Truppen keine Ursache zum 
Phindem gegeben würde, erklärten sich die Stände bereit, ihnen 
gegen billige Bezahlung Proviant zu liefern. Endlich sollten 
durch die Verbündeten „Kommissarien* ^ ernannt werden, die mit 

') Auf den 7. November 1558. 
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Tnippen das durchziehende Kriegsvolk begieiten soUteB. Die 
Untertanen sollten angewiesen werden alles zu leisten, was die 
Kömmissarien verlangi;en, „damit durch imnotwendig Flehen 
dem Kriegsvolk nit Ursach gelx^n werde, etwas Beschwerlichs 
gegen inen für zu nehmen." 

Diese Beschlüsse wurden auf einem Tage am 25. November, 
zu dem alle Stände zugezogen waren, bestätigt und ihnen gemäß 
eine Instruktion für die Gesandtschaft an den Führer des Kriegs- 
volkes ausgearbeitet.^) Doch bevor diese abging, waren die 
feindlichen Heerhaufen schon im Lande; das einzige, was man 
jetzt noch tim konnte, war^ ihnen möglichstes Entgegenkommen 
zu zeigen. An Proviant wurde ihnen geUefert, was sie verlangten. 
Unter der Führung des Ritters Georg Zorn von Bulach begleitete 
eine Reiterabteilung die durchziehenden Truppen,^) die ohne 
erheblichen Schaden anzurichten^ das T^nd schnell wieder ver- 
ließen. 

Glimpflicher, als sie es durch ihre Samnseligkeit eigentlich 
verdient hatten, waren die Stände diesmal davongekommen; die 
Gefahr war glücklich vorüber. Aber sie hatte die elsässischen 
Fürsten und Herrn zur Einsicht gebracht, daß es gewöhnlich zu 
spät sei, wenn man über die Abwendimg eines drohenden Unheils 
erst im letzten Augenblick Beratungen pflege ; man müsse „nun- 
mehr mit gutter Weyl'^ sich ül>er eine I^ndsrettung einigen.^) 
Deshalb wird auf den 6. Februar 1559 eine Ständeversamm- 
lung anberaumt, die auf den 13. März vertagt wird, weil nicht alle 
Stände Vertreter geschickt haben. Die auf jenem Tage beschlos- 



') B. A. U. E. G. 218. 

^) Schreibon des Ivitters Georfr Zorn von Biihuh d. dat. 23. 
Januar 1559, in dem er um Erstattung der ihm im Dienste der Stfinde 
entstandenen Kosten bittet. Str. St. A. A. A. 1985. 

^) Schreiben des Bischois an die Reffierun.ir in p]nsisheim d. dat. 
1. Dezember 1558. B. A. ü. E. G. 219. 
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sene Landsrettung hat dasselbe Schicksal, wie alle früheren; nie- 
mand denkt an die Ausführung dessen, wozu er sich verpflichtet 
hat. Deshalb weigert sich der Bischof von Straßburg im Jahre 
1562, an weiteren Verhandlimgen in dieser Richtung teilzuneh- 
men,^) trotzdem die Untertanen „aUenthalben einer nachpar- 
Uchen Vergleichung begierig imd notdürftig" seien.^) Er erklärt 
der Kegienmg in Ensisheim, er habe alle früheren Abschiede 
durchgelesen und „daruß genugsam in gedächtnuB bracht, wie 
beschwerlich es zugangen, biß man sich einer gemeinen Lands- 
rettung, so doch von allen Ständen durchuß nie angenommen wer- 
den wollen, vei^lichen, die doch allein nffs papyr, aber zu einicher 
ernstlichen würklichen nachsetzimg und anrüstimg gar nitt bracht 
worden und daruß geuolgt, do die Sachen dieses Landsort am ge- 
feei liebsten gestanden, das sich keiner des anderen viel trösten 
mögen." Die Berufung eines neuen Tages sei aussichtslos und 
deshalb überflüssig. 

Nichtsdestoweniger finden mr den Bischof an den in den 
folgenden Jahren abgeschlossenen Landsrettungen beteiligt, die 
weiter nichts sind als Erneuerungen der früheren. Ganz anders 
verhält es sich mit einer solchen, die irn Jahre 1572 zustandege- 
kommen ist, der ersten, an der Bischof Johann teilgenommen hat. 
Wie er die Leitung der Land stände vollständig in die Hand ge- 
nommen hat, so greift er auch energisch in ihre Verhanxilungen 
ein und sucht ihnen Nachduck zu verleihen. Das Defensivbündnis 
des Jahres 1572 trägt einen ganz anderen Charakter als alle 
früheren. Sorgfältig und wohl durchdacht sind alle Bestim- 
mungen, bis ins Detail ist die Verteidigung des Landes, bis ins 
Einzelne die Organisation des Heeres geordnet. 

Nachdem auf einem am 29. August zu Straßburg abgehal- 

*) Schreiben des Bischofs an die Regierung in Ensisheim d. 
dat. 4. Februar 1562. B. A. ü. E. G. 220, 

') Schreiben der Regierung in Ensisheim an den Bischof d. 
dat. 4. Februar 1562. B. A. ü. E. G. 220. 

6 
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tenea imterelsässischen Tage die Zuziehung der oberelsässischen 
Stände beschlossen worden ist, um „dem Werke ein größeres An- 
sehen" zu verschaffen, treten auf das Ausschreiben des Bischofs 
hin die Stände beider Bezirke am 24. September 1572 zu gemein- 
sanuer Beratung in Straßburg zusammen. 

Zunächst wird die Aufstellung eines Heeres beschlossen; 
zum ersten Aufgebot sollen stellen: 

Die Vorderösterreich. Lande 3000 Mann zu Fuß imd 100 Glef en, 
die Landvogtei Hagenau 800 Mann zu Fuß und 50 Glef en, 

der Bischof zu Straßburg 2000 Maon zu Fuß imd 75 Glef en, 
der Herzog von Württemberg 150 Mann zu Fuß und 12 Glefen, 
beide Grafen zu Hanau-Licht. 900 Mann zu Fuß und 70 Glefen, 
der Graf zu Leinin gen-Dagsb. 40 Mann zu Fuß und 4 Glefen, 
der Graf zu Leiningen-West. 50 Mann zu Fuß und 8 Glefen, 
der Freiherr von Fleckenstein 50 Mann zu Fuß und 6 Glefen, 
die Eitterschaft im Unter-Elsaß 300. Mann zu Fuß imd 30 Glefen, 
die Stadt Straßburg 1500 Mann zu Fuß und 50 Glefen, 

die acht Reichsstädte 1000 Mann zu Fuß und 20 Glefen, 

die Vogtei Kaysersberg 60 Mann zu Fuß und 3 Glef en, 

die Herrschaft Weilertal 200 Mann zu Fuß imd — Glefen, 

die Klöster im Ober-Elsaß — Mann zu Fuß und 20 Glefen, 
die Klöster im Unter-Elsaß 200 Mann zu Fuß und 20 Glefen, 

Im ganzen kommen wir somit auf ein Heer von 10 250 Mann 
zu Fuß und 468 Glefen, die zum ersten Aufgebot gestellt werden 
sollen; für das zweite Aufgebot wird ein bestimmtes Kontingent 
für die einzelnen nicht festgesetzt: jeder soll so viel Truppen 
ausrüsten, als er aufbringen kann. Das ganze Heer wird in Fähn- 
lein zu je 4 — 500 Mann eingeteilt, unter denen imgefahr 300 
Schützen und ca. 200 „Spießer" sein müssen. Die Führung eines 
jeden Fähnleins wird einem Hauptmann übertragen. 

Für die Kontingente aus dem Ober-Elsaß ernennt die Re- 
gierung in Ensisheim, für die aus dem Unter-Elsaß der Bischof 
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von Straßburg einen Obersten; die Reisigen beider Bezirke wer- 
den je einem Rittmeister unterstellt. IHe Hauptleute sowie die 
Rittmeister müssen den Obersten ein Verzeichnis ihrer Leute 
einreichen, die durch jene zu jeder Zeit und so oft es ihnen gut- 
dünkt, zur Musterung versammelt werden dürfen. Den Obersten 
werden in beiden Bezirken je 5 oder 6 Kriegsräte zur Seite ge- 
stellt, mit denen sie beratschlagen, „was in fürfallenden Sachen 
die !Jfottiirft erheyschen und erfordern würde." 

Die TJnterhaltimg der Truppen liegt jedem einzelnen Stande 
ob ; für den Fall eines Auszuges muß immer für mindestens einen 
halben Monat der Sold bereit liegen, und zwar für einen Schützen 
4, für einen „gerüften" Maim 5 Gulden pro Monat. 

Zur Deckung der durch Ausschicken von Kundschaftern 
entstehenden Kosten, zur Besoldung der Hauptleute u. s. w. wird 
eine Steuer von 12 Kreuzern auf jede Herdstatt ausgeschrieben ; 
der Ertrag ist im Ober-Elsaß an die Münze in Kolmar, im Unter- 
Elsaß an die Stadt Straßburg zu zahlen. 

Außer den Truppen muß jeder Stand die zugehörige Anzahl 
Geschütze bereit halten, und zwar sollen im Ganzen 8 Falkone, 
7 Doppelfalkonette und 14 Falkonette aufgebracht werden. Die 
Regierung in Ensisheim und die Stadt Straßburg erklären sich 
bereit, für sämtliche Geschütze „gegen billige Bezahlung" die 
Munition zu liefern. 

Endlich mrd beschlossen alle Gebirgspässe zu „verfallen" 
und zu „vergraben," da von Frankreich am meisten ein Einfall 
zu befürchten sei. Die Pässe im Ober-Elsaß .bis ins Weilertal 
sollen „verhauen" wer<len durch die Stände un Ober-Elsaß, das 
Weilertal durch dessen Bewohner mit Hilfe derer von Schlett- 
stadt, Kestenholz, Dambach, der Herrschaft Barr und der Edlen 
von Andlau, das Steintal durch Oberehnheim, Rosheim und die 
Edlen von Ratsamhausen, das Breuschtal durch die Untertanen 
des bischöflichen Amtes Dachstein ; durch Zabem nnd die um- 
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li^enden Ortschaften die Zaberner Steige, durch die Aemter 
Buchsweiler und Neuweiler und die dazu gehörigen Ortschaften 
die Neuweiler Steige, endlich durch das Amt Ingweiler uijd die 
Dörfer des Pfalzgrafen und des Grafen von Leiningen- Wester- 
burg die Straße auf Wimmenau und Ingweiler zu. 

Fünf Jahre soll die Vereinigung Gültigkeit haben. 

Zur endgültigen Beschlußfassung sollen die Stände am 9. 
November noch einmal zusammen kommen, doch wird der Tag 
auf die Bitten der Begierung in Ensisheim^) auf unbestimmte 
Zeit verschoben.^) 

Nachher hören wir nichts mehr von weiteren Beratimgen, 
aber trotzdem dürfen v/ir vermuten, daß die obigen Beschlüsse 
ratifiziert worden und zur Ausführung gekommen sind. Darauf 
deuten zimächst die Verhandlimgen hin, die der Bischof mit 
Vteit Schönner von Straubenhardt führt, wegen der Annahme einer 
Stelle als Oberst im Unter-Elsaß.^) Andererseits bleibt das Land 
in den folgenden Jahren von fremdem Kriegsvolk imbehelligt. 

Trotz dieser offenbar segensreichen Wirkung der Lands- 
rettung denken die Stände nach deren Ablauf nicht an die Er- 
neuerung. Sie müssen erst wieder durch einen Einfall fremder 
Kriegsscharen imd durch die Verwüstung des Landes daran er- 
innert werden, daß sie nicht wehrlos sind: im Jahre 1579 dringen 
aus Burgund her feindliche Heerhaufen, an 6000 Mann stark, 
zu Roß und Fuß ins Elsaß ein und ziehen sengend und brennend 



*) Schreiben der Regierung an den Bischof d. dat. 31. Oktober 
1572. B. A. U. E. G. 222. 

') Schreiben des Bischofs an die geladenen Stände d. dat. 
5. November 1572. B. A. U. E. G. 222. 

*) Anfang 1573. Veit Schönner v. Straubenhardt verlangt für 
sich als Oberst 600 Taler Jahresgehalt und für jeden Hauptmann 200 
Taler. 
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durch das Land, das sie über die Zabemer Steige wieder ver- 
lassen.-^) 

Schon vor dem Einfall beruft der Bischof auf den 10. Okto- 
ber einen Ständetag nach Straßburg, doch werden die Beratungen 
nicht zu Ende geführt und können erst nach dem Durchzug am 9. 
Dezember 1579 wieder aufgenommen werden; aber auch jetzt 
müssen sie verschoben werden;, weil nicht alle Stände beschrieben 
sind.^) 

Endlich am 8. Februar 1580 treten die Stände zu endgültiger 
Beratung über eine neue Landsrettung zusammen. 

Der Vorsitzende eröffnet die Versammlung mit folgender 
Proposition: ,.Bei den jetzigen noch vor Augen schwebenden 
verborgenen und ganz gefährlichen Prakthiken" müsse man gerade 
im Elsaß, „als so der frantzösischen Frontier und desselben Päs- 
sen am nechsten gelegen" sich täglich auf einen Einfall französi- 
scher Truppen gefaßt machen. Was dies für das Land zu bedeuten 
habe,, werde wohl noch jedermann aus dem vorigen Jahre in Er- 
innerung sein. Das wirksamste Mittel, das Elsaß vor ähnlichem 
Unheil in Zukunft zu bewahren, sei die Erneuerung der im Jähre 
1572 abgeschlossenen „Lands verein." Zu diesem Zwecke sei es 
das Einfachste, den Abschied vom 24. September 1572 Punkt 
für Pimkt durchzuberaten und etwaige Verbesserungen, die sich 
als notwendig erwiesen, vorzunehmen. 

Mit wenigen unwesentlichen Abänderungen wird die <ilte 
Landsrettung meder angenommen, die Kontingente für die l'eil- 
nehmer bleiben dieselben, nur kommt die Eitterschaft aus dem 
Ober-Elsaß^) mit 40 Glefen und die Mark Maursmünster mit 50 



^) cf. die Proposition auf dem Tage am 8. Februar 1580. B. A. 
ü. E. G. 223. 

^) cf. die eben angefülirte Proposition. 

') Dies ist das einzige Mal, dass die Ritterschaft im Ober- 
Elsass aufgeführt und veranlagt wird. 
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Mann zu Fuß hinzu, so daß die Gresamtzahl der Truppen sich jetzt 
auf 10 300 Mann zu Fuß und 508 Glefen beläuft. 

Zur Bestreitun9: der entstehenden Kosten, zur Besoldung 
der Obersten, der Rittmeister und der Kriegsräte wird wieder 
eine Kasse gekündet, in die jeder Stand von einem Mann zu 
Fuß, den er stellen muß, einen, von jedem Pferd zwei Gulden 
zahlen muß. Wer bis Ostern 1580 seinen Beitrag nicht gezahlt 
hat, muß außerdem eine Versämnnisstrafe, imd zwar die Hälfte 
seines „Anschlags" an die Kasse entrichten. 

Diesmal wird es den Einzelnen freigestellt, auf welche Weise 
sie das Geld aufbringen wollen; als einfachstes Mittel wird von 

dem bischöflichen Vertreter die Erhebung einer Weinsteuer, 
des Maßpfennigs, bezeichnet, die auch aus dem Grunde zu empfeh- 
len sei, weil dann die Last der Steuer nicht allein auf den Unter- 
tanen liege, sondern weil auch die Fremden mit tragen helfen 
müßten.^) 

Die Bestellung der Obersten und der Rittmeister wird wie- 
der dem Bischof imd der Eegienmg in Ensisheini übertragen ; sie 
werden bevollmächtigt, mit geeigneten Personen in Verbindung 
zu treten imd mit ihnen „uff ein jährliche Pension imd monat- 
lichen Sold zu handeln." 

Was wir von der letzten Landsrettung, der aus dem Jahre 

1572, nur vermutimgsweise ausgesprochen haben, können wir von 

dieser Emeuenmg mit Sicherheit sägen : sie ist in der Tat in die 

Wirklichkeit umgesetzt worden. Zahlreiche Belege spredien 

dafür. ^) 



*) Im bischöflichen Territorium wurde auch tatsächlich eine 
Weinsteuer erhoben, cf. Rechnungsbericht des Amtsschaffners zu 
Rufach über Einnahmen und Ausgaben für die Landsrettung. B. A. ü. 
E. G. 228. 

') Der Bischof ernannte zum Obersten Georg von Windeck. 
(cf. Schreiben an Strassburg d. dat. 1. Mai 1580. Str. St. A. A. A. 1985). 
zum Rittmeister Friedrich von Cronberg, (Bestallung d. dat. 1. Juli 
1580. Str. St. A. A. A. 1985.) und zum Kriegsrat Hans Theobald zu 
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Zum ersten Mal finden wir diesmal auch die Ländsrettungs- 
Mitglieder in Tätigkeit zur Abwehr eines Feindes, der das Land 
bedroht Gregen Ende des Jahres 1581 rufen der Graf von Hanau 
und die Stadt Straßburg ihre Bundesgenossen um Hilfe an. Sie 
wurden durch den Bischof von Metz angegriffen, der ein Ein- 
lösungsrecht zu haben behauptete auf die Burg Herrenstein, die 
seit 1480 im Besitze der Stadt Straßburg war, und auf Neuweiler, 
das seit 1307 vom Bistum Metz an Hanau-Lichtenberg verpfän- 
det war. 

Die beiden bedrohten Stände bitten den Bifechof einen Land- 



der Hohen Sachs, (Bestallung d. d. 2. Mai 1580, Str. St. A. AA. 1985), 
endlich zum. Hauptmann für das Aufgebot aus den Aemtern Kochers- 
berg, Dachstein und Wanzenau den Ritter Hermann von ührendorf, 
(Bestallung d. d. 27. Juni 1580. B. A. ü. E. G. 223). Auch die Namen 
anderer Militärbeamten erfahren wir: Der Landvogt in Hagenau er- 
nennt zum Kriegsrat Hans Heinrich von Heideck, zum Hauptmann 
Ulrich von Schutterwald zu Hochfelden, der Graf zu Hanau-Lichten- 
berg zum Kriegsrat Junker Ludwig Philipp von Hanau, zu Haupt- 
leuten Hans Georg von Neuenstein und Balthasar von Wittersheim, 
die Stadt Strassburg zum Kriegsrat Andreas Spillmacher, Bürger zu 
Strassburg, die Ritterschaft zum Hauptmann Heinrich Watzel zu 
Rappoltsweiler, die vier Reichsstädte zum Hauptmann Barthel Pan- 
thelin zu Hagenau. 

Im Ober-Elsass finden wir als Obersten Humprecht Stör, als 
Rittmeister Peter Freiherr von Mörsberg, als Kriegsräte Hans Hein- 
rich von Reinach, Hans Rudolf von Schönau und Sebastian Wilhelm 
Lück (Rechnungsbericht des Verwalters der gemeinsamen Kasse für 
das Ober-Elsass. B. A. O. E. C. 8.) 

Der Oberst und der Rittmeister erhalten ein Jahresgehalt von je 
400 Talern, die Kriegsräte ein solches von 200 Gulden; für die Haupt- 
leute wird ein bestimmtes Wartegeld nicht festgesetzt; sie sollen von 
den einzelnen Ständen nach üebereinkunft besoldet werden. (Schrei- 
ben des Bischofs an die Regierung in Ensisheim d. dat. 26. April 1582. 
B. A. ü. E. G. 226). Weitere Belege für die Durchführung der Lands- 
rettung sind ein Verzeichnis der in den Vogteien Rufach, Sulz und 
Egisheim ausgehobenen Mannschaften. (B. A. ü. E. G. 229) ; ausser- 
dem der „Musterzedel" der von der Stadt Münster zum ersten Auf- 
gebot zu stellenden Truppen (K. St. A.) und der Rechnungsbericht 
der Stadt Strassburg über die Einnahmen und Ausgaben für die Lands" 
rettung in den Jahren 1580 — 1583. Urkunden-Beilage Nr. IV. 
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te|^ zu berufen. In der auf den 13. Januar 1582 anberaumten 
Versammlung setzea sie ihre Ansprüdie und Rechte ausein- 
ander.^) Zum Schlufi ihrer Ausftihifungen weisen sie darauf 
hin, daß die ganze Angelegi^iheit nur der Anfang sei zur Ver- 
wirklichung der Pläne, die Frankreich schon so lange im Schilde 
führe : im Elsaß festen Fuß zu fassen. . Dies dürfe man auf keinem 
Fall dulden, denn jedermann sei bekannt, wie es die Franzosen 
machten; hätten sie sich ii^endwo festgesetzt, so breiteten sie 
ihre Macht immer weiter aus und wären nicht mehr zu vertreiben. 

Die Frage des Vorsitzenden, ob die Landsrettung in diesem 
Falle zur Hülfeleistung in Kraft treten solle, oder ob die Ange- 
legenheit als Privathändel zu betrachten sei,, wird einstimmig im 
ersteren Sinne beantwortet. Man dürfe „dem welschen Gesindel 
nitt 80 viell vertrauen" und zur Rettung des Vaterlandes „nichts 
verwinden lassen." Deshalb müßten sofort die nötigen Maßregeln 
zur Abwehr eines Angriffs seitens des Bischofs von Metz ge- 
troffen werden. 

Die Kunde von dem enei^schen Vorgehen der elsässischen 
Landstände schreckte den Bischof von Metz ab, so daß er den 
gewaltsamen Vorstoß, den er geplant hatte, aufgab.^) 



Im Jahre 1307 wurde Neuweiler durch das bistum Metz an 
Hanau-Lichtenberg verpfändet und 1380 diese Verpfändung in ein 
erbliches Pfandlehen verwandelt. (Reichsland). Auf dem Tage legt 
der Vertreter von Hanau-Lichtenberg einen Rechtstitel vor aus dem 
Jahre 1401, in dem der damalige Bischof von Metz auf die Lösung 
verzichtete und sich aller Rechte auf Neuweiler für sich und seine 
Nachfolger begab. 

An Herrenstein hatte die Stadt Strassburg seit 1397 Anteil; zu* 
nächst besass sie nur ein Achtel der ganzen Burg. Nach und nach 
erwarb die Stadt durch Kauf auch die andern Teile; seit 1480 war 
Herrenstein vollständig in ihrem Besitz 

') Seine Ansprüche auf Neüweiler hielt er aber aufrecht 
und machte im Jahre 1582 einen Prozess beim Reichskammergericht 
anhängig, der im Jahre 1604 zu Gunsten des Grafen von Hanau- 
Lichtenberg entschieden wurde. (Reichsland.) 
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Wir haben dadurch einen de^itüchen Beweis, in welchem 
Ansehen die elsässischen I^ndsrettungen beim Auslände gestan- 
den haben. Und in der Tat, sie stellten eine Macht dar, mit der 
man rechnen mußte. Ein Heer von beinahe 11 000 Mann konnte 
schon manchem Feinde die Spitze bieten. 

Aber auf die Dauer waren die Verbündeten nicht imstande, 
den Anforderungen gerecht zu werden, welche die Landsrettung 
an sie stellte. 

Sie beschließen daher am 19. Juni 1582 den Kaiser um 
Unterstützung anzugehen; man solle ihm „die merkliche große 
Gtefahr" schildern, in der das ganze Land „nhun etliche Jar her 
der frantzösischen Kriegspraktikhen und Durchzug halber ge- 
standen" und ihn bitten, daß er auf Mittel und Wege sinne, wie das 
Land solcher Gefahr überhoben werden möchte, damit dem „heili- 
gen Reich nit etwa der Enden durch die mehrgedachte geschwinde 
frantzösische Praktikhen etwas entzogen werde, das künftig 
demselben zu merklichem Nachteil und Schmälerung raichen imd 
kommen möchte."^) Um dem Gesuch größeren Nachdruck zu 
verleihen, sollen auch die benachbarten Stände des Rheinischen 
Kreises aufgefordert werden, sich anzuschließen, die sich dessen 
wohl nicht weigern würden, da „die Gefahr nicht allein das Elsaß, 
sondern den ganzen Rheinstrom benilire." Vor allem soll dem 
Kaiser „angedeutet"^) werden, daß das einzige mrksame Mittel, 
dem Lande Ruhe vor den Franzosen zu verschaffen, die Wieder- 
eroberung der dem Reiche entzogenen Bistümer Metz, Toul imd 
Verdun sei. 



^) Schreiben der Regierung in Ensisheim an den Bischof d. dat. 
13. April 1582. B. A. U. E. G. 226. 

^) Die Vertreter der Regierung in Ensisheim stimmten dafür, 
dass dem Kaiser das Gesuch im Reichstag vorgetragen werde; aber 
fast alle andern Stände, an ihrer Spitze der Bischof, schlugen vor, 
die Bittschrift dem Kaiser allein, „ad partem," zu überreichen, und 
drangen damit auch durch. 
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Die Vertreter der Stadt Straßburg ver&prechen sich aller- 
dings von dem Gesuch nur wenig oder gar keinen Erfolg; denn 
alles, was man dem Kaiser jetzt vortragen wolle, sei nur „repe- 
titio priorum." Auf alle bisherigen Vorstellungen hin sei vom 
Kaiser und vom Reich nichts getan worden. Die elsässischen 
Stände seien ganz auf sich allein angewiesen und müßten 
sehen, wie sie mit ihren Feinden im Westen, die doch mehr 
Feinde des Eeichs seien, fertig würden. Auch sie sehen in der 
„Eekuperation" jener Bistümer den einzigen Weg, den man be- 
treten müsse, um Abhülfe zu schaffen ; aber man dürfe sich ferner- 
hin nicht mehr auf die Defensive beschränken, „mit der T^ndtz- 
verein und allen andern Mitteln sei es nur Stückwerkh imd Parti- 
kular." Wenn man durchaus sich an den Kaiser wenden woUe^ 
so solle man ihn bitten, und das wäre das vielleicht Erreichbare, 
daß er die elsässischen Stände ihrer Verpflichtungen gegen das 
Reich entbinde, besonders ihnen die „Reichsanlage und Schä- 
tzung erlasse, damit sie „destobaß dieses Land schützen und 
schirmen" könnten. 

Von dieser beabsichtigten Gesandtschaft an den Kaiser er- 
fahren wir nichts mehr, ob sie abgegangen ist oder nicht, läßt 
sich nicht ausmachen, jedenfalls hat sie keinen Erfolg gehabt, 
denn nach wie vor bleibt das Elsaß sich selbst überlassen. 

Wenn wir nicht urkimdliche Belege dafür hätten, daß die im 
Jahre 1580 errichtete Landsrettung mit Erfolg durchgeführt wor- 
den ist, so müßten wir dies aus den Anstrengungen schließen, die 
nach ihrem Ablauf gemacht worden sind, lun sie zu verlängern. 

Sie war auf drei Jahre geschlossen imd. lief somit an Ostern 
1583 ab. Ihre Erneuerung erschien als unbedingt notwendig, 
denn von Frankreich her drang die Kunde von großen Truppen- 
sammlungen im Elsaß.^) Der Bischof setzt sich deshalb mit den 

^) „Zeitungen" des Grafen von Hanau-Lichtenberg d. dat. 6. 
April 1583. Str. St. A. A. A. 1987) und der Regierung in Ensisheim 
d. dat. 26. Mai 1583. (B. A. ü. E. G. 227). 
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benachbarten Ständen ins Einvernehmen wegen Berufung eines 
Ständetages.^) Aber sißhon auf die Anfrage hin, ob die Stadt 
Straßbui^ geneigt sei, an einer Ständeversanmilung teil zu neh- 
men, nimmt der Rat der Stadt eine ablehnende Haltimg ein. Er 
bezweifelt, daß das sich sammelnde Kriegsvolk, wenn es überhaupt 
nach dem Elsaß ziehen wolle, durch die elsässischen Stände allein 
abgewehrt werden könne. Außerdem sei es unmöglich, noch 
rechtzeitig genug Trupp^i zusammenzubringen, da die meisten 
Stände nach Ablauf des alten „Landsvereins" ihre Truppen ent- 
laseen hätten imd nicht mehr „gefaßt" seien.^) 

In demselben Sinne antwortet auch der Graf von Hanau,^) 
der noch am 6. April*) als erster auf die herannahende Gefahr 
aufmerksam gemacht uiid die Berufung der Stände ang-eregt hatte. 
Auch er verspricht sich von der Erneuerung der Landsrettimg 
jetzt keinen Erfolg mehr, da die Kräfte der Bimdesglieder zu 
schwach seien, um dem Kriegsvolk Widerstand zu leisten. Diese 
Meinungsänderung beim Grafen von Hanau, sowie die auffallende 
ÜbereiQ Stimmung der Gründe, welche die beiden Stände für ihre 
ablehnende Haltimg angegeben, macht ims stutzig und drängt uns 
die Frage auf, ob die Ursache, die Hanau wie ' Straßburg be- 
stincunte, nicht anderswo zu suchen sei. 

Und in der Tat; die Gründe, die beide anführen, sind nur 
von untergeordneter Bedeutung und sollen nur dazu dienen, den 
wahren Sachverhalt zu bemänteln. In Wirklichkeit sind religiöse 
Interessen allein ausschlaggebend. Die Truppen, die in Frank- 
reich gesanunelt wurden, sollten dem Pfalzgrafen Johann Kasi- 
mir zur Unterstützung des protestantischen Erzbischofs Gebhard 
von Köln dienen. Den zu diesem Zwecke aufgebrachten Kriegs- 



^) Schreiben an den Grafen von Hanau d. dat. 8. Juni 1583. 

(B. A. ü. E. G. 227.) 

«) Schreiben d. dat. 10. Juni 1583. (B. A. U. E. G. 227.) 
') Schreiben d. dat. 13. Juni 1583; ebenda. 
*) S. S. 98. Anin. 1. 
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scharen durften die beiden mächtigst^i protestantischen Stände 
im Elsaß auf dem Wege nach ihren Bestimmimgsort keine Hin- 
demisse bereiten. Diee ist die Hanptursache, weshalb sie die 
Erneuerung der Landsrettung widerrieten. 

Der Bischof erkannte auch sofort, daß die angegebenen 
Gründe nur eine Vorwand seien; aber trotzdem ihm die wahre 
Ursache der Weigerung der beiden nicht verborgen blieb imd er 
in diesem Punkte wenig Xachgiebigkeit zu finden hoffen durfte, 
suchte er sie doch zur Aufgabe ihres Widerstands zu bew^en. 

Er schickt Gesandte an sie, die ihnen die Notwendigkeit der 
Erneuerung der Landsrettung vor Augen führen sollen.^) Schon 
lange hätten die Franzosen einen Angriff auf das Elsaß und den 
Kheinstrom vor; in den letzten Jahren seien sie durch die T^onds- 
rettung an gewaltsamen Unternehmungen gehindert worden. Die 
jetzige Gelegenheit sei ihnen aber zu ihrem „Intent" sehr er- 
wünscht, da das Bündnis abgelaufen sei imd einige Stände nicht 
mehr in die Kontinuation willigen wollten. Es sei „leichtlich zu 
Vermerken, was die Franzosen bei ein imd dem andern Stand prak- 
tisieren und vor brillen uff setzen" würden, wenn sie erführen, daß 
die Landsrettung „gar zerschlagen" sei. 

Die Führer der Trup])en, die in Frankreich gesaimnelt wür- 
den, handelten im Einverständnis mit dem König, sie hätten „nit 
die Religion für," wie man „den Tjeuten einbilden" wolle. 

Die Behauptung, der Krieg um Köln sei „alleinig ein Pfaf- 
fenkrieg," der den weltlichen Fürsten keinen Nachteil bringen 
könne, sei vollkonmien falsch. Es sei bekannt, wie schrecklich die 
Franzosen mit Freund und Feind hausten, wie wenig Gewalt 
die Führer über die Truppen hätten. Wenn man durch das Miß- 

^) Instruktion für die Gesandtschaften an den Grafen von 
Hanau-Lichtenberg. (B. A. ü. E. G. 227.) Die bischöflichen Räte Hans 
Jakob Wurmser und Dr. Veiten Adam Kuntz „werben" am 26. Juni 
1583 beim Rat der Stadt Strassburg für die Erneuerung der Lands- 
rettung. (Ratsprotokolle der Stadt Strassburg von 1583.) 
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trauen zwischen geistlichen und weltlichen Ständen „zu beiden 
thaillen frembde Nationen uff sich lade/^ werde „dem gemeinen 
Vatterland, sonderlich aber diesem Reinstroni" imermeßlicher 
Schaden erwachsen, wobei im Voraus nicht gesagt werden 
könne, ob die geistlichen oder die weltlichen Stände mehr betroffen 
würden. 

Durch diese Ausführungen bewogen, erklärt der Graf von 
Hanau sich bereit, einen etwaigen Tag zu beschicken und in die 
„Kontinuation" der Landsrettimg zu willigen, wenn diese auf 
einer Ständeversammlung einstimmig beschlotssen würde.^) 

Dagegen verharrt der Rat der Stadt Straßburg auf seiner 
Weigenmg.^) Die Landsrettung im Jahre 1580 sei nur gegen 
herrenloses Kriegsvolk geschlossen worden. Die Truppen aber, 
die in Burgimd gesammelt würden, stünden im Dienste eines 
Reichsfürsten, der sich erbiete Kaution dafür zu stellen, daß das 
Volk „ohne menniglichs Schaden" durchs Elsaß ziehe. Es sei 
viel vernünftiger dem Heerhaufen gegen Bezahlung Proviant 
zu liefern und ihm den Durchzug zu gestatten, den er doch er- 
zwingen würde, als sich ihm zu widersetzen, und dadurch die 
Truppen zu Grewalttaten zu reizen. Von Truppensammlungen in 
Frankreich, von denen der Bischof so Schlimmes befürchte, sei 
dem Rat bis jetzt nichts bekannt. Trotzdem erklärt er sich be- 
reit, einen zur Erneuerung der Landsrettung anberaumten Tag 
zu beschicken, aber offenbar nur, irni den gesamten Ständen die 

Gründe seiner Weigerung vortragen zu können. 

Nachdem der Bischof somit die Einwilligung des Grafen 
von Hanau und der Stadt Straßburg erlangt hat, beruft er eine 
Stände Versammlung auf den 1. Oktober nach Straßbui^. Die Ge- 
ladenen erscheinen auf den festgesetzten Tennin vollzählig; früh 



Schreiben des Grafen an den Bischof d. dat. 19. Juni 1583. 
(B. A. ü. E. G. 227.) 

^) Schreiben des Rates d. dat. 28. Juni 1583, ebenda^ 
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Morgens begimien die Verhandlungen. Der Vorsitzende trägt 
die Gründe vor, weshalb die „Ebntinuation" der Landsrettung 
unumgänglich notwendig sei : „Die Landsrettimg diene dazu, daß 
die Obrigkeiten dieses Landes in giittem Vertrauen und allerseits 
Untertanen in gebührlichem Gehorsam erhalten werden." 2. Die 
Franzosen und andere ^tfationen wüßten gar wohl, daß das Elsaß 
„sich der Kreishülfen wenig oder gar nichts zu trösten habe, 
derohälben dieselben sich ungezweifelt die Hoffnung machen, 
wann diese Landsvereinigung einmal zerschlagen, daß sie mehr 
Vorteil haben würden, ihr längst gesuchtes Intent gegen diese 
Gegend ins Werk zu richten." 3. Die „Landsverein" habe viele 
feindliche Anschläge verhindert imd „diesem Land wol getan."*) 

Während die Vertreter der R^ening in Ensisheim, des 
Landvogts in Hagenau, des Bischofs und des Grafen von Lei- 
ningen-Dagsbui^ entschieden für die Erneuerung der früheren 
Landsrettung eintreten, wollen die meisten andern Stände nur 
nach Erfüllimg bestimmter Bedingungen einwillSgen. An der 
Spitze der Opposition steht Straßbui^, dessen Vertreter ver- 
langen, daß auch die Markgrafen von Baden, der Pfalzgraf bei 
Rhein, die Stadt Speyer imd ihr Bischof in den Bund aufgenom- 
men werden. Wäre dies nicht zu erreichen, so solle jeder sich 
selbst schützen, denn es sei „besser gar nichts, denn etwas und 
doch nichts." Erst dann, wenn die Welschen wüßten, daß die 
Landsrettung eine solche Ausdehnimg gewonnen habe, würden 
sie ihre „Praktikhen" einstellen. Übrigens habe die Stadt als Bun- 
desglied nicht den geringsten Vorteil, aber um so mehr Lasten; 
das Kontingent, das sie stellen müsse, sei viel zu hoch, die Gel- 
der, die sie für Landsrettung aufbringen müsse, seien für sie voll- 
ständig verloren ; sie müsse trotz der Landsrettung bei drohender 



') Bericht des Vertreters der Stadt Strassburg auf der Ver- 
sammlung am 1. Oktober 1583. „Ursachen, warum ein Teil die Lands- 
rettung gern kontinuiert gesehen." (St. St. A. A. A. 1987.) 
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Kriegsgefalir ihre Mauern befestigen und stark besetzen, und so 
fälle es ihr schwer, die Landsrettungstruppen aufzubringen. 

Dazu käme noch, daß andere Stände die Unkosten, die ihnen 

aus der Landesverteidigung entstanden seien, durch „sonderbare 
Collekten und Beschwerden eingeholt" und dabei auch die Unter- 
tanen der Stadt, die unter ihnen begütert, „dapffer mitgenom- 
men hätten, während der Rat das Geld für die Landsrettungs- 
truppen aus dem „gemeinen Seckel" genommen habe, um seine 
Büi^er zu schonen. 

Endlich seien die Offiziere, denen die Bundestruppen unter- 
stellt worden waren, „österreichische Kreaturen" gewesen, zu 
denen sich die Stadt im Notfall wenig oder nichts zu versehen 
gehabt hätte.^) 

Der Forderung einer Erweiterung der Landsrettung treten 

die meisten andern Stände bei,^) so daß ein Beschluß auf jenem 

.Tage nicht gefaßt werden kann. Die weiteren Verhandlungen 

werden auf einen späteren Termin verschoben, zu dem auch die 

benachbarten Fürsten geladen werden sollen. 

Jedem, der offene Augen hatte, war es auf jenem Tage klar 
geworden, daß in der nächsten Zeit kaimi ein Landsrettungsbünd- 
nis mit Straßburg, Hanau-Lichtenberg imd den andern protes- 
tantischen Ständen zustande konmien ^iirde. Niemand war aber 
auch im Zweifel über die wahren Gründe, die jene zu ihrem 
Widerstand bewogen. Deshalb wurde der Abschluß eines Defen- 
sivbündnisses zwischen den Ständen in Aussicht genommen, „so 
der alten catholischen Religion zugetan und ihr und gemeinem 
Frieden merers gewogen." 



^) „Ursachen, warum man die in anno 1583 zu End ge- 
laufene dreijährige Laudsrettung zu prolongieren Bedenkens gehabt." 
Ebenda. 

^) Hanau-Lichtenberg, Württemberg, Leiningen-Westerburg, 
Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim und Rosheim. 
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Die Regierung in Ensisheim, sowie die Landvogtei Hagenau 
wenden sich an den Bischof mit der Bitte/) auf den Abschluß 
eines solchen engeren Bündnisses hinzuwirken. Aber trotz der 
schlimmen Erfahrung, die er auf dem letzten Tage gemacht, ver- 
sucht der Bischof noch einmal eine Vereinigung sämtlicher Stände 
herbeizuführen ; mn imnötige Erlösten zu ersparen, will er jedoch 
„auf ein Ungewiß" keine Versammlung mehr anberamnen und 
setzt sich deshalb zunächst mit den Ständen in Verbindung, an 
deren Widerstand am 1. Oktober die Verhandlungen gescheitert 
waren. ^) Er bemüht sich, sie zur Aufgabe ihrer Opposition zu 
bewegen, damit sie mit „Hintansetzung aller Privat- Affekten 
sich mit ihren Nachbarn einer Landsverein freundlich verglichen." 

Die Stadt Straßburg willigt in die Berufung eines neuen 
Tages, will aber an einem Bündnis wie früher nur teilnehmen, 
wenn die Bedingungen erfüllt würden, die sie am 1. Oktober ge- 
stellt hatte, wenn besonders die Landsrettung auf die benachbarten 
Gebiete ausgedehnt würde. 

Doch ebenso hartnäckig, wie der Rat der Stadt an seiner 
Forderung festhält, weigert sich die Regierung in Ensisheim, die 
,.Erstreckung" des Bundes, wie sie Straßburg verlangt, zu billigen. 
Es gehe nicht an, daß man „ausländische"^) Staude in den Ver- 
ein aufnehme, da man ihnen im Falle der Not zur Hülf eleistimg 
verpflichtet wäre, und es nicht geschehen dürfe, daß „gemeine 



^) Schreiben der Regierung d. dat. 7. November und der Land- 
vogtei d. dat. 12. November 1583. (B. A. U. E. G. 227.) 

^) d. dat. 30. Nov. 1583 an Strassburg; d. dat. 2. Januar 1584 
an den Grafen von Hanau,die Stadt Hageneau, an Kolmar, Oberehn- 
heim, Rosheim, Leiningen-Westerburg und die Ritterschaft. B. A. ü. 
E. G. 227.) 

^) Sehr bezeichnend ist, dass die Stände schon ihre nächsten 
Nachbarn, die nicht im Elsass wohnen, als Ausländer betrachten; auch 
darin ist deutlich ausgesprochen, dass sie sich als zusammengehörig 
betrachten, dass das Elsass für sie ein einheitlicher Begriff ist. 
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Stand dieses Landes" ihre Heimat von Truppen entblößten, um 
entfernten BundesgKedem Unterstützung zu gewähren.^) 

Unter solchen Verhältnissen waren neue Verhandlungen von 
vornherein aussichtslos, und so unterblieb die geplante Berufung 
der Stände. Der Bischof lehnt aber jede Verantwortung ab für 
den Schaden, der dem Lande durch Einfälle, „Einlagerungen" 
und Lhirchzüge fremder Kriegsscharen erwachsen würde, und 
weist im Voraus ähnliche Beschuldigungen zurück, wie ihm „in 
jüngstem der Frantzosen-Durchzug allerhandt ungütlich Greschrey 
im imdem Elsaß von etlichen mit Ungrundt nachgesagt wor- 
den" sei.^) 

Gegenseitiges Mißtrauen war es, an dem die Erneuerung der 
Landsrettung scheiterte, auf der einen Seite Mißtrauen der Pro- 
testanten, die durch die Ausdehnung des Bündnisses auf den 
Pfalzgrafen und die Markgrafen von Baden das protestantische 
Element im Bimde zu stärken suchten, wohl nicht ohne Rück- 
sicht auf die Wirren im Erzbistum Köln, die bei den engen Be- 
ziehungen zwischen diesem imd dem Straßburger Domkapitel sehr 
leicht auch auf das Elsaß übergreifen konnten, auf der andern 
Seite Mißtrauen der Katholiken, die den Anhängern der neuen 
Lehre einen solchen Machtzuwachs nicht gestatten wollten. So 
spitzten sich die Gegensätze zwischen den beiden Religionsparteien 
immer mehr zu und ließen es voraussehen, daß sie über kurz oder 
lang auf nicht ganz friedliche Weise mit einander abrechnen wür- 
den. Die religiöse Trennung stellte das Weiterbestehen der elsäs- 
sischen Landstände in Frage, aber nur vorübergehend ; die gemein- 
samen Bande, die sie bisher zusammengehalten hatten, waren zu 
fest, die Interessen des einen zu sehr auch die des andern, als daß 



^) Schreiben der Regierung d. dat. 20. Februar 1584. (B. A. ü. 
E. G. 227.) 

^) Schreiben des Bischofs an die Regierung in Ensisheim d. 
22. Februar 1584. B. A. O. E. C. 8. 

7 
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die elsässischen Territorialfürsten das Jahrhunderte lang geübte 
Zusammenwirken hätten aufgeben können. 

Für die letzten beiden Jahrzehnte des 16. Jahrhunderts war 
infolge des im Jahre 1584 mit äußerster Heftigkeit entbrennen- 
den Kapitelstreits^) und des unmittelbar sich daranschließen- 
den Bischofskrieges das Zustandekommen einer Einigung zwi- 
schen den elsässischen Ständen ausgeschlossen. 

In dem Streite zwischen den katholischen imd den prote- 
stantischen Kapitularen nimmt die Stadt Strassburg in unzweideu- 
tiger Weise für die letzteren Partei. Um ihr Verhalten zu recht- 
fertigen und um die anderen protestantischen Stände im Elsaß für 
die Sache der Exkommunizierten zu gewinnen, beruft der Rat 
der Stadt Straßburg deren Vertreter zu einer Versammlung auf 
den 21. Oktober (alten Stils) 1584. Trotzdem diese rein privater 
IsTatur ist und sich nirgends auch nur die leiseste Andeutung fin- 
det, daß sie den Anspruch erhoben hat, als Ständeversammlung 
betrachtet zu werden, erblickt der Bischof in dem Vorgehen des 
Straßburger Stadtrates doch einen kühnen Eingriff in seine lang- 
hergebrachten Rechte und findet darin einen ^viUkommenen An- 
laß, einen Ständetag zu berufen und ihm die Entscheidung im 
Klapitelstreit zu übertragen. Diese Angelegenheit beschäftigt auch 
hauptsächlich die am 27. November 1584 in Sclilettstadt versam- 
melten gesanitelsässischen Stände. Die darüber gepflogenen Be- 
ratimgen gehören nicht zur Landsrettung', sind auch von Mei- 
ster^) eingehend behandelt worden und können deshalb hier 
übergangen werden. 



^) Vergl. darüber Meister: Der Strassburger Kapitelstreit 
1583—1592. 

^) Meister (a. a. O. p. 115) bezeichnet den Tag als einen unter- 
elsässischen, „zu welchem einige oberelsässische Stände, welche in die- 
sem Falle mitinteressiert waren, hinzugeladen worden," trotzdem der 
Landtag sich ausdrücklich als eine Versammlung der „gemeinen 
Stände des obern und niedern Elsass" bezeichnet. Die Entscheidung 
darüber, inwiefern die einen Stände im Ober-Elsass, die auf den 
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Wohl aber verdient eine andere Angelegenheit erörtert zu 
werden, die auf jenem Tage behandelt worden ist: der Straßen- 
bau des Pfalzgrafen Georg Johann von Pfalz-Veldenz.-^) Der 
Pfalzgraf hatte im Jahre 1579 bei Rothau Eisenerzgruben in Be- 
trieb gesetzt, um seinen zerrütteten Finanzverhältnissen durch 
deren Ertrag einigermaßen aufzuhelfen, imd legte in Verbindung 
damit neue Wege an, deren einer von Rothau ins Steintal über 
das Hochfeld und den Odilienberg nach Oberehnheim führen 
sollte.2) 

Sofort taucht in den elsässischen Ständen bei ihrem Miß- 
trauen gegen Frankreich der Gedanke auf, die Franzosen könnten 
diesen neuen 'Weg bequem zu Einfällen ins Elsaß benutzen. Des- 
halb wird auf dem Tage zu Schlettstadt die Angelegenheit zur 
Sprache gebracht und beschlossen, eine Ortsbesichtigung vorzu- 
nehmen, mit der eine Kommission beauftragt wird. Diese er- 
stattet auf dem lediglich zur Beratung über diese Frage anbe- 
raumten Ständetag am 8. Januar 1585 eingehenden Bericht. Der 
Pfalzgraf selbst erscheint in Oberehnheim, wo diesmal die Be- 



Tag geladen wurden, in diesem Falle mehr mitinteressiert waren, 
als die anderen, überlässt Meister dem Leser. Tatsächlich ist der Tag 
in Schlettstadt ein gesamtelsässischer, zu dem allerdings Württem- 
berg nicht geladen war. Dies ist aber lediglich auf ein Versehen der 
bischöflichen Kanzlei zurückzuführen, das der Bischof ganz glaub- 
würdig rechtfertigt: Der Schreiber, der früher die Einladungen- zu 
den Ständetagen ausgefertigt hatte, war „abgangen," der neue hatte 
den Württemberger einfach vergessen. Ein Grund, gerade ihn aus- 
zuschliessen, lag auch gar nicht vor, besonders, da alle anderen pro- 
testantischen Stände auf den Tag geladen waren. Die beiden katho- 
lischen Fürsten, die Meister ausserdem unter den in Schlettstadt Er- 
schienenen vermisst, der Herzog von Lothringen und der Bischof von 
Basel haben zu den Ständetagen me. Vertreter geschickt. 

Der Pfalzgraf Georg Hans ist auch sonst als Projekte- 
macher bekannt; cf. unten p. 108 f. 

^) Meister berührt auch diesen Beratungspunkt (a. a. O. 
p. 125); er geht aber von der Voraussetzung aus, dass die in Frage 
stehende Strasse aus der Pfalz über die Nordvogesen ins Elsass 
führen sollte. Mit dieser verkehrten Voraussetzung fallen auch die 



7* 
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ratimt>:en gepflogen wurden, und läßt die Stände durch den Ver- 
treter des Grafen von Hanan-Lichtenbei^ um Audienz bitten, 
die ihm auch gewährt wird. Nach längeren Ausfühnmgen über 
seine finanzielle Notlage und über die Gründe, die ihn zur An- 
lage der Straßen bewogen, legt er dar, es sei eigentlich lächer- 
lich zu behaupten, die neuen Wege böten den Franzosen Gelegen- 
heit ins Elsaß zu kommen, als ob nicht das T^nd auch sonst für 
die Welschen leicht zugänglich wäre, als ob nicht viel bedeuten- 
dere, für ein Heer leichter zu l)enutzende Straßen von 
Frankreich her über die Vogesen führten, auf denen die Fran- 
zosen schon so oft ins Elsaß gekommen seien imd iimner wieder 
kommen können. Endlich mißt er dem Bischof von Straßburg 
allein die Schuld bei an den Schwierigkeiten, die ihm bereitet 
werden: erst vor kurzem habe er ihn an dem Kauf des Stein- 
tals^) hindern wollen; als ihm dies nicht gelungen, habe er ihn 
am Kaiserlichen Hofe venmglimpft, damit er niclit belehnt werde; 
er habe ihm verlx>ten, auf der Zorn bis nach Zabem zu flößen 



Folgerungen, die Meister daran anknüpft, vor allem die, dass die 
Stände dagegen einschritten, weil die Strasse eine bequeme Verbin- 
dung zwischen der protestantischen Pfalz und der Stadt Strassburg 
herstellen sollte, die im Falle eines aus dem Strassburger Kapitel- 
streit sich entwickelnden Krieges „von der höchsten strategischen 
Bedeutung" werden könnte, da sie „den raschen Zusammenzug pro- 
testantischer Truppen" gegen den Bischof ermöglicht hätte. Meister 
entnimmt diese Behauptung Hirn: Erzherzog Ferdinand II. von Tirol, 
Bd. II, p. 201. Er bleibt bei der falschen Ansicht, weil er den Abschied 
des Ständetages vom 8. — 10. Januar 1585 nicht eingesehen hat, auf den 
die endgültige Beratung des Punktes verschoben wurde. Die Frage, 
die er offen lässt, ob die Erörterungen über diese Angelegenheit auf 
dem Schlettstadter Tage in direktem Zusammenhang mit dem Kapitel- 
streit stehen, ist demnach vollständig überflüssig, sobald der wahre 
Sachverhalt aufgeklärt ist; es ist zweifellos, dass die Beratungen über 
den Strassenbau des Pfalzgrafen mit dem Kapitelstreit nicht im ent- 
ferntesten etwas zu tun haben. 

Vergl. den Bericht der mit der Ortsbesichtigung beauftragten 
Kommission vor der Ständeversammlung am 8. Januar 1585. 

^) Der Pfalzgraf hatte im Jahre 1584 die Herrschaft zum Stein 
durch Kauf erworben. (Reichsland.) 
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und habe endlich die Anlage der Eisenerzgruben hintertreiben 
wollen. Jetzt suche er den Bau der Straße zu vereiteln, von der 
seine ganze Existenz abhängig sei. Als vor wenigen Jahren ein 
Bischof von Straßburg die Zabemer Steige angelegt habe, wie 
das dort in einen Stein gemeißelte Datum bezeuge, sei es keinem 
Menschen eingefallen, ihm dies zu verbieten, trotzdem jene von 
weit größerer Bedeutung für den Verkehr mit Frankreich sei, 
als die Wege, die er anlege, um bequeme Verbindungen zwi- 
schen seinen Erzgruben und der Eheinebene herzustellen; was 
einem Bischof von Straßburg recht sei, sei ihm billig. 

Auf diese Ausfühnmgen hin beschließen die Ständever- 
treter, über die Angelegenheit an ihre ,, Obern" zu l>erichten und 
auf dem nächsten Tage endgültig darüber zu beraten; aber auf 
keiner späteren Versammlung wird die Angelegenheit wieder auf- 
genommen. 

Auch die Errichtung einer neuen Landsrettung wird auf dem 
Tage wieder in Erwägung gezogen, doch scheitern die Verhand- 
lungen wie in den letzten Jahren an dem Widerstand der Stadt 
Straßburg und ihrer Parteigänger. Dasselbe Schicksal haben in 
den folgenden Jahren alle in dieser Richtung gemachten Versuche. 

Deshalb sieht sich die Regienmg in Ensisheim veranlaßt, den 
drei Ständen der vorderösterreichischen l^nde zur Verteidigung 
der österreichischen Gebiete außerordentliche Lasten aufzuer- 
legen; diese erklären sich auch bereit, ^/..f der Kosten zu tragen;^) 
wahrscheinlich hofften die Stände dabei, daß dieser Zustand nur 
vorübergehend sein werde und daß die vorderösterreichische 
Landsrettung bald wieder durch eine gesamtelsässische überflüs- 
sig gemacht und abgelöst werden würde. Als daher im Jahre 1588 
die österreichischen Lande und ihre Stände inuner noch auf sich 
allein angewiesen wfiren, wandten sie sich an die Regierung in 
Ensisheim mit der Bitte, sie wolle dahin wirken, daß das frühere 



^) Am 13. April 1584, (B. A. O. E. C. 8.) 
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Bimdesverhältnis zwischen den elsässischen Ständen wieder her- 
gestellt werde, und daß außerdem der Bischof von Basel, die Mark- 
grafen zu Baden, die Grafen zu Fürstenberg, die Herren von 
Geroldseck in der Ortenau, die Städte Gengenbach, Offenburg und 
Zell und endlich die Städte der Schweizer Eidgenossenschaft zuni 
Beitritt zu dem Bunde aufgefordert würden,^) damit die drei 
Stände endlich der für sie fast unerträglichen Lasten enthoben 
würden. Am 30. März 1588 wiederholen die drei Stände dieses 
Gesuch an die Regienmg, die mit den benachbarten Ständen in 
Unterhandlungen tritt, deren Ergebnis die Berufung eines Tages 
auf den 9. Januar 1589 ist. Auch auf dieser Zusammenkunft 
konunt eine Einigung nicht zustande, da Straßburg hartnäckig auf 
seiner früheren Forderung besteht; aUe andern Versuche, welche 
die Regierung in Ensisheim auf Veranlassung der drei vorder- 
österreichischen Stände machte, endeten mit ' demselben negativen 
Resultat. 

Erst im Jahre 1600 kam man dem so lange erstrebten Ziel 
wieder näher; die Regierung in Ensisheini trat von neuem in 
Unterhandlungen mit der Stadt Strassburg und willigte in die 
Erweiterung der Landsrettung. Der Breisgau, die Landvogtei 
Ortenau, die Grafen von Fürstenberg imd die Herren von Gerolds- 
eck in der Ortenau sollten in den Bund aufgenommen, dagegen 
das Bistum Straßburg ausgeschlossen werden, bis der Bischofs- 
krieg beendet sei. Als Grundlage der neuen T^ndsrettung sollte 
wieder die aus dem Jahre 1580 dienen.^) Bis ins Jahr 1601 
sind die Verhandlungen soweit gediehen, daß die Regierung einen 
Tag nach Kolmar berufen kann.*^) Auch die Räte des Kardinal- 
bischofs Karl von Metz erscheinen dort als Vertreter für die 
Obermundat Rufach imd benutzen die Gelegenheit, bei den Stän- 
den für ihren Herrn zu werben. Sie legen zunächst dar, daß der 

') Januar 1588. Ebenda. 

2) Auf den 25. Juni 1601. 

^) Darauf bezügrl. Korrespondenzen. 8tr. St. A. A. A. 1993. 
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Kardinal Karl der einzig rechtmäßige Bischof von Straßburg sei: 
er sei durch das „ordenliche" Kapitel gewählt, durch die päpst- 
liche Heiligkeit als Bischof von Straßbui^ konfirmiert und ge- 
weiht worden, er habe nach der Bestätigung vom Kaiser die 
Regalien imd damit die weltliche Herrschaft im Stift empfangen ; 
er werde vom Kurfürsten von Mainz, als dem ausschreibenden 
Kreisfürsten, zu sämtlichen Kreistagen geladen; endlich sei er 
in allen Prozessen vor dem Kaiserlichen Kammergericht in Speyer 
imd dem Hofgericht zu Rottweil als rechtmäßiger Bischof von 
Straßburg anerkannt worden. 

Er sei als solcher jederzeit bereit, einer „Landschirmsverein" 
beizutreten. Vor allem aber müßten die Stände darauf bedacht 
sein, „das noch immer glunsende Feuer im Stift Straßburg gänz- 
lich zu löschen." Auch sie hätten ein Interesse daran, daß der 
Streit endlich beigelegt würde, da sie von dessen Fortdauer nur 
Schaden und Nachteil zu gewärtigen hätten. Bevor der Bischofs- 
krieg beendet sei, lasse sich eine Einigung der Stände zur Abwehr 
eines äußeren, wenn auch gemeinsamen Feindes nicht herbeiführen. 

Dem Kardinalbischof stünden reichlich Mittel zur Verfü- 
gung, um sich mit Waffengewalt des Stifts Straßburg zu bemäch- 
tigen und sich Anerkennung zu verschaffen, aber es sei ihm lieber, 
wenn der Streit gütlich beigelegt würde. Es sei Sache der Stände 
sich ins Mittel zu legen und die Gregner des Kardinalbischofs 
dahin zu vermögen, daß sie ihn anerkennen oder wenigstens unan- 
gefochten lassen möchten. 

Die Ständevertreter schreiten hierauf zur Beratung darüber, 
erklären aber, sie könnten nichts in der Saxihe beschließen, ohne 
sich vorher Instruktion bei ihren „Oberen" geholt zu haben. Die 
weiteren Verhandlimgen werden deshalb auf den 24. Septem- 
ber vertagt. 

Auch über die Landsrettimg wird ein Beschluß nicht gefaßt, 
da die Stadt Straßbui^ unbedingt „Erstreckung" nach Norden hin 
verlangt. Die Stadt sei bisher immer an der Grenze des Land- 
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rettungsgebietes gelegen und habe dadurch allen „Unglimpf" üb<5r 
sich eigehen lassen müssen und zwar nicht bloß von den Feinden, 
sondern auch von ihren Nachbarn. Im Jahr© 1590 habe sie z. B. 
einem jenseits des Rheines gelegenen Heerhaufen den Ueber- 
gang über den Fluß gewehrt und sei darauf von den badischen 
Fürsten mit Vorwürfen überschüttet worden, weil die Stadt deren 
Untertanen „mit Vorsatz zu Grunde richten" wolle. Endlich könne 
der Rat diesmal in die geplante Landsrettung nicht willigen, weil 
das ganze Bistum Straßburg ausgeschlossen werden solle ; es falle 
dadurch ein Kontingent von 75 Glefen und 1800 Mann zu Fuß 
aus, das durch die andern Stände aufgebracht werden müßte. 
Daß aber die Stadt noch mehr belastet werde, könne der Rat nie- 
mals zugeben. 

Die weiteren Verhandlungen darüber werden eb^ifalls auf 
den 24 Seutember verschoben. 

Die auf diesen Tag geschickten Vertreter der Stadt Straß- 
burg erhalten die Anweisung, zunächst darauf zu achten, „ob man 
in solcher Anzahl, wie es die Notturf t nach Wichtigkeit dieser 
Sachen erfordert, zusammen kommen wäre" ; wenn dies nicht der 
Fall wäre, sollten sie sich auf keine Verhandlimgen einlassen. 
Wollten aber die Stände „insgemein" die Landsrettung vom Jahre 
1580 erneuern, so sollten die Gesandten der Stadt „sich nicht 
absondern," „damit nicht aller rnglimpf gemeiner dieser Stadt 
zugemessen, noch sie, daß sie an Zerschlagung deß W^erks allein 
schuldig, wie bißher vielfeltig beschehen, bezüchtigt werden 
möge."^) 

So waren die Aussichten auf das Zustandekonunen einer 
Einigung bedeutend gestiegen, nachdem Straßburg endlich seinen 
Widerstand aufgegeben hatte. 

In der Ständeversammlung am 24. September \vird die Lands- 
rettung von 1580 Punkt für Punkt durchberaten und unverändert 

Instruktion für die Vertreter der Stadt Strassburg dat. 
1.111. September 1601. Str. St. A. A. A. 1993. 
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angenommen. Trotzdem fast alle Teilnehmier ,,Moderation^' ihres 
Anschlags verlangen, wird jede Herabsetzung der za stellenden 
Kontingente verweigert, da man mit einem kleineren Heer zur 
Verteidigung des Landes kaiun auskommen könne. 

Die Vertreter der Regierung in Ensisheim regen dann die 
Frage an, wer bis zur Entscheidung des Bischof Sßtreites im Unter- 
Elsaß das Direktorium haben solle ; sie beantragen, es dem Land- 
vogt in Hagenau, dem Grafen von Hanau imd der Stadt Straß- 
bui^g gemeinsam zu überlassen; darüber, wie diese sich in das 
Direktorium teilen sollten, machen sie keine Vorschläge. Aber 
die als Vertreter für die Obermundat Ruf ach erschienenen Räte 
des Kardinals Karl protestieren dagegen: das Direktorium im 
Unter-Elsaß stehe niemand anderem zu als ihrem Herrn, dem 
rechtmäßigen Bischof von Straßburg. 

Die Stände erklären sich für inkompetent, im Bischofsstreite 
irgend welche Entscheidimg zu fällen: „diese streitig Sach sei 
an diesen Ort und vor die I^ndständt nit gehörig," und verschie- 
ben die endgültigen Beratui^gen über die Landsrettung auf den 
12. November. 

Auf diesen Tag schicken die unterelsässi sehen Stände keine 
Vertreter. Sie entschuldigen sich teils gar nicht, teils so, „daß 
leichtlich zu vermerken, daß sie zu dicvsem Werk wenig Lust noch 
Anmut haben:" Der Kardinalbischof Karl nimmt an den Ver- 
handlungen nicht teil, weil „diese Verein dero an dem ruhigen 
Inhaben des zuerkannten Bistums Straßburg hinderlich" sei, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg „hat aus gleichem Hom geblasen" 
und weigert sich einem Landrettungsbündnis beizutreten, bevor 
der Frieden im Bistum Straßburg heimstellt sei; die Stadt Straß- 
bui^ beschickt den Tag nicht, weil sie in Erfahrung gebracht, 
daß etliche Nachbarn nicht einwilligen wollten;^) die Ritter- 



^) Schreiben an die Regierung in Ensisheim dat . 30. Oktober 
Str. St. A. A. A. 1993. *• November. 
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Schaft bleibt fem wegen ihres Streites mit den Städten lun den 
Vorsitz. Diejenigen vollends, die Vertreter geschickt haben, vo- 
tieren 80, daß von vornherein an das Zustandekommen einer 
Landsrettung nicht zu denken ist. Deshalb fassen die oberelsäs- 
sischen Stände den Abschluß einer „engeren Verein" ins Auge.^) 

Trotzdem macht die Regierung in Ensisheim in den folgen- 
den Jahren noch verschiedene Versuche,^) die gesamtelsässi- 
schen Stände zu einem Bündnis gegen auswärtige Feinde zu ver- 
einigen, den letzten im Jahre 1616. Diesmal ist auch der Graf 
von Hanau einer Landsrettimg nicht abgeneigt; sie soll „ohn 
einigen respect der religion" lediglich zu „defension dieses Elsaß 
gemeindt" sein.^) Die erste Voraussetzung für das Gelingen 
des Unternehmens war natürlich, daß der Widerstand der Stadt 
Straßburg beseitigt wurde. Deshalb wendet sich die Regierung 
zunächst an sie.^) Der Rat der Stadt erwidert auf deren An- 
frage, er könne sich auf eia Bündnis, wie es in Aussicht genommen 
sei, nicht einlassen, ohne daß die Kurpfalz, Pfalz-Zweibrücken, 
die Markgrafschaft Baden, der Herzog von Württemberg und 
das Bistnm und die Stadt Speyer mit aufgenommen \vürden.^) 
Gleichzeitig bittet der Rat die vier erstgenannten Fürsten um 
^litteilung, ob sie gesonnen seien, der von der Regienmg in En- 
sisheim „mit allem Fleiß erstrebten" Landsrettung beizutreten.*) 

Wahrscheinlich AMißte die Stadt im Voraus, daß Kurpfalz 
und Pfalz-Zweibrücken sich nicht anschließen würden; aber sie 



^) ,3elatio" über die Verhandlungen auf dem Tage zu Kol- 
mar am 12. November 1601. Str. St. A. A. A. 1993. 

^) Vergl. das Verzeichnis der Ständetage. 

^) Schreiben an die Stadt Strassburg dat. 25. Februar (a. Stils) 
1616. B. A. ü. E. G. 233. 

^) Schreiben der Regierung an den Rat der Stadt dat. 12. 
Januar 1616. B. A. U. E. G. 233. 

^) Antwort des Rates dat. 28. Februar 1616 (a. St.) B. A. U. E. 
G. 233. 

'') Schreiben an die Genannten dat. 28. Februar 1616 (a. 
St.) Str. St. A. A. A. 1994. 



- 115 — 

wollte ihre Forderung nach „Erstreckung^^ des Bundes nur auf- 
rechterhalten, um ihre Weigerung, an der Landsrettung teilzu- 
nehmen, mit einem guten Gnmd motivieren zu können. 

Zu dem auf den 25. Mai 1616 anberaumten Tage werden der 
Markgraf Friedrich von Baden imd der Herzog Georg von Würt- 
temberg,^) nicht aber die Pfalzgrafen geladen. Die Stadt Straß- 
burg schickt ihre Vertreter nur „ad audiendum et referen- 
dum."^) Bei den Beratungen wiederholen diese ihre früheren 
Forderungen, die aber diesmal direkt abgewiesen werden. Die 
Stände hielten es für unnötig, die Landsrettung auf die betreffen- 
den Fürsten auszudehnen; denn einerseits seien deren Gebiete 
viel zu weit entfernt und lägen nicht „durcheinander wie dieses 
Orts vermengt," andrerseits sei das Bündnis im alten Umfang 
stark genug, um etwaige Angriffe abzuwehren. 

Da die Vertreter einzelner Stände nicht weitgehend genug 
instruiert sind, werden die Beratimgen auf den 10. August 
vertagt. 

Der Rat der Stadt Straßburg berichtet an den Kurfürsten 
von der Pfalz imd an den Pfalzgrafen von Zweibrücken über den 
Verlauf der Verhandlungen und fragt, wie er sieh auf dem näch- 
sten Stände tag verhalten solle. ^) 

Wie es auf der einen Seite keinem Zweifel unterlag, daß 
die Stadt Straßburg hauptsächlich aus religiösen Gründen an 
ihrer Forderung so zäh festhielt, so war es andrerseits auch 
klar, daß die Regierung in Ensisheim aus denselben Ursachen 
nicht nachgeben wollte. Deshalb ermahnt der Pfalzgraf Johann 
die Stadt Straßburg, nur ihre Bedingimgen aufrecht zu erhalten, 
denn „daß die österreichische Regienuig sich nit dazu verstehen 

^) Beide leisten der Einladung Folge und schicken Gesandte 
auf den Tag. 

^) Schreiben an den Kurfürsten von der Pfalz dat. 27. April 
(a. St.) Str. St. A. A. A. 1994. 

^) Schreiben an Kurpfalz dat. 4. Juni, an Pfalz-Zweibrücken 
dat. 2. Juni (a. St.) 1616. B. A. ü. E. G. 233. 
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will, daß wir und andere benachbarte Fürsten zu der voi^- 
sehlagenen Verein gezogen werden, darauß ist leichtlich abzu- 
nehmen, womit sie umbgehn."^) 

Die Stadt Straßburg beschickt auf Anraten des Kurfürsten 
von der Pfalz den auf den 10. August 1616 anberaumten Tag 
nicht; auch der Markgraf von Baden nimmt an den Verhand- 
lungen nicht teil, weil „die obhanden schwebenden gefährlichen 
Praktiken unsers gegentheils also beschaffen, daß wir die Evan- 
gelische uns wohl fürzusehen, damit nit imder nachbarlichem 
Vertrauen, man dieser seit s in Beschwernis und Gefahr gesetzt 
werde."^) 

Auf dem Tage am 10. August wird eine I>andsrettung in 
dem früheren Utnfang auf der Gnmdlage der Bestimmungen 
des Abschieds von 1580 beschlossen. Innerhalb sechs Wochen 
sollen die Stände erklären, ob sie dem Bündnis ihre Genehmigimg 
erteilen. Am 7. Ifovember 1616 fordert die Eegienmg in Ensis- 
heim vom Rat der Stadt Straßburg die diesbezügliche Erklärung; 
nachdem dieser „das höchst vernünftige Gutachten" des Kur- 
fürsten, des Pfalz- imd des Markgrafen eingeholt hat,^) weigert 
er sich, der I^ndsrettung beizutreten,^) weil „die früher auf- 
geführten obstacula und rationes noch im Wege" stünden. Auch 
der Mark^^f Friedrich von Baden weist das Ansinnen der Regie- 



^) \ntwort des Pfalzgrafen dat. 5. Juni (a. St.) B. A. ü. E. 
G. 233. 

^) Schreiben des Markgrafen Friedrich von Baden an dea 
Herrn von Rappoltstein dat. 22. Juli (a. St.) 1616. B. A. U. E. G. 233. 
An die Regierung in Ensisheim schreibt er unter demselben Datum, er 
werde den Ständetag am 10. August nicht beschicken, „da die Sachen 
im Reich dermassen geendert," dass er „aus hochbeweglichen Ur- 
sachen nit sehen kann, wie etwass fruchtbarlichs aussgericht werden 
könnte." Den wahren Grund, weshalb er keine Vertreter schickt» 
gibt der Markgraf hier nicht an. (Str. St. A. A. A. 1994.) 

«) d. dat. 16. November 1616. Str. St. A. A. A. 1994. 
*) Schreiben an die Regierung dat. 7. Dezember 1616. Str. St. 
A. A. A. 1994. 
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ning in Ensisheim, sich dem Bunde anziK^chließen, weit von 
sich.^) 

So war auch dieser Versuch der R^erung in Ensisheim 
kläglich gescheitert. Die religiösen Gegensätze, die seit drei Jahr- 
zehntel ein gemeinsames politisches Zusammenwirken der ge- 
samten elsässischen Stände verhindert hatten, hatten sich infolge 
der Ereignisse im Reich in den letzten Jahren derartig zugespitzt, 
das Mißtrauen zwischen den beiden Religionsparteien war so ge- 
wachsen, daß jede hinter den Bestrebungen der anderen Verrat 
witterte und nicht mehr wagte, auf politischem Gebiete mit ihr 
zusammenzugehen, ohne einen festen Rückhalt an Glaubensge- 
nossen zu haben. Diesen Rückhalt suchte sich Straßburg durch 
die Aufnahme der benachbartenUnionsmitgliederindaselsässische 
Landrettungs-Bündnis zu schaffen. Da sie verweigert wurde, blieb 
der Stadt nichts anderes übrig, als das was sie tat: Aufhebung 
jeder Gemeinschaft mit denen, die ihren Forderungen hauptsäch- 
lich entgegengetreten waren, mit der erzherzoglich-österreichi- 
schen Regierung in Ensisheim. 

Der Tag am 10. August 1616 war der letzte, auf dem unter- 
und oberelsässische Stände gemeinsam beraten hatten; das Band, 
das die beiden Bezirke bis jetzt zusammengehalten hatte, war da- 
mit zerrissen, die Einheit des Elsasses aufgelöst. 

Mit dem Abbruch der Beziehungen zwichen den Stände- 
tagen der beiden Bezirke hört auch deren Tätigkeit zum Schutze 
des Landes gegen äußere Feinde auf ; die unterelsässischen Stände 
beraten zwar während des dreißigjährigen Krieges noch öfters 
über sogenannte Landsrettungen, die jedoch gegenüber den frühe- 
ren nur bescheidene Versuche sind, das flache Land von strei- 
fenden Kriegsscharen zu säubern und den Landmann bei Aus- 
übung seiner Arbeiten zu schützen. Zur Aufstellung eines Heeres 
und zur Organisation der Landesverteidigung kam es nicht mehr ; 



1) Schreiben d. dat. 28. November 1616. Str. St. A. A. A. 1994. 
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zum obigen Zwecke genügte eine kleine Schar Soldtruppen, die 
aus Beiträgen der einzelnen Stände angeworben wurden. Größere 
Truppenmassen abzuwehren, waren sie aber nicht imstande, und 
so mußten die elsässischen Stände es über sich ergehen lassen, 
daß die Scharen Bernhards von Weimar ins Land eindrangen und 
darin schalteten und walteten, wie es ihnen beliebte. 

Gegen Frankreich waren die Landsrettungen im 16. Jahr- 
hundert geschlossen worden, imd manchen Angriff der Franzosen 
haben sie verhütet, der sie dem langerstrebten Ziele, das Elsaß 
vom Reiche zu lösen, einen Schritt näher hatte bringen sollen. 
Jetzt mußten die elsässischen Stände von demselben Reiche aus, 
zu dem sie sich immer ausdrücklich bekannt hatten, und dessen. 
Glieder sie sein wollten, eine Verheerung über ihre fruchtbaren 
Gefilde ergehen lassen, schrecklicher, als sie der gefürchtete Feind 
aus dem Westen dem Lande je bereitet hatte. 

Die religiösen Gegensätze, die sich in den letzten Jahr- 
zehnten aufs äußerste zugespitzt hatten, trugen in erster Linie 
die Schuld, daß alle Einheitsbestrebungen mit negativem Erfolg 
endigten. 

Auch hier können wir wieder eine Parallele zwischen dem 
Elsaß und dem Reiche ziehen, denn in jenem wiederholt sich die 
ganze innere Reichsgesohichte im Kleinen. Die politischen Ver- 
hältnisse, wie sie sich im Elsaß in den letzten Jahrzehnten des 
16. und den ersten des 17. Jahrhunderts gestaltet hatten, bieten 
ein ungetrübtes Spiegelbild von den Zuständen im ganzen Reiche. 

Wie auf den Reichstagen die Vertreter der beiden Kon- 
fessionen sich immer feindlich gegenüber standen und einseitig 
nur ihre Interessen, nicht die des Reiches vertraten, so daß ein 
friedliches Einvernehmen zwischen ihnen nirgends zu erlangen 
war, weil immer die eine Partei von der andern übervorteilt zu 
werden befürchtete, so verteidigten auf den elsässischen Stände- 
tagen die protestantischen \\ne die katholischen Stände mit äußer- 
ster Hartnäckigkeit ihre Ansprüche und Fordeningen und gaben 
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ihren (Jegnern auch nicht ein Titelchen nach. So kam es, daß 
das Fortbeetehen der ganzen Institution der Landstände^ die über 
ein Jahrhundert für die Wohlfahrt des Landes und seiner Be^ 
wohner nicht ohne Erfolg gewirkt hatte, in Frage gestellt wurde, 
und daß sie in die allgemeine Auflösung mit hineingezogen zu 
werden drohte. 

Wie im Reiche die Zusammenfassung aller nationalen 
Kräfte ausgeschlossen war, nachdem die Protestanten die Gültige 
keit der Mehrheitsbeschlüsse auf den Reichstagen für die ge- 
samten Reichsstände geleugnet hatten, so war auch im Elsaß durch 
den Konflikt zwischen den beiden Religionsparteien eine Eini- 
gung sämtlicher Territorien zur Verteidigimg des Landes illuso- 
risch geworden. Die Folge davon blieb nicht aus : wehrlos war 
das Land den Scharen Bernhards von Weimar preisgegeben, die 
man durch gemeinsames Vorgehen, wenn auch nicht vom Lande 
fernhalten, so doch an ihrem Avüsten Treiben hätte hindern 
können. 

Erst nachdem durch den Westfälischen Frieden dem 30 jäh- 
rigen Bürgerkrieg, der das ganze Reich in einen trostlosen Zu- 
stand versetzt hatte, ein Ende gemacht worden war, fanden sich 
die unterelsässischen Stände noch einmal zur Beratimg über die 
Verteidigung des Landes zusammen. Tm Jahre 1652 trafen sie 
zum letzten Mal eingehende Bestimmungen zur Abwehr äußerer 

Feinde.^) 

§ 2. 

Polizeiordntuigen.^) 

Von den Landsrettungci zu den in diesem Abschnitt zu be- 
handelnden Polizeiordmmgen, welche durch die Ständeversamm- 



') S. unten. p. 144 ff. 

*'^) Vergl. hierzu Hie diesbezüglichen Abschnitte bei Lang- 
werth von Simmern (a. a. O. p. 166 ff. u. 262 ff.) Die Tätigkeit der 
schwäbischen Kreisstände auf dem Gebiete des Polizeiwesens be- 
wegt sich ganz genau in denselben Bahnen. 
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lungen erlassen wurden, war es nur ein kleiner Schritt : wenn die 
Stände darüber berieten, wie sie das Land vor äußeren Feinden 
schützen könnten, lag es nahe, daß sie auch für die Aufrechter- 
haltung von Ruhe und Ordnung im Innern der einzelnen Terri- 
torien zu sorgen suchten. 

Die erste Gelegenheit dazu boten die Bauemunruhen in den 
zwanziger Jahren des 16. Jahrhimderts. Nicht weniger schreck- 
lich, als in den übrigen Teilen des Reichs, hatten die Bauern 
im Elsaß gehaust, waren aber durch die Niederlagen bei Zabern, 
Scherweiler und Kestenholz in ihre Schranken zurückgewiesen 
worden. Aber ebensowenig wie in Thüringen und Schwaben, wo 
die Bauern sich erhoben hatten, führte der Aufstand eine Bes- 
serung der Lage der Bauern herbei ; von größeren Grausamkeiten, 
die gegen die wehrlosen Besiegten verübt wurden, hören wir 
allerdings nichts, aber niemand war gewillt, den Bauern ihre For- 
denmgen zu erfüllen. 

Am 29. August 1525 treten die Stände in Hagenau zusam- 
men zu Beratungen darüber, vne ähnlichen Bauernunruhen für 
die Zukunft vorgebeugt werden könne. ^) Ausgehend von der 
Ansicht, die durch die an manchen Orten gemachte Erfahrung 
allerdings bestätigt wurde, daß die Bauern durch die Geistlidi- 
keit aufgewiegelt worden seien, beschließen sie, keine Seelsorger 
im Lande zu dulden, die nicht von einem elsässischen Landes- 
fürsten oder einer elsässischen Obrigkeit die Erlaubnis zum Predi- 
gen erhalten hätten. Andrerseits sollen die Obrigkeiten dafür 
sorgen, daß genügend viele Pfarrer auf dem l^nde seien, die das 
Evangelium „on uffrur predigen^^ ; nur „christliche, gelerte und 
fromme Pfarrherm^' sollen bestellt werden, welche „den Unter- 
tanen die freyheit des geistes und daneben die gehorsame de« 
fleischs gegen die Oberkeyt mit höchstem fleyß predigen und für- 

^) Ich gebe im folgenden zugleich die Beschlüsse der yorher* 
gehenden Tage aus dem Jahre 1525, da sie am 29. August bestätieri 
und erneuert wurden. 
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halten" und nicht, wie bisher öfter geschehen, „iinerfarene, so 
am mjnsten Lone begeren." Solche, die ihre Gewalt mißbrauchen 
und das Volk aufwi^eln, sind aufs strengste zu bestrafen. 

Die Ursache der^ „hohen Beschwerden" der Untertanen 
sehen die Stände in dem großen Aufwand, mit dem auf dem 
lünde alle öffentlichen und alle Familienfeste begangen werden. 
Die Bauern sollen in dieser Kichtung zur Sparsamkeit angehalten, 
und dadurch soll ihre finanzielle Lage gebessert werden. 

Zur Niederhaltung der Besiegten sollen 3000 Knechte imd 
1000 Reiter ausgerüstet werden; davon müssen 200 Heiter be- 
ständig im Lande streifen imd alle verdächtigen Personen ge- 
fangen nehmen. Außerdem soll „jede Herrschaft ein fleißiges Auf- 
sehen auff uffriierigen i)ersonen oder die Ilauptleut und dieser 
Sachen Anfierer" haben, sie ergreifen und nach Gebühr bestrafem. 
Den Bauern sollen ihre Waffen abgenommen und ihnen bis atlf 
weitere Verfügung hin nicht gestattet werden, solche zu tra- 
gen.^ ) 

Den Klöstern, den Pfaffen und dem Adel sollen die ihnen 
entwendeten (iiiter zurüekgegel>en, die kleinen Zehnten und Zin- 
sen, die zum Unterhalt der (leistlichen dienen, weiter gezahlt 
werden. 

Durch diese Bestimmungen soll den Bauern die Möglichkeit 
zu weiteren Aufständen benommen werden; von ihren Forde- 
rungen, für die sie die Waffen ergriffen hatten, ist nicht eine 
einzige erfüllt. 

Aehnlich wie durch die Bauemunruhen wiirde im 16ten 
Jahrhundert l)esonders Süddeutschland durch eine andere Plage 
schwer heungesucht, zu der die elsässischen Landstände Stellung 
zu nehmen sich genötigt sahen. 



^) Das Verbot des Waffentragrens wurde erst wieder auf- 
gehoben auf dem Ständetage am 21. März 1537, wo beschlossen wurde, 
„mau soll den Bürgern ihre Wehren wieder geben." 

8 
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Mit der Einführung des Christentums in Deutschland waren 
auch die Keime zur Ausbildung eines Bettlertums gelegt worden, 
das sich die v^on der christlichen T^hre gepredigte Mildtätigkeit 
der Gläubiger ausgiebig zu Nutze zu machen wußte.^) Schon 
unter den Merowingem und den Karolingern finden wir in 
Deutschland das Vaganten- und Gaunerwesen ausgebildet, das 
sich in den folgenden Jahrhunderten inmier mehr ausbreitete und 
bald ZTT einer allgemeinen Landplage wurde. ITeberall fand das 
räuberische Gesindel Unterschlupf und machte die Straßen un- 
sicher. Die Kaiserlichen Landfrieden von 1158, 1281 und 1303 
vermochten nichts dagegen auszurichten. Es kam sogar so weit, 
daß Karl IV. in seiner goldenen Bulle „das Angreifen und Über- 
ziehen mit Brennen und Rauben" nach voraufgegangener drei- 
tägiger Ansage erlaubte. So begegnen ims im 14. Jahrhundert 
förmlich organisierte Räuberbanden, die den Raubrittern will- 
kommene Genossen bei ihrem schändlichen Handwerk waren. 
Bündnisse der Städte und der Fürsten richteten nur wenig gegen 
,das Gesindel aus. Der Landfrieden Maximilians I. vom Jahre 
1495 schien dem wüsten Treiben Einhalt zu gebieten; aber nur 
auf ganz kurze Zeit wurde dadurch Ruhe und Ordnung im Lande 
hergestellt. Bald tauchten die Verbrecher wieder allenthalben 
auf und sprachen jeder obrigkeitlichen Gewalt und Gesetzgebimg 
Hohn. Vergebens erließ Karl V. in seiner Carolina vom Jahre 
1532 die schärfsten Bestinunungen gegen Diebstahl und Raub; 
es blieb bei dem gesprochenen Wort, und niemand machte sich 
daran, unnaehsichtlich und mit äußerster Strenge, deren es zur 
Abstellung des Unwesens bedurft hätte, gegen die Verbrecher 
vorzugehen. 

I)i(» Zahl der im Lande umherziehenden Gauner und Land- 
streicher wurde nach dem Schmalkaldischen Kriege noch ver- 



^) Vergl. zum folgenden Ave-Lallement : Das deutsche Gau- 
nertum. B. I, p. 40 ff. 
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inehrt durch die abgedankten Landsknechte, die sogenannten 
gartendenKnechte. Die im Kriegshandwerk völlig verrohten Leute 
hatten keine Lust mehr^ ein friedliches Gewerbe zu betreiben; 
bald einzeln, bald in Scharen streiften sie müßig im Lande um- 
her und beschafften sich durch Betteln ihren Unterhalt. Aber 
nicht zufrieden mit dem, was sie als freiwillige Gabai erhielten, 
verlegten sie sich aufs Stehlen, Rauben und Plündern imd schreck- 
ten auch vor Morden luid Brennen nicht zurück, sei es um zu 
reicher Beute zu gelangen, sei es um sich an solchen zu rächen, 
die sie abgewiesen hatten. 

Fast imerträglich war die Plage für die ländliche Bevölke- 
i'ung, imd Klagen über Klagen wurden laut, angesichts deren auf 
dem Reichstag zti Augsburg im Jahre 1548 strengere Maßregeln 
gegen die umherziehenden Banden beschlossen Avurden. Aber wie 
so oft in jenen trüben Tagen deutscher Reichsgeschichte blieb es 
bei den Beschlüssen, an deren tatkräftiger Ausfühnmg es überall 
fehlte. So übernahmen endlich die Reichskreise die Initiative ge- 
gen die Gauner und suchten durch Polizeiverordnungen dem Un- 
wesen zu steuern.^) Im Elsaß aber griffen die Landstände ein, 
um das Land von allem räuberischen Gesindel, Bettlern etc. zu 
säubern. Am schlimmsten ging es hier in den 50er Jahren des 
16. elahrhunderts zu; man wußte sich des losen Gesindels nicht 
mehr zu erwehren, allenthalben gingen Fenersbrünste auf, deren 
Entstehung jenen Müßiggängeni zur Last gelegt wurde. 

Die Anregimg ziuu Einschreiten der Landstände gaben zu- 
nächst das Domkapitel in einem Schreiben an den Bischof vom 
29. August 1556,2) ^^^^^ ^^^ Dreizehner der Stadt Straßburg, 
die am 1. September 1556 folgenden Brief an den Bischof richte- 



^) cf. Pfaff: Die Landstreicher und Bettler in Schwaben. 
(Zeitschr. für deutsche Kulturgeschichte, ed Müller & Falke, Jahrgang 
1857, Juliheft.) 

2) B. A. ü. E. G. 218. 
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ten:^) „Naehdeiu nun om Zeither viel J^mnsten hin und wider 
in dieser I^ndtsort nffgangen und viel enden erschollen, wie es 
sich auch aller unibstandt hallten glaublich ansehen laßt, das en 
eingelegt Feur und zu besorgen, das es vielleicht bei diesen nicht 
pleiben niwht^ wir aber nit allein mit der unseren angehörigen 
zu Hochfelden, da es mm zum zweitenmal ganz scliedlich gebron- 
nen, sonder allen andern genacli])urten, denen dergleichen begeg- 
net, ein getrew christlich mitleiden haben und tragen und soviel 
an unns gern dazu verhelften woltcn, da doch soUichs fürt-er für- 
khommen unnd verhütet mocht werden, .... so hal>en wir aus 
gutherzigem getrewemwolmeinen und allein danunbdarmit armer 
.leuth hochnachteiliger, verderblicher unnd unwiderbinnglicher 
schaden fürkhommen, l)ei unns be<lacht, das es nutz unnd guet 
were, das E. f. (J. sich mit beiden (^niven zu Bitsch und Hanaw, 
auch dem Herrn [.andvogt zu llagenaw, denen wir hie-rimt>er auch 
geschriel>en, eines t^^ges und gelegener malstatt vergleichen, da- 
hin sie zu allen theilen die Iren abfertigen mochten von mittel 
und wegen zu reden und ratschlagen, wie doch in kiintftigem weite- 
rer schaden zufürkhonunen. darzn wir unns dt;nn unsers theils alle 
guethe hilflF unnd fiirderung zuthun, unnd so deshalben tag er- 
nant unnd unns verkhiindigt wurdt, die unsere zu solcher Be- 
rathschlagimg zuuerordnen willig unnd l)ereit." . 

Noch an demselben Tage, an dem das Schreil)en der Drei- 
zehner beim Bischof eingegangen war, l)erief dieser auf den elften 
Se])t.end)er einen Ständetag nach Straßburg, auf dem l>eschlossen 
wird, gegen die Landstreicher und die Müßiggänger Streifer aus- 
zuschicken und sie so aus dem Lande zu vertreiben. Der Brand- 
stiftung verdächtige Personen sollten gefangen und znr T'nter- 
suchung den Obrigkeiten des (Jebiets eingeliefert werden, in dem 
sie betroffen worden waren. 

Das Gebiet zwischen Barr und T^ndau, zwischen Khein und 
Vogesen wurde in neun Bezirke geteilt: 1. von Epfig-Barr bis 
1) B. A. r. E. G. 218. 
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Oberehnheini, 2. bis Alolsheim, 3. bis Zabern, 4. bis Neuweiler, 
5. bis Ingweiler, 6. bis Wlirth, 7. bis Weißeiibiirg, 8. bis Berg- 
zabern, 9, bis Landau. Innerhalb dieser Bezirke sollen die (Gebirgs- 
pässe und die Fhißtiberg'änge durch die Bewohner aufs strengste 
bewacht werden. Alle des Mordens und Ranl)ens oder der Brand- 
stiftung Verdächtigen sind gefangen zu nehmen und ihrer Obrig- 
keit einzuliefern. Wären ihrer mehrere beisammen, so daß die 
Wachen ihrer nicht Herr werden könnten, oder ergriffen sie die 
Flucht, so sollen in den nächsten Ortschaften die Sturmglocken 
geläutet und dur(*h Eilboten in der ganzen Umgegend l^kannt 
gegeben werden, weshalb das Signal ertönt. Sofort müssen die- 
jenigen, die zur Verstärkung der Wachen bestimmt sind, ihre 
Posten einnehmen, in jedem Falle sind der Landvogt, der Bischof 
von Straßburg, die Crafen von Hanau und Bitsch und die Stadt 
Straßbui^ zu Ix^nach richtigen, um was es sich handelt, und wo die 
Täter hinaus wollen. 

Da des öfteren durch arme Fremde und durch Bettler Raub 
imd Mord verübt und' Brand gestiftet worden ist, wird jedem 
Flecken und jedem Ort die Pflege seiner Armen zur Pflicht ge- 
macht; fremde Bettler dagegen und herrenloses, umherziehendes 
Kriegsvolk, die ,,mit schwerer Pürd auf dem Land liegen'*, sollen 
des Landes verwiesen werden. Wenn es nötig erscheint, sollen der 
T^ndvogt, der Bischof, die Grafen von Hanau und Bitsch und die 
Stadt Straßbiirg Reiter auf ,, solch onnützes Volk" streifen lassen. 

Diese Beschlüsse wurden von den Ständen noch oft erneuert, 
besonders die Institution der Streifen erwies sich als sehr wir- 
kungsvoll, alleiTÜngs immer nur auf verhältnismäßig kurze Zeit 
nnd nur dann, wenn sie von allen Ständen gleichzeitig abgehalten 
wurden, weil dann die Bettler etc. sich tatsächlich außer Landes 
flüchten mußten imd nicht von dem einen (lebiet, in dem gesti't^ift 
wurde, sich in das andere begeben konnten. Deshalb wurden immer 
vom Direktorium Termine festgesetzt, an denen „gemeinsame 
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Streifen" abgehalten wurden. Diese wurden bis ins 17. Jahrhun- 
dert fortgesetzt.^) 

Während die bis jetzt betrachteten Polizeibestimmungen 
zur Abstellung einzelner Uebelstände erlassen sind, ist uns aus 
dem Jahre 1552 eine ausführliche Polizeiordnung erhalten. 

Im Jahre 1548 war durch den Kaier „zu Abstellimg vieler- 
hand Laster und böser Sitten" eine „Eeformation" des Polizei- 
wesens im Reiche vorgenommen und den Ständen der verschiede- 
nen Reichsteile überlassen worden, für ihre Gebiete, wenn sie „in 
ein gemein Ordnung der Landen ungleicher Sitten und Gebräuche 
halben nit zu bringen", die einzelnen Bestimmungen den lokalen 
Verhältnissen anzupassen. Deshalb ^^irde der Rheinische Kreis 
„umb seiner Wytreichung willen" durch Beschluß eines Kreistages 
in vier Quartiere geteilt, innerhalb deren das Polizeiwesen ein- 
heitlich geregelt werden sollte ; das dritte dieser Quartiere um- 
faßte das Elsaß. 

Im Jahre 3 552 treten die Stände zusanunen zur Beratung 
in dieser Angelegenheit; die Kaiserliche PoKzeiordnung wird in 
vollem I'iufange angenommen und durch Zusätze im Einzelnen 
modifiziert. Zunächst werden Bestimmungen getroffen gegen 
Gotteslästerer, Flucher und Schwörer, gegen den übermäßigen 
Genuß von Wein und das Zutrinken, gegen imnützen Aufwand 
in der Kleidung, gegen Verschwendung bei Gastereien, besonders 
bei Hochzeiten, Kindtaufen und Begräbnissen, wobei „mancher 
auff einmal soviel A^ei-than, daß er, sein Weib und Kind hernach 
Mangel leiden müssen." Die Feier von Kirchweihen und Meßtagen 
wird auf einen Ta^* beschränkt. 

Dann folgen Verordnungen sozialer und wirtschaftlicher 
Natur. Die Obrigkeiten sollen genaue Kontrolle darüber anstellen, 

^) Die letzten Streifen finden im Jahre 1623 statt, zu Ter- 
minen bestimmt der Bischof den 27. Fehruar, den 3. 9. 14. 15. 20. 23. 
28. 30. März, den 1. 6. 7. 12. 15. 18. 24. 29. April, den 2. 5. 10. 11. 
15. 20. 23. 27. 30. und 31. Mai. (Schreiben an den Rat der Stadt Strass- 
burg, dat. 18. Febrauar 1623. Str, St. A. A. A. 1995). 
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daß möglichst einheitliche Maße und Gewichte gebraucht werden 
und daß kein Betrug damit getrieben werde; zu diesem Zwecke 
sollen sie jährlich mindestens einmal zu „verborgener und un- 
versehbarer Zeit" geprüft werden. 

Das Dienstverhältnis der Knechte und der Taglöhner wind 
geregelt ; soweit ii^endmöglich, soll eine einheitliche Lohntaxe ein- 
geführt werden; die Knechte dürfen vor Ablauf ihrer Dienstzeit 
ohne triftigen Grund ihre Herren nicht verlassen, da sie sonst den 
Anspruch auf ihren ganzen Jahreslohn verlieren ; andrerseits dür- 
fen die Arbeitgeber ihre Dienstleute ohne Grund nicht vor der 
Zeit entlassen, sie müßten ihnen denn den vollen Jahreslohu 
zahlen. 

Ferner werden Bestinunungen getroffen über „die leicht- 
fertigen Beiwohner," die Bettler und andere Müßiggänger, über 
Zigeuner, Schalksnarren, Pfeifer u. s. w. 

Endlich regelt die Polizeiordnung den Verkauf von Gewür- 
zen durch die Krämer und taxiert die Handwerker: die Gold- 
schmiede und die Kannengießer. Damit bricht das uns erhaltene 
Exemplar der Polizeiordnung ab, aber ^vir dürfen mit Sicherheit 
annehmen, daß auch die andern in der Kaiserlichen Verfügung be- 
rührten Verhältnisse darin Berücksichtigung gefimden haben. 

Aehnliche Polizeierlasse finden wir in der späteren Zeit 
nicht mehr, nur einmal, im Jahre 1560,*) wird die Erneuerung 
der Bestimmungen des Jahres 1552 in Aussicht genommen, aber 
nicht durchgeführt. 

In der Folge hören wir nur noch von der Abstellung einzel- 
ner Mißstände, die gelegentüch von dem einen oder dem andern 
Stande angeregt wiu'de : es handelt sich dabei hauptsächlich uin 
Korn-, Fleisch-, (iesinde- und Handwerkertaxen. 

Seit dem 12. und V4. Jahrhundert hatte sich allmählich in 
Deutschland ein Umschwung der volkswirtschaftlichen Verhält- 



*) Am 8. Mai. 
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nisBe vollzogen: aus einem Staate der Naturalwirtschaft war ein 
Land mit regem Handel und Verkehr geworden.^) Der Schwer- 
punkt des wirtschaftlichen Lebens wurde damit in die Städte ver- 
legt, die sich vom platten Lande absonderten und sich zu selb- 
ständigen wirtschaftlichen Organen ausbildeten. Nur ein verhält- 
nismäßig kleiner Teil der städtischen Bevölkerung trieb Landwirt- 
schaft, die überwiegende Anzahl der Einwohner verdiente ihren 
Unterhalt durch ein Gewerbe. Zur Ernährung der Stadtbevölke- 
rung bedurfte man der (ietreidezufuhr vom Lande. Die erste 
Pflicht der städtischen Obrigkeit wurde so die regelmäßige Ver- 
soi^ng der Stadt mit (letreide, die größtenteils die ländliche 
L'mgebung übernehmen mußte. In erster Linie mußten die 
Städte darauf bedacht sein, einer Teuerung vorzubeugen; denn 
die Folgen von Getreidemangel mid Hungersnöten, wie wir sie 
das ganze Mitteltalter hindurch beobachten können, waren ent- 
setzlich. Die CJetreidehandolspolitik des Mittelalters ward be- 
stimmt durch zwei maßgebende CJesichtspunkte : 1. Die Stadt 
mußte gut, regelmäßig und billig mit Getreide versorgt und zu 
diesem Zwecke die Zufuhr vom Lande geregelt werden ; 2. jedem 
Bürger mußte Gelegenlieit geboten werden, sich selbst direkt 
durch Kauf beim Produzenten mit Korn zu versorgen; deshalb 
durfte der Zwischenhandel fremder Kaufleute nicht geduldet 
werden. 

Ein weiteres Ziel der städtischen Getreidepolitik, das später, 
allerdings nur ganz allmählich, mehr und mehr in den VordergTimd 
tritt, ist die Hebung des städtischen Marktes ; in den Städten 
bildeten sieh feste Märkte aus, auf denen ein regelmäßiger Ge- 
treideverkehr stattfand. Dadurch, daß jede Stadt sich ein be- 
stinuntes Marktgebiet schuf, das für die (Jetreidezufuhr auf den 
städtischen Markt aufkommen mußte, zerfiel das ganze Reich 
in eine Keihe von Markt-Bezirken^ „die aber nicht wie heute 

^) cf. Naud^: Deutsche städtische Getreidehandelspolitik vom 
15. — 17. Jahrhundert. 
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Teile eines gewaltigen staatlichen Wirtschaftsorganismiis waren, 
sondern die wirtschaftlich sich von einander abschlössen. Jede, 
wenigstens jede größere Stadt, war wirtschaftlich durchaus selbst- 
ständig, stand anderen Städten mi Konknrrenzstreit feindlich ge- 
genüber, känii)fte gegen ihre Rivalinnen mit ähnlichen Mitteln, 
vde es heute ein Staat gegenül^er andei^n Staaten mit Schutzzöllen 

t7Ut"M 

Als einen solchen für sich abgeschlossenen Bezirk, für den 
jedes benachbarte Gebiet des deutschen Reiches bezüglich der 
(«etreidehandelspolitik als Ausland galt, dürfen wir auch das 
Elsaß betrachten, in dem allerdings nicht eine einzig"e Stadt den 
Mitteljjunkt der Wirtschaftspolitik bildete, in dem vielmehr 
einzelne Städte imd die Territorialfürsten und -Herren, denen 
an dem Aufblühen des Handels imd des (Gewerbes in ihren 
Städten und der Hebung des Wohlstan<les im ganzen Lande 
nicht wenig gelegen war, sich ül)er die Gnindsätze einer einheit- 
lichen Getreidepolitik verstäiidig-ten. Auch darin tritt uns dem- 
nach das Elsaß als ein in sich geschlossenes (Jebiet, als eine po- 
litische Einheit entgegen. 

Die sogenannten Kornordnungen, welche die Landstäiide er- 
lassen hal)en, regeln den CJetreidehaudel im ganzen Bundesgebiet. 

Durch Festsetzung von Hr)chstpreisen, die gefordert und 
gezahlt werden dürfen, soll dem armen Städter (iolegenheit ge- 
boten werden, gegen juäßige Preise für sich und die Seinen das 
Brot zu kaufen. Um das Steigen der J^reise zu verhindern, wird 
die Ausfuhr und damit der Verkauf an fremde Händler ver- 
boten ; ebenso wird der Kauf „auf Mehrschatz" im Lande selbst 
strengstens untersagt und damit der Zwischenhandel zwischen 
Produzenten und Konsumenten beseitigt. 

Die ersten Kornordnungen waren schon vor der olx^n be- 
handelten Polizeiordnung erlassen worden; aus dem Jahi-e 1530 



1) Naude. a. a. O. p. 7. 
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ist uns eine solche erhalten, deren wesentlichste Bestinumingen 
folgende sind : 

Damit „die gemeinen Markt gefiirdert*' werden, darf vor-^ 
läufig Getreide nur noch auf Wochenmärkten ver- und gekauft 
werden. Das auf den Markt gebrachte Getreide muß dort zu den 
Maximalpreisen von elf Schilling für ein Viertel Roggen, von 
dreizehn Schilling für dasselbe Quantum Weizen, von sechs 
Schilling für Gerste vmd 4^/2 Schilling für Hafer verkauft werden. 

Jeder Käufer muß durch eine obrigkeitliche Bescheinigung 
den Nachweis erbringen, daß er das Getreide für seinen Haus- 
gebrauch nötig hat und daß er es „allein zum verbachen nützen 
woll.^^ 

Der Kauf auf „Mehrschatz" wird verboten; mehr als ein 
Viertel darf ohne weiteres an ein imd denselben Käufer nicht 
verabreicht werden. Von dieser Bestimmung werden natürlich 
die Bäcker Ausgenommen : sie dürfen auf jedem „ihnen gelegenen^' 
Markt bis zu drei Vierteln kaufen und, wenn ihnen dies nicht 
ausreicht, ihren weiteren Bedarf durch Kauf auf dem Lande 
decken. Doch müssen sie in diesem Falle eidlich versichern, daß 
sie das Getreide alles mahlen lassen und verbacken und nicht 
weiter verkaufen wollen. 

Den Bauern wird zur Pflicht gemacht, das (Jetreide, das sie 
für ihren eigenen Gebrauch nicht nötig haben, auf den Märkten 
zum Verkauf zu bieten und nicht „hinderzuhalt^n", um später 
etAvas höhere Preise dafür zu erzielen. Der Verkauf von Getreide 
außer Landes wird streng verboten. 

Die Obrigkeiten sollen überall auf die genaue Beobachtimg 
der Bestinmumgen dringen und Zuwiderhandelnde, Käufer wie 
Verkäufer, unn achsichtlich bestrafen. 

Die Bauern, die sich durch Festsetzung der Maximalpreise 
benachteiligt fühlten, wußten sich auf andere Weise zu entschädi- 
gen; sie erhoben einen ungewöhnlich hohen Fuhrlohn und „Meß- 
geld" und gaben das Getreide nur dann ab, wenn ihnen dieses bcr 
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willigt wurde.^) Dagegen schreiten die Stände auf dem Tage 
am 4. April 1532 ein. 

Bei der Erneuerung der obie:en Kornonlming im Jahre 153e3 
wird besonders das Verbot des Verkaufs „auf Mehrschatz" und 
des „Verführens/* d. h der Ausfuhr, mit Nachdruck betont, mit 
welchem Erfolg, ergibt sich aus der KoiTCspondenz der bischöf- 
lichen Ämter mit dem Direktorium. Von allen Seiten laufen Kla- 
gen ein darüber, daß die Untertanen des Bischofs, der offenbar 
auf strenge Befolgung der Koruordnung achten ließ, „mit ihren 
Feldfrüchten gespannen stau", weil sie sich an die von den 
Ständen erlassenen Bestinmumgen halten mußten, während die Be- 
wohner der umliegenden Territorien sie teils auf alle mögliche 
Art und Weise umgingen, teils auch völlig mißachteten.^) 

Auch in den vierziger Jahren des 16. Jahrhunderts wird der 
Verkauf des Getreides noch verschiedene Mal geregelt, ohne daß 
wir jedoch über die näheren Bestimmungen und über deren Er- 
folg unterrichtet sind. Erst eine im Jahre 1552 erlassene Koru- 
ordnung können wir in ihren Einzelheiten und ihren Wirkungen 
wieder weiter verfolgen. Dm^cli den Einfall der Franzosen war 
das Getreide im Preise so sehr gestiegen, daß für ein Viertel 
Weizen vier, für dasselbe AFaß Roggen drei Gulden bezahlt 
wurden.'^) Die Steigenmg der Preise war weniger infolge 
Hangels, als vielmehr „aus Begierd des Gewinns" erfolgt, demi 



') Vergl (Ion Abschied des Tages am 4. xVpril 15B2. B. A. ü. E. 
G. 217. 

^) Am 25. November 1533 teilt der Schultheiss von Rheinaii 
dem Amtmann in Benfeld mit, dass im Ried allenthalben Weizen ge- 
kauft und über den Rhein geführt werde. Er selbst habe einen Händ- 
ler angehalten, der vom Schultheissen zu Boofzheim Getreide gekauft 
hatte ; er habe diesen zur Rede gestellt, aber von ihm zur Antwort be- 
kommen, er wisse von einer Kornordnung nichts. Danach hatte im 
November die Ritterschaft, zu deren Territorium Boofzheim gehörte, 
die Kornordnung noch nicht veröffentlicht. (B. A. U. E. G. 217.) 

^) Vgl. das Berufungsschreiben d. dat. 24. Mai 1552. (B. A. ü. 
E. G. 217.) 
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überall standen die Feldfrüchte schön und ließen eine reiche Ernte 
03*warten. 

Aus diesem Grunde sehen sich die Stände genötigt, nni einer 
Tenenmg vorznbengen, A\ieder eine 1 axe für den Verkauf von 
Getreide festzustellen. Die Preise werden auf zwei Gulden für 
ein Viertel Weizen, einen Gulden für (ierste, achtzehn Schilling 
für Koggen und acht Schilling für Hafer heniutei'g'esetzt. 



Offenbar wurden diesmal die Beschlüsse überall streng durdi- 
geführt, denn sofort sanken die Geti*eide])reise und standen schon 
wenige Zeit nach der Verr)tfentlichnng der Komordnung unter 
der festgesetzten Taxe.^) 

Am meisten konnte durch das Ausfuhrverbot eine Teuerung 
vermieden werden, aber gerade dieses ^^n^ll•de am wenigsten be- 
achtet. Von überall her kamen fremde Händler und kauften das 
Getreide auf; die Folge davon war, daß die Preise wieder stiegen 
und, trotzdem iiv<\Ti die ganzen 5()er Jahre des 16. Jahrhunderts 
hindurch m\ Elsaß keine ^lißernte zu verzeichnen hatte, im An- 
fang der ()Oer Jahre so hodi waren, daß sie für den Armen fast 
unerschwinglich waren. 

Auf die Anregiuig- der Stadt Straßburg hin^) beruft des- 
halb der Bischof die Stände ungeachtet dessen, „w^as ihm hievor 
ettlichmal uff sein nach])ar]ich rßsc*hreiben in solchen und der- 
gleichen Fällen begegnet''. A\if dem Tage am 15. Dezember 1563 
wird die Kornordnuuü von 1552 wieder erneuert. 

Aber inuner imd immer wieder kommen dieselben Klagen 
üb(T „^^»rfül^•l]ng" des Getreides, die gewöhnlich Anlaß zur Er- 
neuennig der früheren Bestimmungen geben. 

Denselben Zweck wie die Kornordnungen verfolgen auch die 
sogenannten ^ret/gerorchnmgen : sie sollen dem Fleischmangel 



Schreiben des Rats der Stadt Strassburg an den Bischof, 
dat. 9. Juni 1552. (B. A. U. E. G. 217.) 

y Schreiben des Rates an den Bischof, dat. 11. November 1562. 
(B. A. U. E. G. 220.) 
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und der Fleiftchteueining vorbeugen. Vor allem wird die Ausfuhr 

von Schlachtvieh verboten, fremde Metzger dürfen auf den 
Märkten kein Vieh kaufen, die einheimischen Schlächter ihren 

Bedarf nur auf den gewöhnhchen Märkten, nicht aber durch An- 
kauf in den Ställen decken. 

Der übermäßige Verbrauch von Fleisch bei „Gastereien und 
Banketten", der als „ein nit geringe Ursach der Theuening' mi 
Fleisehkauf" angesehen wird, wird streng- untersagt. Von Ascher- 
mittwoch bis Donnerstag nach Palmsonntag darf überhaupt kein 
Fleisch verkauft werden, in „Herbei^en'" darf das ganze Jahr hin- 
durch am Freitag und Samstag an die Gäste kein Fleisch verab- 
reicht werden. 

Endlich werden auch für die Metzger Maxürialpreise fest-^ 
gesetzt, zu denen sie das Fleisch verkaufen dürfen.^) 

Sollte durch die Korn- und Metzgerordnungen einerseits 
einer Teurung vorgebeugt, anderseits — und dies ist der ur- 
sprüngliche Zweck — der nicht Ackerbau treibenden Bevölkerung* 
des Landes Gelegenheit geboten werden, zu einem angemessenen 
Preise den Unterhalt für ihre Familien zu beschaffen, so ließ sich 
aber auch die Notwendigkeit nicht von der Hand weisen, den 
Ijandmann vor Uebervorteilung seitens der Handwerker zu 
gchützen. 

Im zweiten und dritten Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts war 
teils durch Mißwachs, teils durch die im Lande mnherziehenden 
Kriegsscharen, endlich auch diirch Ausfuhr der Feldfrüchte das 
Getreide im Preise überall hoch gestiegen. Die Folge davon war, 
daß auch die Handwerker imd die Tagelöhner bedeutend höhere 
Bezahlung verlangten. Im Anfang* der dreißiger Jahre fiel da- 
gegen die Emte in jeder Kichtimg gut und reichlich aus, sodaß 
die Getreidepreise schnell und stark sanken und bald tiefer 
Stauden, als in den letzten Jahren vor der Teuerung. Trotzdem 



^) Bestimmungen der Metzj^erordnuni? d. dat. 27. März 1560. 
(B. A. ü. E. G. 220.) 
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hielten die Handwerker und das Gesinde an ihren hohen Ti)hneii 
fest, die der Landiiiann bei den niedrigen Getreide])reisen kaum 
zu erschwingen vermoehtc. Jedennann kam znr Einsieht, daß den 
Klagen der Banem .nur durch „einhelligen Schluß" der Stände 
al>ireholfen werden könne. 

Dem Wunsche der meisten Stände gemäße) wird eine Ver- 
sammlung auf den 6. Dezember 1031 nach Straßburg berufen, in 
der die Löhne für das Gesinde und eine Taxe für die Handwerker, 
mit denen der Bauer am meisten zu tun hat, für Schmiede, Rot- 
gerber, Schuhmacher, Schneider, Küfer, Sattler, Wagner imd 
Seiler, festgesetzt werden. 

In den Jahren 1646 und 1649 werden diese Bestimmungen 
noch einmal erneuert und im Jahre 1650 bedeutend erweitert. 
Jetzt aber zeigte sich, wae sehr der Rat der Stadt Weißenbui^ 
früher Recht gehabt hatte, wenn er l>ehauptete,^) es ließe sich 
eine einheitliche Ordnung nicht duivhführen. Schon im Anfang 



^) N ur Sclilettstadt, Weissenbiiri? und Landau sind nicht für 
die Berufung: eines Tages. 

Der Rat von Sclilettstadt ist zwar der Ansicht, dass die Verhält- 
nisse geordnet werden müssen, aber die Anberaumung einer Stände- 
versammlung sei dazu nicht erforderlich: „zu Ersparuug darzu erfor- 
dernder Reisskosten" könnten die einzelnen Stände ihre Vorschläge 
schriftlich beim Direktorium einreichen: auf diesem Wege könne auch 
eine einheitliche. Ordnung erzielt werden. Schreiben dat. 17. November 
1631. (B. A. IT. E. G. 235.) 

Weissenburg häh es für unmöglich, für das ganze Unter-Elsass 
eine „gleiche Ordnung" zu erlassen, da „an einem Ort die Waren mit 
viel geringeren Unkosten als am andern zur Hand zu pringen" seien. 
Für das Gesinde eine einheitliche Taxe festzusetzen, sei erst recht 
nicht ratsam, weil dadurch schon nach kurzer Zeit Arbeitermangel 
entstehen würde; die Taglöhner würden in diejenigen Gegenden 
ziehen, wo höhere Löhne bezahlt würden. Schreiben dat. 2. November. 
(B. A. U. E. G. 235.) 

Der Rat der Stadt Landau erklärt rundweg, er wolle mit dem 
Elsass nichts zu tun haben: die Stadt müsse sich nach den Verhält- 
nissen im Oberamt Germersheim und im Stift Speyer richten. Schrei- 
ben dat. 13. November 1631. (B. A. U. E. G. 235.) 
*) S. 0. Anm. 1. 
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des Jahres 1651 reichen die (gemeinden Balbronn und Westhofen 
beim Direktorium Beschwerde gei^n die neue Ordnung ein, deren 
Bestimmungen für ihre Verhältnisse unannehmbar seien. Sie 
hätten in ihren Bannen „starken Grund", d. h. schwer zu bearbei- 
tenden Boden; es sei deshalb unmöglich, für die in der Taxe fest- 
gesetzten Löhne Arbeitskräfte zu dingen. Die Folge der Gesinde- 
ordung sei, daß bei ihnen ein großer Teil des früher bebauten 
Acker- und Reblandes öde liegen bleibe. Daraus erwachse nicht 
nur den Bauern, sondern in gleichem Maße auch den Gültherm 
großer Schaden.^) 

Auch der Graf von Hanau teilt dem Direktorium mit, daß 
sich in seinen Gebieten die Ordnung kaum aufrecht erhalten 
lasse.^) 

Wie an dem einen, so werden auch an dem anderen Ort die 
Bestimmungen auf Widerstand gestoßen und nicht durchgeführt 
worden sein ; die Bestrebungen der Stände in dieser Richtung ver- 
lieren sich im Sande; in den folgenden Jahren finden wir sie 
auf diesem Gebiete nicht mehr tätig. 






Müiizwesen. 

Neben den l^ndsrettimgen ist die Fi-nge der Ordnung de* 
^lünzwesens diejenige, welche die Stände am meisten beschäftigt 
hat. Schon in den 50er Jahren des 16. Jahrhunderts beginnt ihre 
Tätigkeit auf diesem Gebiete. 

Der allgemeinen Unordnung im Münzwesen, die im ganzen 
Reiche herrschte, hatte der Kaiser im Jahre 1551 durch ein Münz- 
edikt ein Ende zu machen gesucht. Mit dessen Publikation waren 
die einzelnen Kreise beauftragt worden. Im oberrheinischen Kreis, 



^) B. A. U. E. G. 238. 
^) Schreiben an das Direktorium dat. 11. April 1651. (B. A. T. 
E. G. 238.) 
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zw dem das Elsaß geh()rte, imterblieh jedoch die A'emffentlichiing, 
und so Aviirde die Unordnung von Tag zu Tag gröBer. Dadurch 
sahen sich die Stände im Elsaß genötigt, auch in dieser Richtung 
selbständig vorziig-ehen. 

Hauptsächlich lothringische ^Münzen waren es, die hier be- 
anstandet wurden; im Jahre 1553 hatte die Stadt Straßburg sie in 
ihrer Münze prüfen lassen und an Gehalt zu gering befunden. Sie 
forderte deshalb die Berufung der Stände, um mit ihren Nachbarn 
über Maßregeln zu beraten, wie die „geringen*' Münzen aus dem 
Lande geschafft werden könnten.^) Es kam jedoch nicht dazu, weil 
der Unterlandvogt die Erlaubnis nicht erhielt, ^m einem eventuel- 
len Tage teilzunehmen. Mehr als ein rlahr dauerte es, bis dann 
die Frage von neuem angeregt wurde. Wieder war es der Rat der 
Stadt Straßburg, der die Anberaumurg eines Stäudetags forderte, 
da „geringe Münzen je länger je mehr in diese Landt hauffenweis 
verschoben und dagegen die gutten uffgewechsolt mid hinwegge- 
führt" würden „zu nit geringem Xachteil und Schaden" des T.Än- 
des und seiner Bewohner.^) Zum zweitenmal unterblieb die Be- 
rufung der Stände, da der Bischof auf eine Anfrage beim Unter- 
landvogt, ob er einen Tag beschicken werde, keine Antwort er- 
hielt. So ruhte die Sache wieder, bis die Stadt Straßbnrg verlangte, 
daß eine Versammlung ohne den Tnterlandvogt über die Frage, 
verhandle.'"^) Endlich verstand sich der Bischof Erasmus jetzt 
dazu, auf den 17. Oktober 1555 einen Ständetag auszuschreiben, 
auf dem beschlossen wurde, an die Obersten des rheinischen Krei- 
ses die Bitte zu richten, die bisher unterlassene Publizienmg der 
Beichsmünzordnung vorzunehmen. Feraer sollten die im Jahre 
1552 geprägten lothringischen Münzen, die als zu gering befunden 

^) Schreiben an den Bischof dat. 19. August 1553. (B. A. ü. E. 
Austausch mit Baden. 11, 30.) 

*) Schreiben an das Direktorium dat. 24. August 1555. (B. A. 
U. E. Austausch mit Baden, II, .30.) 

*) Schreiben an das Direktorium dat. 25. September 1554. (B. A. 
U. E. Auslausch mit Baden. 11, CO.) 
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worden, „verrufen" werden, die andern dag>^gen nocb 4 Monate 
in Kurs bleiben und dann ebenfalls ,,uff ihren Grehalt ab^würdi^" 
werden. Endlich sollte an den Herzog Nicolaus zu Lothringen die 
Aufforderung gerichtet werden, sich beim Prägen seiner Münzen 
an die für das Beich aufgestellte Ordnung zu halten. 

Am 4. November erscheinen die Ständevertreter wieder in 
Straßburg, da sie die obigen Beschlüsse nur „ad referendum" ge- 
nommen hatten. Der Abschied des vorigen Tages wird kassiert, 
aus Furcht, in Lothringen und in der Nachbarschaft möchten die 
elsässischen Münzen daraufhin ebenfalls verboten werden. Es wird 
beschlossen, die öffentliche Verrufung zu unterlassen; damit aber 
die lothringischen geringen Münzen trotzdem aus dem Lande ge- 
schafft würden, sollen sie die Obrigkeiten an ihren Zöllen und Ge- 
fällen zurückweisen imd dadurch die Untertanen zwingen, sie fort- 
zuschaffen imd nicht mehr anzunehmen. Diese Maßregel scheint 
den erwünschten Erfolg gehabt zu haben, denn in den folgenden 
Jahren hören wir nichts mehr von Klagen über ähnliche Miß- 
stände. 

Auf dem Tage am 25. März 1560 wird auch nebenbei der 
Münzverhältnisse gedacht, und die vom Kaiser im Jahre 1659 
erlassene lieichsmünz-Ordnung für das -Elsaß in vollem Umfang 
angenommen. Eingehender beschäftigen sich die Stände mit dem 
Münzwesen erst wieder im Jahre 1571. Auf dem Reichstag zu 
Speyer (1570) war wieder ein Münzedikt für das Reich erlassen 
worden. Die mit dessen Durchführung beauftragten „deputierten 
Kaiserlichen Räte und Gesandten der Reichsstände" sahen sich 
Ende des Jahres 1571 veranlaßt/) dem Bischof «Tohann von 
Straßburg vorzuhalten, daß in seinem Territorium die Münzord- 
nung nicht befolgt werde. 

Deshalb beruft der Bischof die Stände auf den 3. November 
1571 nach Straßburg, sämtliche Ständevertreter sind darin einig, 

Schreiben an den Bischof, dat. Frankfurt 16. September 
1571. B. A. ü. E. G. 221. 

9 
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daß die neue Münzordnung „nit allein beschwerlich, sondern der 
jetzt wärenden teuren Zeit halben und da wenig Reichsmüntze vor- 
haüden, soviel als unm(^lich ins Werk zu richten" sei. Sie be- 
schließen, an den Kaiser ein Schreiben zu richten, ihm „die Unge- 
legenheit dieses Landts zu schildern" und „umb allergnädigste 
Gedult unterthenigst anzusuchen". Nur die eine Bestimmung de« 
Kaiserlichen Münzedikts wird angenommen: die „Verführung 
der gutten und die Einschleifung schlechter Münzen" mrd streng- 
stens untersagt. 

Doch durch diesen Beschluß wird nur wenig geholfen; im 
Gegenteil, immer größere Nachteile machten sich geltend. Da am 
ganzen Rhein entlang die Kaiserliche Münzordnung durchgeführt 
wurde, kamen die verbotenen Münzen aus der ganzen Nachbar- 
schaft ins Elsaß, wo sie weiter im Kurs blieben und in Zahlung 
angenommen wurden. Es war zu befürchten, daß „die gantze Last 
der bösen Müntzen aller uff diß I^^andt khonune".-^) Die bischöf- 
lichen Räte schreiben deshalb auf den 29. März 1572 einen neuen 
Ständetag aus. Diesmal wird die Befolgung des Reichs-Münz- 
edikts den Ständen und ihren Untertanen zur Pflicht gemacht ; die 
letzteren sollen die schlechten Münzen so viel als möglich fort- 
zuschaffen suchen, diejenigen, die sie aber nicht „hinbringen" 
könnten, sollen die Obrigkeiten gegen gute Reichsmünze zu ihrem 
Nennwert einwechseln. 

Um dem ganzen Uebel die Wurzel abzuschneiden, soll jede 
Obrigkeit „uff Uffwechsler und Verführer der gutten und In- 
bringer der bösen Müntzen" gute Acht haben und sie streng be- 
strafen. 

Wie wenig Erfolg diese Beschlüsse hatten, ist ersichtlich 
aus einem Schreiben des Rats der Stadt Straßbuig,^) in dem 
er den Bischof darauf aufmerksam macht, daß die verbotenen 



*) Schreiben der bischöflichen Räte an die Stände, dat. 6. De- 
zember 1571. B. A. ü. E. G. 221. 

*^)* Schreiben dat. 4. April 1573. B. A. ü. E. G. 223. 
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Münzen in Menge eingeschJeift iind „Stadt und Landt damit gar 
überschüttet" werden. 

Nach verschiedenen kleineren Versuchen im Anfang der 80er 
Jahre, im Münzwesen Ordnung zu schaffen, nehmen die Stände 
im Jahre 1589 einen Anlauf, aus dem man schließen könnte, daß 
sie endlich eneigisch vorgehen wollten. Auf dem gesamtelsäÄsi- 
schen Tage am 17. April 1589 werden die „eingerissen, bösen 
ausländischen Sorten" gänzlich verboten. Alle andern fremden 
Münzen sollen „auf den gerechten Wert valviert, aestimiert und 
durch solche Mittel nach imd nach aus dem Lande gebracht" wer- 
den. Als Ersatz dafür sollen durch die elsässischen Münzstände, 
„durch allerseits Obrigkeiten, so dessen befugt", Seheidemünzen 
geprägt und in Kurs gesetzt werden. 

Ist es schon erfreulich, daß endlich die fremden Münzen 
vöDig außer Kurs gesetzt werden sollen, so ist ein anderer Be- 
schluß von noch viel gTÖßerer Bedeutung: die Stände fassen die 
Einführung eines einheitlichen Münzsystems ins Auge. Im Ober- 
Elsaß kamen auf einen Batzen 10 Pfg. Kappenmünze, im Unter- 
Elsaß auf einen 1 Batzen 8 Pfg. Straßburger. Dieser Unterschied 
soll beseitigt weixlen; zunächst sollen die Stände beider Bezirke 
getrennt darüber beraten, um dann auf einem innerhalb einer Frist 
von drei Mouaten zu berufenden gesamtelsässischen Tage die 
Frage endgültig zu lösen. 

Leider blieb es bei diesem Beschlüsse ; zunächst fand die in 
Aussicht genommene gesaiutelsässische Versammlung nicht in 
der angegebenen Zeit, sondern erst im Oktober 1589 statt; 
dann kam man bei den Beratungen nicht über Vorschläge hinaus, 
welche die Vertreter an ihre „Obern" berichten wollten.^) Spä- 

*) Hervorgehoben sei das Votum der Vertreter der Stadt 
Strassburg, von der die Initiative zur Berufung des Tages ausge- 
gangen war. Sie betonen, dass Ordnung in den Münzverhältnissen 
erst dann hergestellt werden könne, wenn man eine „Gleichheit der 
Münzsorten" im Ober- und Ünter-Elsass vereinbart hätte. Zu diesem 
Zwecke müssten sich die Stände „eines gleichmessigen Werts, wie 
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ter finden wir nicht die geringste Spur davon, daß die Verhand- 
lui^n über die Einführung einheitlicher Münzen für das gaiuse 
El«aß weiter gefülirt wurden. 

In den DOer Jahren des 16. Jahrhunderts finden unter- und 
gesamtelsässische Tag^ wegen des Straßbui^r Bischofskiieges 
nicht statt, aber bald nach dessen Beendigung taucht nait den 
Ständeversaminhmgen auch die Regelung des Münzwesens wieder 
auf; besonders im dritten Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts steht 
sie oft auf der Tagesordnung. Es sind immer dieselben Beschlüsse, 
die gefaßt werden: Vernifung der fremden schlechten Münzen 
und Verbot, die gute Reichsmünze zu „verführen." 

Besondere Beachtimg verdienen nur noch die letzten Be- 
schlüsse, welche die Stände zur Ordnung der Münzverhältnisse 
gefaßt haben, 

Im Jahre 1667 war auf dem Reichstage zu Regensburg wie- 
der eine Reichsmünzordnung erlassen worden, deren Durchfüh- 
rung den Kreisen überlassen wurde. Da jedoch die Stände des 
oberrheinischen Kreises dazu nicht die geringste Anstalt machteii, 
beschlossen die elsässischen Stände wieder auf eigene Faust die 
Verhältnisse zu regeln. 

Am 25. Februar 1668 fordert der Rat der Stadt Straßburg 
das Direktoriimi auf, wegen „Abbringimg der im Lande allzuhäu- 
fig eingeschlichenen fremden Scheidemünzen" einen Ständetag zu 
berufen.-') In dem Ausschreiben, das die bischöflichen Räte dar- 
aufhin erlassen, werden fünf Punkte aufgeführt, über welche die 
Stände ihre Vertreter instruieren sollen. Besonders wird hervor- 
gehol>en, daß die \'^ersammlung sich mit „der disquisition und Ent- 
scheidung der Valuten der groben goldenen und sil- 



hoch ein fein Markh zu groben und geringen Sorten auszuprinsen, 
vergleichen." Eine „Valvation und Absetzung" der fremden Münzen 
sei nur „Flickwerkh" und werde keinen „Bestand" haben. (Bericht 
der österreichischen Vertreter auf dem Tage am 23. Oktober 1589 an 
die Regierung in Ensisheim. B. A. O. E. C. 8.) 
>) B. A. ü. E. G. 242. 
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b e r e n Münzsorten" nicht zii beschäf ti^n habe, da man derent- 
wegen „noch keine große difficultet empfunden." Nur über die 
Scheidemünzen soll verhandelt werden. 

Am 6. April 1668 treten die Stände Vertreter in Straßburg 
zusammen; nach längeren Beratimgen einigen sie sieh dahin, daß 
nach Verlauf von zwei Monaten ein neuer Tag stattfinden soll, 
auf dem alle fremden Scheidemünzen verrufen werden sollen. Die 
Untertanen sollen inzwischen „unter der Hand" gewarnt werden, 
daß sie dieselben bis dahin möglichst fortschaffen imd sie vor 
allem von Fremden nicht mehr in Zahlung nehmen. 

Am 5. Jnni wird die Vemifnng sämtlicher fremden Scheide- 
münzen beschlossen. Als Ersatz dafür sollen die „Vereinstände" 
imgefähr 30 000 Iveichstaler in Scheidefmünzen ausprägen, und 
zwar der Bischof, die Stadt Straßburg und der (iraf von Hanau- 
Lichtenberg je 10 000, die Stadt Hagenau 4000 Taler. Ein „Münz- 
konvent" soll einge-setzt werden, der das Münzwesen der einzelnen 
Stände kontrollieren soll. Die Stände müssen ihm die Form ihres 
„Gepräges" „ad notitiam von\'eisen und dabei ohnverrückt blei- 
ben"; femer müssen sie Münzmeister imd Wardeine bestellen, 
die sich „der Kunst halben genugsam legitimieren" können.^) 
Sie sind dem Münzkonvent vorzustellen und eidlich zu verpflich- 
ten, den Bestimumngen der imterelsässischeu Münzabschiede 
gemäß zu prägen. 

Die Münzstände müssen eine „Münzlniehse" aufstellen und 
von jeder Prägung Proben lüneiawerfen. Sie dürfen üirc Münz- 
gerechtigkeit keinem andern verkaufen, verleihen oder „in einige 
andere Weiß oedieren." 

Endlich wird bestimmt, daß „zu dessen allem mehrerem 
Vesthalten" an Weihnachten 1608 imd in den folgenden Jahren 
imi Johannis Baptistae in Straßburg ein Münzprobationstag abge- 
halten werden soll, auf dem die Münzmeister und die Wardeine 



^) cf. Urkundenbeilage V u. VI. 
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unter ihrem Eid Rechensdiaft über ihre Tätigkeit ablegen sollen, 
und die in dem laufenden Jahre geprägten Münzen genau „exami- 
niert" werden müssen. 

Der erste Münzprobation-Btag hat nicht an Weihnachten 
1668, sondern erst am 18. März 1669 stattgefunden. Die Stände 
nehmen den Bericht der Munzmeister und Wardeine entgegen und 
schreiten dann zur Prüfung der in den Münzbüchsen enthaltenen 
Proben, die sich als vollwertig erweisen. 

Da sich gezeigt hat, daß die Summe von 30 000 Kedchstalem, 
die man in Scheidemünzen ausgeprägt, für die täglichen „com- 
mercia" uicht ausreiche, wird beschlossen, dieselbe auf 60 000 
Taler zu erhöhen. 

Trotz der Verruf ung der fremden Scheidemünzen, kamen sie 
doch nicht aus dem Kurs ; deshalb werden die Beschlüsse der letz- 
ten Tage im Jahre 1673 noch einmal erneuert. Die Bestimmungen 
des Tages am 24. Januar 1673 bilden den Abschluß der Tätigkeit 
der Stände auf dem Gebiete des Münzwesens. Sie endet mit dem- 
selben negativen Erfolg, wie alle andlBTen Bestrebungen der elsäs- 
sischen Landstände; im Münzwesen herrscht nach wie vor die- 
selbe Unordnung. 



IV. Kapitel. 

Das Vierhättnis der elsassischen Landstände zu Prankreich 
nach dem Westfälischen Frieden und ihr Ende. 

Frei und unabhängig waren die Stände über anderthalb Jahr- 
hunderte gewesen. Nach ihrem eigenen Gutdünken waren sie zu 
ihren Beratungen zusammengetreten, sie waren völlig selb- 
ständig und unbeeinflußt in ihren Entschließungen. Niemand 
dachte daran, ihnen ihre Selbständigkeit zu schmälern. Frei und 
unabhängig hofften sie auch zu bleiben nach dem Westfälischen 
Friedensschluß, durch den außer den österreichischen Besitzungen 
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kein elsässisches Territorium betroffen wurde. Nach wie vor tra- 
ten die Stände zu ihren Versammlungen zusammen imd berieten 
über Mißstände, die sich bald hier, bald dort fühlbar machten und 
das ganze Land interessierten : Pölizeiordnungen, Beratungen über 
die Austeilung der infolge des dreißigjährigen Krieges öde liegen- 
den Gültgüter, Ablösung der in den letzten Kriegsjahren gemach- 
ten Schulden, Regelung der Münzverhältnisse, endlich Beratungen 
über die Abwehr der Uebergriffe und der schweren Bedrückung 
des Landes durch die I'ranzosen bilden den Gegenstand der Ver« 
handlungen auf den Ständetagen. 

Das Verhältnis zu Frankreich war naturgemäß ein gespann- 
tes ; das Mißtrauen der elsässischen Stände gegen die von jeher 
so sehr gefürchteten Nachbarn war natürlich noch größer, nach- 
dem diese in ihrer Mitte fest^i Fiiß gefaßt hatten. Dieses Miß- 
trauen wurde noch gesteigert durch das Gebahren der Franzosen 
im Elsaß ; unbekümmert um die Bestimmungen des Friedens schal- 
teten sie, wie es ihnen beliebte. Jeder größere Ort erhielt eine 
Garnison, für die der Unterhalt duidi schwere Kontributionen 
im Land aufgebracht wurde.^) 

Gegen die „dem Frieden stracks zuwiderlaufenden Proze- 
duren*^ nahmen die Stände auf verschiedenen Versammlungen 
Stellimg, so am 4. Januar und am 28. Februar 1650. Um einer 
Agitation gegen Frankreich auf den Ständetagen vorzubeugen, 
verlangte die französische Regierung in Breisach, daß sie mit zu 
den Beratungen geladen werde. Doch dieses Ansinnen wiesen die 
Stände zurück, sie, als Glieder des Eeiches, könnten mit dessen 
„abgesagten" Feinden keine gemeinsame Beratungen pflegen. Die 
meisten erklärten, sie würden auf den Tagen nicht mehr erschei- 

') Die Obe^nu^dat Rufach z. B. musste in einem Jahr 20000, 
das Kloster Murbach 10 000 Gulden kontribuieren. cf. „Gravamina" 
gegen die französische Regierung, B. A. ü. E. G. 238. 

Die Stadt Oberehnheim musste in einem Monat 6589 Gulden für 
den Unterhalt der französischen Truppen liefern, cf. Schreiben der 
Stände an die Ritterschaft dat. 28. Februar 1650. B. A. ü. E. G. 238. 
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nen, wenn die Franzosen mit geladen würden, besonders der Rat 
der Stadt Straßbui^ trat entschieden gegen ^^dergleichen Zn^ie- 
hung" aiif.^) 

Durch diese Weigerung der Stände, der französisdien Re- 
gierung einen Sitz auf den Ständetagen zu gewähren, wurde der 
erste Anlaß ziun Konflikt mit ihr gegeben. 

Durch den Westfälischen Frieden war dem Reiche der Frie- 
den zurückgegeben worden ; aber das Elsaß sollte ihn nicht lange 
(renießen. In Lotiiringen blieben große Heerhaufen noch lange ge- 
ilen Frankreich unter Waffen und unternahmen von dort aus ihre 
Raubzüge. Im Dezember des Jahres 1651 brachen sie ins Elsaß 
ein, fügten aber weniger den Franzosen, als vielmehr den elsäsei- 
sehen Ständen heillosen Schaden zu.^) TJm sich vor den Verhee- 
rungen dieser lothringischen Völker zu schützen und vor aUesn 
dem Landmann die Bestellung seiner Felder zu ermöglichen^ 
traten schon am 8. Januar 1652 die imterelsässischen Stande in 
Straßburg zusammen und beschlossen, energisch gegen die strei- 
fenden Parteien vorzugehen. Die Untertanen sollten bewaffnet und 
bei drohender Gefahr durch die Sturmglocken zusammengerufen 
werden. 

Die Beschlüsse dieses Tages erneuerten die Stände am 28, 
März 1652 ; gleichzeitig wandten sie äich an den Kaiser, den ober- 
rheinischen Kreis und die in Ulm versammelten Stände des schwä- 
bischen Kreises mit der Bitte um Unterstützung.^) Aber die er- 
wartete Hilfe, auch die von den kaiserlichen Räten in Wien in 
Aussicht gestellte, blieb aus ; andrerseits erwiesen sich die von den 
Ständen zur Verteidi^ng des Landes vorgeschlagenen "Mittel als 
unzulänglich, um dem Bezirk die ersehnte Ruhe zu verschaffen. Sie 



^) Schreiben des Direktoriums an die Stände dat. 30. Juli 16&S. 
B. A. U. E. G. 238. 

^) cf. Strobel V, p. 7 flf. 

») Abschied B. A. ü. E. G. 239. Strassburg wird beauftragt, die 
bezüglichen Schreiben auszufertigen. 
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konnten nicht verhindern, daß die in Hombiirg, Landetuhl und 
Bitsch liegenden lothringischen Truppen jeden Angenbbck Streif- 
züge ins Elsaß unternahmen. Durch einen solchen — von Hom- 
burg aus war die Feste Winstein bei Niederbronn überrumpelt 
worden — sah sich das Direktorium veranlaßt, die Stände auf den 
5. November zur Beratung über weitere Maßnahmen zu berufen. 
Die Vertreter der Stände stimmten darin überein, daß eine Ver- 
teidigung gegen die Einfälle lediglich durch das Aufgebot der Un- 
tertanen nicht möglich sei und beschlossen, dreihimdert Mann zu 
Fuß und 150 Dragoner anzuwerben,^) die ständig unter Waffem 
bleiben sollten. 

Am 1. Dezember sollten die Trupi^en den Dienst antreten 
und von da ab für drei Monate verpflichtet werden. Jeder Fuß- 
soldat erhält 6, jeder Keiter 10 Gulden Monatssold. Die Truppen 
dürfen nur im Dienste der gesamten Stände zur Abwehr gemein- 
samer Feinde, nicht zu privaten Zwecken verwendet werden. Die 
Stände ernennen einen Höchstkonunandierenden, der die eidliche 
Versicherung geben muß, daß er stets für die Sicherung des Landes 
Sorge tragen werde, lieber alles, was vorfällt, muß er dem Direk- 
torium Bericht erstatten, das in allen wichtigeren Angelegenhei- 
ten, in „gravioribus," das G utachen der Stände einholt. 

Zur Unterstützung der angeworbenen Truppen sollen die 
Untertanen bei herannahender Gefahr zu den Waffen gerufen 

^) Die Truppen sollten wie früher durch Kontingente aufge- 
bracht werden; es sollten stellen: 

1.) Das Bistum mit dem Domkapitel . . 100 zu Fuss, 38 Reiter, 

2.) Lützelstein 6 zu Fuss, 4 Reiter, 

3.) Hanau-Lichtenberg 50 zu Fuss, 46 Reiter, 

4.) Leiningen - Dagsburg ...... 4 zu Fuss, 2 Reiter, 

5.) Leiningen - Westerburg 4 zu Fuss, 4 Reiter, 

6.) Fleckenstein 5 zu Fuss, 4 Reiter, 

7.) Strassburg und die vier Reichsstädte 111 zu Fuss, 41 Reiter, 

8.) Die Ritterschaft 20 zu Fuss, 11 Reiter, 

Strassburg allein sollte 80 Mann zu Fuss und 33 Reiter stellen, 
fticht wie Strubel (V, p. 13) angibt 90 Mann zu Fuss und 26 Reiter. 
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werden. Endlich soll den Feinden durch Besetzung der ins Land 
führenden Pässe der Eintritt ins Elsaß verwehrt werden. 

Während der drei Monate, die das Bündnis in Kraft war, 
tören wir nichts von weiteren Belästigungen des Elsaßes durch 
die Lothringer. Nach Ablauf jener Frist wurde auch die Erneue- 
rung der Bestinunungen angeregt, doch die meisten der beteiligten 
Stände erklärten, sie könnten ihren Untertanen die schweren 
Lasten, welche die Unterhaltung der Truppen erforderte^ nidit 
länger aufbürden, und so ging das Bündnis wieder in die Brüche, 
die Truppen wurden entlassen. Die Folge davon war, daß die 
Plackereien der lothringischen Truppen von neuem begannen ; die 
ganzen folgenden Jahre hallen wieder von Klagen über deren 
Raubzüge; aUe Versuche der Stände, Abhülfe zu schaffen, gehen 
Äuf -die Beschlüsse vom 8. November 1652 zurück, bleiben jedoch 
alle erfolglos, da man sich nicht mehr zur Anwerbung von Trup- 
pen entschließen kann. 

In den Ifestimmungen des Abschieds vom 8. November 1652 
findet sich nichts, das sich dahin deuten ließe, daß die Stände auch 
gegen Frankreich Stellung genommen hätten, immer ist nur von 
den lothringischen Völkern die Rede. Trotzdem läßt sich eine 
Meine Spitze erkennen, die gegen die französische Verwaltung ge- 
richtet ist: die Beschlüsse sollten der französischen Regierung in 
Breisach und den Kommandanten in Homburg, Landstuhl, Bitsch 
und Winstein mitgeteilt werden, offenbar damit sie wüßten, wessen 
«ie sich zu gewärtigen hätten. Damit hatten die Stände zweifellos 
Ausgesprochen, daß sie sich auch gegen französische Uebergriffe 
zu verteidigen wüßten. 

Die Beschlüsse waren unterzeichnet von den Vertretern des 
Bischofs, der Stadt Straßburg, dee Domkapitels, des Grafen von 
Lützelstein, des (irafen von Hanau-Lichtenbeig, des Grafen von 
Leiningen- Westerburg, des Freiherm von Fleckenstein \md der 
Ritterschaft. I3ie Landvogtei Hagenau war, wjeil sie nicht mehr 
2um Reich gehörte, nicht zu den Verhandlimgen hinzugezogen 
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worden. Dies ^vurde von der französischen Regierung mit Miß- 
fallen aufgenommen, dem sie in verschiedenen Schreiben an das 
Direktorium Ausdruck gab.^) Sie beschwerte sich über den 
Ausschluß der Landesvogtei imd maß „die exclusion" dem 
bischöflichen Vizekanzler imd seinen Räten „oder einigen der- 
selbigen dabei gehabten Partikularabsehen" bei. Die Stände er- 
widerten darauf,^). sie hätten die Landvogtei gerne in die Lands- 
rettung aufgenommen, wenn die Verhältnisse noch lägen wie 
früher, zumal da das Bündnis dadurch „nicht wenig consolidiert 
und besterket worden'^ wäre. Aber jetzt hätte man „zu .solcher 
Konjunktur nicht ohne sondetbahre Gefahr oder praejudic schrei- 
ten oder gelangen können;" dadurch daß die landesvogtei vom 
Reiche an Frankreich abgetreten worden, sei „die mit andern des 
heiligen Reichs Ständen oder dero Landen vonnahls gehabte 
Reichsverwanthnus allerdings aufgehoben und erloschen." Aber 
„auf den bloßen respect der Nachbarschaft habe einige Zusam- 
m^isetzung für diesmal nit fimdiert werden mögen," weil der 
König von Frankreich in offenem Kriege mit dem Herzog von 
Lothringen begriffen sei und mit dem König auch die französischen 
Gebiete im Elsaß. Die Fürsten und Stände des Reichs dürften 
aber „sich solchen Gewäldten oder Aktionen nicht beipflichtig 
machen, dadurch sie entweder directe oder auch per latus socio- 
rum, oder in consideration ihrer Vereinsgenossen, also per in- 
directum, in neue hostiliteten wiedenimb gestürzt imd einge- 
flochten werden könnten." 

]>ie Regierung möge deshalb die „Exclusion" nicht mehr 
dem „particular-dessin" der bischöflichen Räte zuschreiben und 
die Vereinstände dieses Landes „als des heiligen Reiches unmittel- 
bare und zur Beschirmung der Landvogtei nicht verpflichtete 



dat. 29. Januar, 1. und 2. Februar 1653. cf. Antwort der 
Stände dat. 21. Februar 1653. B. A. ü. E. G. 240. 

2) dat. 21. Februar ia53. B. A. U. E. G. 240. 
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Glieder sowohl msgemein, als Insonderheit freundlich und f^d% 
tractieren." 

Außer jenen Beschwerden und j, weitaussehenden angehenk- 
ten Drohungen" hatte der französische Gubemator auf Grund 
der am 19. August 1652 zu Kolmar abgeschlossenen oberelsäs&i- 

schen „Landesdefension" vom Bistum Straßburg die Stellung von 
Truppen für seine im Ober-Elsaß gelegenen Besitzimgen ver- 
langt. Auch diese Zumutung weist der Bischof im Verein mit dea 
andern Ständen zurück : die Eegiening wolle in Zukunft das Bis- 
tum „mit begehrter Aufmahnung und Fortschickung ihrer TJnter- 
thanen imd dergleichen eine Superiorität nach sich ziehenden 
Zumutungen, be vorab weü man von keinem deswegen zu Kolmar 
gemachten Schluß Wissenschaft, noch darein gewilligt habe, ver- 
schonen." 

Schon am 25. Februar ging von Breisach die Antwort auf 
dieses Schreiben der Stände ab. Die französische Regierung habe 
mit ihren früheren Forderungen nichts anderes l>ezweckt, als durch 
vertrauliche, nachbarliche Korrespondenz mit den elsässischen 
Ständen Ruhe und Frieden im Lande herzustellen. Nachdem die 
Stände sich darauf nicht eiagelassen, könne die französische Re^ 
giening nicht dafür verantwortlich gemacht werden, „da etwan 
die Sachen nach eines jeden Partikular-Willen und Begehren nicht 
sogleich als bisher bescheh^n, möchten hinauslaufen." Sie werd^ 
auch in Zukimft nicht mehr g-estatten, daß man dem König voa 
Frankreich „under dem Schein alter Gewohnheiten und Rechte^ 
Verträgen imd Abschieden und dergleichen, wie etwan bishero» 
beschehen, vorschreiben wollte, wie diese T^ndte zu gouvemieren 
oder sonst Anstellungen in demselben zu machen."^) 

Zum ersten Mal waren die beiden Parteien aufeinanderge- 
stoßen und zwar mit einer Heftigkeit, die von vornherein erken.- 



Schreiben des Direktoriiwns an die Ritterschaft dat. 28- 
Februar 1653. B. A. U. E. G. 240. 

-) B. A. ü. E. G. 240. 
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nen ließ, mit welcher Hartnäckigkeit die Stände ihre Rechte ver- 
teidigen, und mit welchem Nachdruck die Franzosen ihre An- 
sprüche geltend machen würden; die ersteren sprachen deutlich 
genug aus^ daß sie Glieder des heiligen Reiches seien und als 
solche mit den Franzosen nichts zu tun haben wollten; die Ant- 
wort der Franzosen dagegen ließ erkennen, daß sie nichts Gutee 
im Schilde führten imd daß sie unentwegt und unbekümmert um 
den Protest jener auf dem Wege weiter gehen würden, den sie 
betreten hatten. 

. Auf das obige Schreiben der französischen Regierung ant- 
worteten die Stände nicht mehr. „Trotzdem solche Dinge darin 
enthalten, die den Herrn Frantzosen nicht eingeraumbt, sondern 
mit besserem Bestand, als sie geschneiten, widersprochen 
werden könnten," sind die bischöflichen Räte der Ansicht, daß 
man sich mit Frankreich nicht in „weitläufige Schrifften und un- 
nötige disputation einlassen" solle, denn es sei „fast perioulos" 
und werde doch zu keinem befriedigenden Ergebnis führeai.^^®) 
Es würde sich schon Gelegenheit bieten, wo man den widrigen 
„praesuppositis" mdersprechen und „die (^ebühr dabei in Acht 
nehmen" könnte.-^) 

Längere Zeit hören wir dann nichts mehr von Reibereien 
zwischen den Ständen und den Franzosen; erst im Jahre 1663 
stoßen wir auf neue Auseinandersetzungen ZAvischen ihnen. Die 
französische Regierung hatte in der Landvogtei Zölle einge- 
führt, die den benachbarten Territorien beschwerlich fielen; die 
Stände baten deshalb das Direktorium \\m Berufung eines Tages, 
die auf den 26. Juni ausging. 

Die Versammlung beschloß, an den König von Frankreich 
ein Schreiben zu richten und ihn um Abstellung aller von seiner 
Regierung unrechtmäßiger Weise eingeführten Zölle und andern 



^) Schreiben des Rates der Stadt Strassburg an das Direk- 
torium dat. 28. Februar 1653. B. A. ü. E. G. 240. 
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Xeiienmgen zu bitten.^) Durch einen straßbiirgischen Agenten 
^vu^de das Gesuch an den französischen Hof geschickt.. Herr de 
Lionne, seit 1661 auswärtiger Minister Ludwigs XIV., nalmi es 
in Empfang, „avec protestation," und erklärte, er müsse zu- 
nächst prüfen, ob die Stände berechtigt 
seien, ohne Erlaubnis des Königs Beratun- 
genzu pflegen. Eine weitere Antwort erfolgte auf die Vor- 
stellungen nicht. 

Zum zweiten Mal war die Reichsunmittelharkeit und die 
Unabhängigkeit der elsässischen Stände in Zweifel gezogen wor- 
den, auf die sie immer wieder pochten. In den folgenden Jaliren 
drangen die Franzosen im Elsaß weiter und weiter vor; ein Ge- 
biet nach dem andern verleibten sie ihrem Reiche ein, bis sie end- 
lich in den Reunionskammem ihrem Raubwerk die Krone auf- 
setzten, das sie mit der Eroberung Straßburgs vollendeten. Sie be- 
nutzten dabei die Akten der oberelsässischen Landtage, um daraUiS 
die Landeshoheit über die an jenen teilnehmenden Reichsunmit- 
telbaren abzuleiten. 2) Daraus, daß eine große Anzahl geist- 
licher und weltlicher Reichsunmittelbarer sich unter dem Vor- 
sitz der Regienmg zu Ensisheim in Schlettstadt versammelt hatte, 



^) Bemerkenswert und bezeichnend für die Stellung des Bi- 
schofs Egon von Fürstenberg zu den andern Ständen und zu Frank- 
reich ist die Instruktion, die er seinen Räten am 6. Mai 1663 gibt. 
Die Räte sollten im Ausschreiben ausdrücklich bemerken, dass die 
Berufung auf das Ansuchen verschiedener Stände erfolge. In der 
Proposition auf dem Tage sollten sie „sich in generalibus halten" und 
die Klagen gegen die Krone Frankreich wegen eingeführter Neue- 
rungen von andern vorbringen lassen. Er, der Bischof, gönne zwar 
den benachbarten Ständen alles Gute, wolle aber weiter mit ihnen 
keine „communem causam" machen, ausser insofern er es „ratiöne di- 
rectorii zu thun schuldig," besonders da die Krone Frankreich des 
Stifts Untertanen „mit besagten neuangesetzten Zöllen nicht be- 
schweren" wolle, „aus absonderlich tragender guter affection." B. A. 
ü. E. G. 240. 

^) cf. Ranke: Französische Geschichte, vornehmlich im 16. 
und 17. Jahrhundert. Buch XIII, Cap. III. Sämtl. Werke. Bd. X, p. 337, 



— 161 — 

folgerte die Reiinionskammer zu Breisach^ daß alle jene Fürsteit 
von Oesterreich abhängig gewesen seien und daß sie deshalb mit 
den österreichischen Gebieten an Frankreich abgetreten worden 
seien. Die elsässischen Territorialherren und die Städte mußten 
sich ins Unvermeidliche fügen ; vergebens pochten sie der Gewalt 
gegenüber auf ihr Recht ; mehr konnten sie nicht tun, zur G^en- 
wehr aus eigenen Kräften waren sie zu schwach, und im Reiche 
krümmte niemand auch nur einen Finger, um den Bedrängten im, 
Westen Hilfe zu bringen. 

Nachdem die Franzosen so den größten Teil des Elsasses in 
ihrer Gewalt hatten, gingen sie auch sofort daran, die franzö- 
sische Verwaltung einzuführen und aJles zu beseitigen, was die 
Bewohner und die unterworfenen Herren und Städte an ihre Ver^ 
gangenheit und ihre frühere T^nabhängigkeit erinnern konnte. 
Dazu gehörten in erster Linie die Ständeversammlungen; die 
erste Gelegenheit, die sich dazu bot, benutzten die Franzosen, um 
ihnen ein Ende zu bereiten. 

Im Jahre 1682 forderte der Rat der Stadt Straßburg das 
Direktorium auf, altem Herkommen und Brauch gemäß einen 
Ständetag auszuschreiben.-^) Die bischöflichen Räte leisteten der 
Aufforderung Folge und beriefen die Stände auf den 6. Novem- 
l^r 1682. Dagegen legte die französische Regierung Protest ein 
in folgendem Schreiten an den Bischof:' 

„Les gens qui sont chargez de vos affaires ä Saverne ont escrit 
une lettre, convocatoire pour assembler phisieurs estats d' Alsaoe ä 
Straßbouig sans en avoir la permission de Monsieur de Montclar, 
qui Sans votre consideration n'eust pas manque, suivant le devoir 
de la Charge, de les faire mettre en prison. Je vous en donne advis, 
afin que vous vouliez bieu leur en faire la reprimende, qu'üs 
merittent, et leur donner ordre, lorsquilz voudront faire de pa- 



^) dat. 17. August 1682. B. A. ü. E. G. 244. 
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reilles choses, de ne les janiais tenter sans la peniiission de celuy, 
-qiri commande en Alsace."^) 

Aiich den andern Ständen hatte der französische Intendant 
l)edeutet, daß sie nicht tun könnten, wie sie wollten. Deshalb er- 
klärte der Rat der Stadt Straßburg, der früher so entschieden 
gegen jeden Eingriif der Franzosen in die althergebrachten 
llechte der Stände aufgetreten war, er könne den Ta^ ohne „Kon- 
sens des königlichen Intendanten nicht beschicken, da dieser 
solche Versammlung gar nicht gestatten" wolle.^) Die Beratung 
wurde infolgedessen auf iml>estimnite Zeit verschoben und unter- 
dessen die Genehmigung nachgesucht, die auch erteilt wurde. 
Der Termin wurde durch die französische Regierung auf den 
4. Januar 1683 festgesetzt, das Ausschreiben dagegen erfolgte auf 
ihren Befehl „dem Herkommen gemäß" durch die bischöflichen 
Räte, die als Vertreter des Bischofs das Direktorium inne hatten. 

Das freie Versammlungsrecht der elsässischen Stände, das 
die Franzosen anfangs nur in Zweifel gezogen hatten, wurde 
ihnen jetzt vollständig abgesprochen und damit Bresche in ihre 
Selbständigkeit gel^. 

Es bedeutet daher nur einen Schritt weiter auf der Bahn, 
welche die französische Regierung einmal betreten hatte, wenn 
auf dem „von Ihrer Königlichen Majestät zu 
Frankreich allergnädigst bewilligte n" Tage 
am 4. Janaur 1683 ein Vertreter der Regienmg die Präsidenten- 
steile einnimmt. Die Tätigkeit des Direktoriums ist damit auf 
reine Aeußerlichkeiten beschränkt und hat nicht mehr die ge- 
ringste praktische Bedeutung. Der Bischof darf zwar die Stände 
weiter berufen, aber nur auf Befehl des französischen Königs, er 

') dat. 8. November 1682. B. A. U. E. G. 244. 

Besonders der im Ausschreiben gebrauchte Ausdruck „Landtrang- 
sale" hatte grossen Anstoss erregt, da man glaubte, es seien damit 
die dem Lande durch die französische Regierung aufgebürdeten 
Lasten gemeint. 

^) dat. 4. November 1682. B. A. ü. E. G. 244. 
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darf auf den Tagen die Proposition vortragen und durch seinen 
Kanzlisten das Protokoll führen lassen. 

Aber dadurch, daß der Vorsitz und die Leitung der Ver- 
handlimgen auf den Stände Versammlungen an einen Vertreter 
der französischen Regierung übergegangen ist, ist deren Schick- 
sal besiegelt. Die frülier in ihren Entschließungen vollständig 
freie, von niemand beeinflußte Institution ist in ihrer Tätigkeit 
lahm gelegt und zu einem willenlosen Werkzeug in den Händen 
der Franzosen herabgesunken. Mehr als das konnte sie nicht mehr 
sein; denn daß sie jetzt nur noch solche Beschlü^e zeitigen 
konnte, die von vornherein der Genehmigung der vorgesetzten 
Behörde sicher waren, war unter den neuen Verhältnissen selbst- 
verständlich. Die alten Landstände hatten damit ihr Ende erreicht. 



V. Kapitel. 
Rückblick. 

Wir haben im vorstehenden eine Institution behandelt, die 
in der Geschichte der deutschen Territorien ihres Gleichen sucht. 
Nirgends finden wir sonst auf einem so kleinen Gebiete die ihm 
innewohnenden Reichsstände in gleichem Sinne selbständig in 
politischer und sozialer Richtung tätig, wie im Elsaß. Dieses 
kleine T^nd hat seine eigene, mit Rocht darf man sagen, Reichs- 
geschichte. 

Gleichzeitig mit dem Beginn der Landfriedensbewegung im 
Reiche finden wir die „Alsatienses cum suis primatibus^^ bestrebt, 
geordnete Zustände herbeizuführen, das Raub- und Fehdeweseu 
zu beseitigen, und das ganze Mittelalter hindurch hält die Be- 
wegimg mit der im übrigen Reiche gleichen Schritt. 

Ihre Ergebnisse sind zwar im Reiche imd im Elsaß schein- 
bar verschieden. Dort greift das Redchsregiment ein und sucht 
durch Gesetzgebung das durchzuführen, was die freiwillifiren 

10 
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l^andfiiedenseinungen erstrebt hatten ; die Landfriedensbewegung 
(erreicht dort ihr Ende, die Aufgaben, die sie sieh gestellt hatte, 
treten uns in den Funktionen der Kreistage entgegen, die ihre 
Entstehung der Kreisorganisation des 16. Jahrhunderte vbt- 
danken. Ini Elsaß dagegen geht die eanmal begonnene Entwidbe^ 
lung unbekümmert um das gesetzgeberische Eingreifein des 
Reiefasregiments ununterbrochen weiter, um schliefilich zu den- 
selben Verhältnissen zu führen, welche die (Tesetzgebung im 
Reiche geschaffen hatte. 

Trotzdem das Elsaß als Teil des Reii^es in die Kreisein- 
teilung mit einbegriffen und dem oberrheinischen Kreise ein- 
verleibt wurde, nahm es innerhalb desselben doch eine 
Sonderstellung ein, die sich auf eine Jahrhunderte alte 
historische Entwickelung gründete. Die elsässischen Reichsstände 
sonderten sich zwar äußerlich nicht von dem oberrheinischen 
Kreise ab, sie nahmen an den Beratungen der Kreistage teil, aber 
daneben gingen sie ihre eigenen Wege, auf die sie durch die po- 
litischen Verhältnisse und die geographische Lage ihrer Be- 
sitzungen geleitet wurden. Für den Fall eines Angriffs von 
Westen, von Frankreich her, waren sie dem Feinde hülflos preis- 
gegeben, wenn sie abwarten wollten, bis das Kreisheer zur Stelle 
sei, wenn sie nicht ihre Truppenkräfte selbständig organisierten, 
um den Feind solange aufzuhalten, bis aus der Nachbarschaft 
Hülfe käme. Dies allein war ursprünglich der Zweck der Lands- 
rettungen; doch bald wurden die elsässischen Stände auf den 
Bahnen weitei^edrängt, die sie früher gegangen waren, da sie 
bald zur Einsicht kamen, daß sie trotz ihrer Zugehörigkeit zu 
einem Reichskreise vollständig isoliert dastanden und von 
nirgends Hülfe zu erwarten hatten. eTetzt scliritten sie zur Auf- 
stellung eines größeren Heeres, das auch einen mächtigeren 
Feind nicht nur aufhalten, sondern ihm gegebenenfalls in offenem 
Felde die Spitze bieten konnte; einer solchen Aufgabe war ein 
Heer von 16 — 20 000 Mann schon gewachsen. 
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Nachdem die elsässischen Territorialherren so die Vertei- 
digung des Landes, die eigentlich dem Kreise zustand, notge- 
drungen übernommen hatten, lag es nahe, daß sie sich auch die 
übrigen Kompetenzen aneigneten, die eigentlich den Kreisständen 
;sukamen. Genau dieselben Materien, so weit es die Verhältnisse 
erlaubten, wie die Kreistage, beechäftigt^i auch die Versamm- 
lungen der elsässischen Landstände: die Organisation des Poli- 
zeiwesens, besonders Maßregeln gegen Bettler, Zigeimer, herren- 
loses Gesindel, gartende Knechte u. a. derartiges „böses Volk", 
Beetimmungen g^egen allzugroßen Aufwand bei öffentlichen und 
bei Familienfesten, gegen üeberhandnehmen der Kleiderpracht, 
die Ordnung des Verkaufs von Spezereien, die Taxierung der 
Handwerker, des Gesindes und der Wirte, Ausfuhrverbote für 
Produkte des Landes, die ün Elsaß hauptsächlich landwirtschaft- 
liche sind, Metzgerordnungen, Eegehmg des Münzweseofi: alle« 
dies sind Fragen, welche die Kreistage nicht weniger beschäftigt 
haben, als unsere Landstände. 

So können wir das Elsaß, wie wir es oben mit Rücksicht 
auf seine territoriale Zersplitterung ein kleines Reich im großen 
genannt haben, mit Recht als eiuen selbständigen Kreis innerhalb 
deg oberrheinischen bezeichnen. Aber jener hat sich nicht erst 
gebildet, als imd weil dieser so oft versagte, er bestand vielmehr 
schon lange, wenn auch nicht in dem Maße entwickelt, wie wir ihn 
später finden, als jener ins I^ben gerufen ^vu^de. Wenn die 
elsässischen Stände auch erst nach der Einrichtung der Reichs- 
kreise die Aufgaben übernahmen, welche die Gesetzgebung an 
jene gestellt hatte, so spricht doch manches dafür, daß die Ent- 
wickelung auch ohnedies nach und nach zu denselben Zielen 
geführt hätte, daß die elsässischen Landstände allmählich die- 
selben Kompetenzen in den Bereich ihrer Wirksamkeit gezogen 
hätten. Aber trotz ihrer Sonders teUung haben die elsässisdien 
l^andstände das Bewußtsein ihrer Zugehörigkeit zum ober- 
rheinischen Kreise nicht verloren; außer der Reichsritterschaft 

10^ 
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Hatten alle, die an den elsässischen Ständeversamnilun^en teil- 
nahraen, ReichBstandschaft nnd schickten ilire Vertreter zu dem 
Kireistagen. Sie sind deshalb auch üniner in Fühlung mit dem 
Kreise gebliel)en. Dies kommt in einzelnen Fällen auf den Stände- 
tagen darin zum Ausdruck, daß die Verhandlungen verschoben 
werden, bis ein gleichzeitig versammelter I&eistag, der sich mit 
denselben Fragen beschäftigte, „seine Endschaft" erreicht habe, 
damit man sich nach den dort gefaßten Beschlüssen richten könne. 
So erscheinen uns die elsässischen Ijandstände zuweilen nur ak 
ausführendes Organ der Kreistage; doch bleiben die Fälle, wie 
gesagt, in denen jene durch freiwilligen Beschluß jenen Charakter 
erhalten, nur vereinzelt. 

Wir finden auch keine Spur, die darauf hinweist, daß die 
Kreistage irgendwie in die Tätigkeit der Landstände eingegriffen 
oder ihnen irgendwelche Verpflichtungen, etwa die Ausführung 
von Kreistagsbeschlüssen, auferlegt hätten. Die Landstände 
waren eben keine Institution, die durch einen Akt der Geeetz- 
gebung von staatswegen ins Leben genifen war, welcher der 
Staat oder seine Organe durch neue Verordmmgen immer wieder 
Verpflichtungen auferlegen konnte. Sie waren vielmehr eine frei- 
willige Vereinigimg Ci leichberechtigter, für die es eine höhere 
Instanz als die Versammlung ihrer Vertreter nicht gab. T^nd 
auch diese war noch nicht berechtigt, den einzelnen Mitgliedern 
Vorschriften zu machen; auf den Tagen war noch jeder sein 
eigener Herr, der tim und lassen konnte, was er wollte, solange 
er nicht in die Beschlüsse gewilligt hatte. 

Die Organisation der elsässischen Landstände war somit 
äußerst lose, nur durch die gemeinsamen Interessen waren die 
elsässischen Territoria liier ren und die Städte aneinandergekettet ; 
aber diese gemeinsamen Interessen waren festere Bande, als sie 
durch Gesetzgebung hätten geschaffen werden können. Sie sind 
es, welche die Institution ins Ijel>en gerufen haben, sie haben ihr 
zwei Jahrhunderte hindurch ihr Fortleben gesichert und haben 
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sie nach den schrecklichen Jahren des 30jährigen Krieges Avieder^ 
aufleben lassen. Mit der Abtretung eines großen Teiles des El-) 
sasses gehen die Interessen der fritheren Bundesglieder aus- 
einander, mit der Einheit des Elsasses geht auch die Einrichtung 
zu Grunde, die jene nach außen hin verkörpert hatte. 

Werfen Avir zum Schluß noch einen kurzen Blick auf die 
ganze Tätigkeit der I^ndstände, so müssen wir zimächst sagen, 
daß von größeren Erfolgen, die sie erzielt haben, für uns nur 
wenig zu erkennen ist. Vielleicht würden Untersuchungen iiber 
den Einfluß, den die Ständebeschlüsse auf die innere Verwaltung 
der einzelnen Territorien ausgeübt haben, näheren Aufschluß 
geben über die Erfolge der wirtschaftlichen und sozialen Maß- 
regeln, die wir in den Abschieden kennen gelernt haben. 

Die Korrespondenzen zwischen den Ständen werfen aller- 
dings kein sehr günstiges Licht auf die Resultate, welche die 
Ständebeschlüsse erzielt haben. Nähere Untersuchungen darüber 
anzustellen, war im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Und 
doch dürfen wir vermuten, daß sie auch im Innern der Territorien 
ihre Wirkung nicht völlig verfehlt haben. Denn nach außen hin 
sind die Erfolge unverkennbar. Am deutlichsten treten sie uns 
entgegen bei den Anstrengungen zur Erneuerung der im Jahre 
1 583 abgelaufenen Landsrettung. Schon aus diesen allein müßten 
wir folgern, dass die Landsrettung das Land vor Einfällen gesichert 
hatte. Dazu kommen noch die fortwährenden Hinweise des Direk- 
toriums auf die segensreiche Wirkung des abgelaufenen Bundes. 

Zwei Fälle lassen uns besionders deutlich erkennen, in 
welchem Ansehen die Vereinigung bei der Nachbarschaft ge- 
st;anden hat : der Beschluß der Stände, Straßburg und Hanau- 
Lichtenberg gegen den Bischof von Metz zu unterstützen, ge- 
nügte, um diesen von dem Plane gewaltsamen Vorgehens gegen 
die beiden Stände abzubringen. Ferner veranlaßte die Nachricht, 
daß die Stände beabsichtigten, dem Pfalzgrafen Johann Georg 
den ])rojektierten Straßenbau zu verwehren, jenen, sofort per- 
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aönlich vor den Ständen zu erscheinen und ihnen die Gründe int 
die Ausführung seines Projektes vorzutragen. 

Man ersieht daraus, daß die Landstände eine Macht bildeten, 
mit der zu rechnen die Nachbarschaft sich gewöhnt hatte. 

Die Stände waren sich ihrer StoUung auch wohl bewußt. 
Es darf uns daher nicht Wunder nehmen, daß sie nach den Ein- 
griffen der Franzosen in ihre althergebrachten Rechte auf dem 
Ständetage am 4. Januar 1683 keine Lust mehr hatten, sich 
fernerhin unter den Auspizien und der Kontrolle eines fi*an- 
zösischen Beamten zu versammeln. Dazu kommt noch, daß 
Weitere Beratungen fortan überflüssig waren: sich gegen Frank- 
reich zu wehren, hatte keinen Zweck mehr, da jede Gegenwehr 
aussichtslos war; die Eegelung der andern Verhältnisse aber^ 
die so oft die Ständeversammlungen beschäftigt hatten, nahm 
sofort die französische R^ierung vor. 

Jener Tag vom 4. Januar 1G83 ist der letzte, auf dem wir 
die elsässischen Landstände beraten sehen über Fragen, welche 
die Allgemeinheit interessierten, er ist der letzte, auf dem uns 
noch einmal das Elsaß als eine Einheit entgegentritt. Von da an 
gehen die elsässischen Territorialherren, soweit es ihnen übef- 
haupt von Frankreich gestattet wird, ihre eigenen Wege, bis die 
französische Revolution üirem Dasein ein Ende bereitet. 

Seit der Annexion durch Frankreich existiert das Elsaß nur 
noch in der Geographie, auf der Karte als französische Provinz, 
die nicht die geringste politische Bedeutung imd Berechtigung, 
mehr hat. Diese erlangt der Begriff „Elsaß" erst wieder, nach- 
dem endlich in Deutschland das BcAviißtsein wach geworden wai*, 
daß jenseits des Rheines noch Gebiete liegen, 
die ehemals politisch mit dem Reiche e n g v e r- 
knüpft waren und später noch Jahrhunderte 
lang durch Sprache, Sitten und (lebräuche, 
Bande, wie sie nur schrankenlose Willküt 
hattelösenkÖnnen. 



Verzeichnis 
der 
unter- (u. e.) und der s^esamielsas^ischen (g. e.) 

Stffiidefage. 

1. 1468. Ständetag', über .len wir nichts näheres erfahren, 
df. p. 82 Anjn. 1. 

2, 1472. Ständetag wegen Erlaß einer Kornordnung'. 
S. 29. Dezember 1513. 

U. e. zw Ilagenan. Abschiexl im Kohnarer Stadt-Archiv 
Scr. J. Lad. 9. Beratungen über eine Landsrettung und über 
Unterdrückung drohender Bauerminriüiefn. Vertagt auf 

4. 11. Januar 1514. 

Abschied nicht erhalten. 

5. 2. — 3. Dezember 1515. 

U. e. zu Hagenau ; berufen durch den Landvogt in Hagenau. 
Berufungssehreiben dat. 13. November 1515. (Str. St. A. AA 
1983.) Vertreten: die Landvogtei Hagenau, der Pfalzgraf Lud- 
wig, als Besitzer von Lützelstein und Selz, Bischof von Straß- 
burg, Herzog von Bayern, al^ Besitzer von Bergzabern und 
Kleebiirg, die Grafen zu Zweibrücken-Bitsch, Graf zu Hanati- 
Lichtenberg, die Herren zu Fleckenstein, die Städte Straßburg, 
TlÄgenail, Weißenburg, Landau, Ol^erehnheim, Kosheim. Be- 
ratimg einer Landsrettung gegen Einfälle fremdet KriegsvöBfer. 
Abschied mi Stadt-Archiv zu Münster. A A 13. 

6. 19. Dezember 1515. 

F. e. zu Ilagenau, Abschied nicht erhalten; der Tag ist nach- 
2Ju weisen durch die Tnstniktion für die Vertreter der St^dt Straß- 
bui^. Str. St. A. A. A. 1983. 
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7. 7. Juni 1516. 

TT. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt; Berufnngs- 
schreiben dat. 1. Juni 1516. Str. St. A. A. A. 1983. Landsrettung. 
Abschied nicht erhalten. 

8. 14. Juni 1516. 

II. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt. Landsrettung. 
^ ertreten: der Landvogt in Ha genau, der Bischof von Straß- 
burg, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Herren von Bitsch^ 
die Stadt Straßburg und die zehn Städte der Landvogtei. Ab- 
schied Str. St. A. AA 1982. Vertagt auf 

9. 21. Juni 1516. 

ü. e. zu Hagenau; Tagesordnung wie in No. 8. Vertreten 
außer den in ?f o. 8 Genannten : der Freiherr von Fleckenstein, die 
Prälaten und die Ritterschaft im Unter-Elsaß. Abschied Str. 
St. A. A. A. 1982. 

10. 10. Juli 1516 . 

ü. e. zu Hagenau, berufen durch den T^andvogt ; Berufungs- 
schreil>en dat. 1. Juli 1516. Str. St. A. A. A. 1983. Abschied 
nicht erhalten. 

11. 23. September 1516. 

T". e. zu Hagenau, berufen durch den T^ndvogt, Beru- 
fungsschreiben dat. 25. August. Str. St. A. A. A. 1983. Lands- 
rettung. Vertreter wie in Xo. 9. Abschied. Str. St. A. A. A. 1982. 

12. 6. November 1516. 

T'^. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt; Bemfungs- 
ßchreiben dat. 14. Oktober. Str. St. A. A. A. 1983. Endgültige 
Vereinbarung der Landsrettung. Abschied nicht erhalten. 

13. 10. Juni 1517. 

TT. e. zu Hagenau, l)erufen durch den Landvogt; Benifungs- 
scliml)en dat. 5. Juni 1517 Str. St. A. A. A. 1983. Landsrettimg 
gegen Franz von Sickingen. Vertreter nicht genannt. Abschied 
Str. St. A. A. A. 1982. Vertagt auf 
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14. 14. Juni 1Ö17. 

U. e. zu Hagenau, Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Ver- 
tagt auf 

16. 23. Juni 1517. 

TJ. e. zu Hagenau. Die Verhandlungen scheitern an Forde- 
ningen der Vertreter des Bischofs, cf . Instruktion für die bischöf- 
lichen Vertreter dat. 28. Juni 1517. B. A. U. E. G. 217. 

16. Nach 28. Juni 1517. 

U. e., nachzuweisen durch die in No. 15 zitierte Instruktion. 

17. 2. März 1519. 

•IJ. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt. Landsret- 
tung gegen Frankreich. Vertreten: der Landvogt, der Bischof 
von Straßburg, der Markgraf Philipp von Baden, die Grafen von 
Zweibrüeken-Bitsch, die Grafen von Hanau-Lichtenberg, der Frei- 
herr von Fleckenstein, die Stadt Straßburg imd die Reichsstädte- 
Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Vertagt auf 

18. 17. März 1519. ; ,, 
U. e. zu Hagenau. Nachzuweisen durch den Bericht desr 

Landvogts über die Beratungen an den Bischof, der den Tag^ 
nicht beschickt hat. Str. St. A. A. A. 1982. Entschuldigungs- 
schreiben des Bischofs Str. St. A. A. A. 1983. 

19. 28. April 1519.i) 

U. e. zu Molsheim, berufen durch den Bischof von Straß- 
burg. Landsrettung gegen Frankreich. Vertreten: der Bischof 
von Straßburg, der Landvogt, die Grafen von Zweibrüeken-Bitsch 
und von Zweibrücken-Ochsenstein, die Grafen von Hanau-Lich- 
tenberg, der Herr von Kappoltstein-CJeroldseck, die iisterreiclii- 
<che Herrschaft Weilertal, die Stadt Straßburg und die Städte 
der Landvogtei Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim,. 



^) Mossmann (Melanies Alsatiques p. 12) setzt diesen Tag irr- 
tümlich auf den 3. April an. 
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Kaysersberg, Münster, Rosheim imd Tiirkheim. Abschied Str. St. 
A. A. A. 1982. Vertagt aiif 

20. 12. Mai 1519. 

ü. e. zu Molsheiiii. Tagesordnung dieselbe. Vertreten: di^- 
^ben wie in No. 19. 

21. 20. Juni 1521: 

IT. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt ; Beruf ungs- 
schreiben dat. 6. Jimi 1621. Str. St. A. A. A. 1983. I^ndsrettung 
gegen Frankreich. Vertreten: der Landvogt, der Markgraf Phi- 
lipp von Baden, Graf von Llanau-Lichtenberg*, die (jrafen von 
Zweibrücken-Bitsch, Freiherr von Fleckenstein, die Stadt Straß- 
bliTg utid die zehn Städte der Landvogtei. Abschied. Str. St. A. 
A. A. 1982. Der Bischof von Straßburg hat sein Fehlen entschul- 
digt. Vertagt auf den 

22. 9. Juli 1521. 

U. e. zu Hagenau. Abschied nicht erhalten; Instruktion für 
«die Vertreter der Stadt Straßburg. Str. St. A. A. A. 1982. 

23. 25. — 26. Januar 1525. 

U. e, zu Hagenau, berufen durch den Landvogt; Maßregeln 
gegen den Bauemaufruhr. Vertretene Stände nicht genannt. Ab- 
whied Str. St. A. A. A. 1982. 

24. 30. März 1525. 

L^. e. zu Hagenau, berufen durch den Landvogt, laut Ans- 
fichreiben an die Stadt Straßburg dat. 24. Februar 1525. Str. 8t. 
A. A. A. 1982. Abschied nicht erhalten. 

25. 6. Juni 1525. 

r. e. zu Hagenau, benifen durch den Landvogt; Beruf ungs- 
«chreiben dat. 24. Mai 1525. Str. St. A. A. A. 1983. Bauern- 
unnihen. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Vertretene Stände 
nicht genannt. Vertagt auf 
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26. 19. Juni 1525. 

U. e. zu IJ agenau; Abschied nicht erhalten. 

27. 3. — 4. JuU 1525. 

U. e. zu Hagenau; Bauemunrulien. Vertreten: Landvogt, 
Bischof von Straßburg, Bischof von Metz, Graf von Zweibrücken- 
Bitsch, Domkapitel von Straßburg, der Graf von Hanau-Lichten- 
herg, Straßburg, Metz, die zehn Städte der Landvc^ei. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. 

28. 29. August 1525. 

ir. e. berufen durch den Landvogt. Bauernunruhen. Ver- 
treten : I^ndvogt, Bischof von Straßburg, Graf von Zweibrücken- 
Bitsch, Graf von Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straßburg. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. 

29. 22. — 24. Oktober 1528. 

G. e. zu Ilagenau, \) berufen durch den Landvogt. Ijands- 
rettung-. Vertreten: der Landvogt, der Bischof von Straßburg, 
der Graf von Württemberg, der Graf zu Zweibrücken-Bitsch, der 
Graf zu Hanau-Lichtenberg, die Herren zu Rappoltstein, die 
Kitterschaft im Unter-Elsaß, die Stadt Straßburg', die Städte der 
Landvogtei, außer Weißenburg und I^ndau. Abschied Str. St. A. 
A. A. 1982. Vertagt auf 

30. 17.-18. Dezember 1528. 

G. e. zu Hagenau, benifeii durch den I^ndvogt; Berufungs- 
sohreiben dat. 7. November Str. St. A. A. A. 1983. Säuberung 
des Landes von umherziehendem Gesindel. Abschied nicht er- 
halten . 

31. 24. Mai 1529. 

U. e. zu Ilagenau, benifen durch den I^ndvogt; Beruf ungs- 
schreiben dat. 10. Mai 1529. Str. St. A. A. A. 1983. Abschied: 
Ebenda 1982. Vertreter nicht genannt. 



^) Mossmann a. a. O. p. 19. vermutet irrig, dass dieser Tag in Kol- 
jDAr stattgefunden habe. 
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32. 25. Oktober 1530. 

U. e. zu Molsheim. Kornoi'dnun^ ; Abschied nicht erhalten. 
Ifachzu weisen durch die ,s;edruckte Komoixlnung. B. A. Ü. E. Gr. 
217. Vertagt auf 

33. 14. November 1530. 

TT. e. zu Molsheim. Kornoi*dnung-. Abschied nicht erhalten. 

34. 4. April 1532. 

U. e., wahrscheinlich zu Molsheim; Kornordnung. B. A. TJ» 
E. G. 217. 

35. 24. Oktober 1531. 

TT. e. zu Molsheim. Komordnung, gednickt und veröffent- 
licht am 1. November 1531. B. A. ü. E. G. 218. 

36. 15. Oktober 1533. 

TJ. e. zu Molsheim, berufen durch den Bischof von Straß- 
burg; Komordnung, gedruckt B. A. TT. E. G. 217. Protokoll 
nicht erhalten. 

37. 20.— 21. März 1537. 

G. e. zu Schlettstadt, berufen durch die Regiening in Ensis- 
heim. Beruf ungsschreiben dat. 28. Februar. Str. St. A. A. A. 
1983. Landsrettung. Vertreten : die liegierung in Ensisheim, der 
Bischof von Straßbui^, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
Graf von Zweibrücken-Bitsch, die Herrschaft Weilertal, die 
Ritterschaft im Unter-Elsaß, die Städte Straßburg, Kolmar und 
Schlettstadt. Abschied B. A. F. E. G. 217. 

38. 3. August 1537. 

G. e. zu Schlettstadt, berufen durch die Regierung- in Ensis- 
heim, Berufungsschreiben dat. 17. Juli 1537. Kolmarer Stadt- 
.Vrchiv. Landsrettung. Außer den in Xo. 37 genannten vertreten 
die Herrschaft Barr und die Städte Ivaysersberg und Miinster. 
Die Ritterschaft ist nicht vertreten. Abschied B. A. T^. E. G. 217. 

39. 11. August 1542. 

G. e. zu Schlettstadt; Landsrettung-. Vertreten: die Regier 
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ning in Ensisheim, der T^andvogt in Hagonaii, der Bischof von 
Straßbuig, die Grafen zu Hanau-Lichtenberg, die Orafen zu Zwei- 
brücken-Bitsch, die Stadt Straßbni^ und die zehn Städte der 
Landv(^ei. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Vertagt auf 

40. 18. — 19. September 1542. 

G. e. zu Schlettstadt. Fortsetzung des vorigen Tages. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. Viertagt auf 

41 6. November 1542. 

G. e. zu Schlettstadt. Fort-setzung des vorigen Tages. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. 

42. ^ 5. Mai 1544. 

G. e. zu Schlettstadt. T.«ndsrcttung. Vertreten : die Regie- 
rung in Ensisheim, die Landvogtei Hagenau, der Bischof von 
Straßbnrg, der Graf von Württe^iuberg, die Herrschaft Barr, die 
Herrschaft Weilertal, die zehn Städte der Landvogtei. Abschied 
Str. St. A. A. A. 1982. 

43. 21. Oktober 1545. \) 

TT. e. zu Molsheim, berufen durch den Bischof von Straß- 
burg; Berufungsschreiben dat. 8. Oktober 1545. B. A. O. E. C. 
177. Kornordnung. Abschied nicht erhalten. 

44. 10.— 11. Dezember 1545. 

TT. e. zu Molsheün, berufen durch den Bischof; Beruf ungs- 
schreiben dat. 20. November 1545. B. A. O. E. C 177. Kom- 
ordnung. Vertreten : der Bischof von Straßburg, das Domkapitel, 
der Graf zu Hanau-Lichtenberg, die Mark Maursmüuster, die 
Herrschaft Weilertal, die Herrschaft Barr, die Städte Straßburg, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Ttosheim und die Ritterschaft. Ab- 
schied B. A. ü. E. G. 217. 

45. 27.-29. Januar 1552. 

ü. e. zu Molsheini; Kornordnimg. Vertreten: der Bischof, 



^) Den bei Mossmann a. a. O. p. 25 erwähnten Tag: vom 5. Juni 
1544 habe ich nicht nachweisen können. 
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das Domkapitel, die Landvogtei, Äbtissin zu 9fc. Stephan, der 
(traf von Zweibrücken-Bitsch, der Graf von Hanau-Lichtenberg, 
der Freiherr zu Fleckenstein, die Herrschaft Barr, die liCaik 
Maursmünster, die Stadt Straßburg, die Reichsstädte, aiiBer 
Weißenburg und Landau, die Rittersdiaft. Abschied B. A. U. E, 
G. 217. 

46. 26. März 1552. 

TT. e. zu Straßburg, l^ndsrettung. Vertreten: der Bischof, 
das DomkajHtel, die Landvogtei, die Stadt Straßburg, die Städte 
Schlettstadt imd Hagenau. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Ver- 
tagt auf 

47. 2. Aprü 1552. 

U. e. zu Straßburg. Abschied nicht erhalten. 

48. 31. Mai 1552. 

U. e. zu Straßburg, benifen durch den Bischof; Beruf ungs- 
schreiben dat. 24. Mai 1552. B. A. U. E. G. 217. Korn- und Poli- 
zeiordnung. Vertreten: der Bischof, das Domkapitel, die Land- 
vogtei, die Mark Maursmünster, der Freiherr von Fleckenstdn^ 
die Städte Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, Obembnhidini, Bob- 
heim. Abschied B. A. U. E. G. 217. 

49. 26.-28. Oktober 1552. 

G. e. zu Straßburg, Landsrettimg. Vertreten: die llegie- 
rung in Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel, 
der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der Graf von Hanau-Lichtea- 
l)eig, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlettstadt. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. 

50. 10. — 11. November 1552. 

(i. e. zu Straßburg; Fortsetzung der Beratungen auf dem 
vorigen Tage. Vertreten: die Regierung in Ensisheim, der Bi- 
schof, das Domkapitel, der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der 
Freiherr von Fleckenstein, die Herrsdiaft Barr, die Städte Straß- 
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bürg Hagenau, Kolmar, Schlettstadt und die Ritterschaft. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1982. 

51. 7.-8. Februar 1553.') 

G. e. zu Straßburg, berufen durch den Bischof; Beruf ungs- 
schreiben dat. 4. Janixar 1553. Str. St. A. A. A. 1983. Lands- 
rettung. Vertreten: die Regierung in Ensisheim, der Bischof, 
das Domkapitel, die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichten- 
berg, der Graf von Zweibriicken-Bitsch, die Städte Straßburg,. 
Hagenau, Kolmar, Schlettstadt. Abschied. B. A. U. E. G. 217. 

52. 22. März 1553. 

G. e. zu Straßbui^. Fortsetzung der Beratungen auf dem 
\'origen Tage. Vertreten: außer den in No. 51 Genannten, der 
(Jraf von Württemberg, der Graf zu Leiningen- Westerbuig, der 
Freiherr zu Fleckenstein, die Mark Maursmünster und die Ritter- 
schaft. Der Graf von Zweibrücken-Bitsch fehlt. Abschied B. A. 
ir. E. G. 217. Vertagt auf 

53. 11.— 12. April 1553. 

G. e. Fortsetzimg des vorigen Tages zu Straßburg. Vertreten : 
dieselben wie in No. 52 : hinzukommen der Graf von Zwei- 
briicken-Bitsch und die Stadt Rosheim. Abschied B. A. TT. E. 
G. 217. 

54. 18. — 19. April 1554. 

G. e. zu Straßburg, berufen durch den Bischof; Berufungs- 
schreiben dat. 9. April 1554. Str. St. A. A. A. 1983. Polizeiord- 
nung und Landsrettung. Vertreten : dieselben wie in Wo. 53 ; 
hinzukommen die Städte Oberehnheim, Kaysersberg, Münster und 
Türkheim, Die Ritterschaft fehlt. Abschied B. A. TJ. E. G. 318. 
Vertagt auf 

55. 4. — 6. Mai 1664. 

G. e. zu Straßburg; T^ndsrettung. Vertreten: dieselben wie- 



Diesen Tag setzt Mossmann (a. a. O. p. 26) irrtümlich auf 
(i«B 3. FeKruar an. 
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in No. 54, außer Münster und Türkheim. Abschied B. A. U. E. 
•G. 218. 

56. 17. — 18. Oktober 1555. 

TT. e. zu Straßburg. Münzordmmg. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, der Freiherr von Fleokenstein, die Städte Straß- 
burg, Hagenau und Schlettstadt. Abschied B. A. U. E., Austausch 
mit Baden 11, 80. Vertagt auf 

57. 4. November 1555. 

l". e. zu Straßburg; Münzordnung. Vertreten: dieselben wie 
in No. 56. Abschied B. A. V. E. Austausch mit Baden II, 80. 
Vertag auf 
1^8. 11. Dezember 1555. 

I". e. zu Straßburg; Münzordnung. Vertreten: dieselben 
i;\^ie in No. 56. Abschied B. A . F. E. Austausch mit Baden 11, 30. 

59. 11. September 1556. 

(i. e. zu Straßburg, berufen durch den Bischof; Beruf ungs- 
ßchreiben dat. 1. September. B. A. IL E. G. 218. Polizeiondnung 
wider die Brenner. Vertreten: der Bischof, das Domkapitel, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Zweibrücken-Bitsch, 
-der Freiherr von Fleckenstein, der Graf von Leiningen- Wester- 
burg, die Mark Maursmünster, die Stadt Straßbui^, die Ritter- 
schaft, die Äbtissin von St. Stephan, die Städte Hagenau, Schlett- 
stadt, Oberehnheim und Rosheim. Abschied B. A. U. E. G. 218. 

•60. 21. April 1558. 

r. e. zu Straßburg. Polizeiordnung. Vertreten: Bischof, das 
Domkapitel, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Lei- 
ningen-Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Städte 
Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1984. 

61. 1. Juni 1558. 

G. e. zu Straßburg, berufen durch die Regierung in Eneis- 
Iieim ; Berufungsschreiben dat. 23. Mai. Kolmaier Stadt-Archiv. 
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Landsrettung. Vertreten: die Hegiening in Ensisheim, der Bj- 
öohof, das Domkapitel, der Graf von Württemberg, der Graf von 
Zweibnieken-Bitsch, der Graf von Hanau-Iichtoiberg, der Frei- 
herr von Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Kohnar, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Bosheim und 
Türkheim. Abschied B. A. U. E. G. 219. Vertagt auf 

62. 27. — 29. Jimi 1558. 

G. e. zu Straßburg; Limdsrettung. Vertreten: außer den in 
j^o. 61 (lenannten, die ( Trafen von J^einingen-Dagsburg und von 
I-einingen-Westerl^irg, die Mark Maursmünster und die Ritter- 
schaft. Abschied B. A. U. E. G. 218. 

63. 7. November 1558. 

U. e. zu Straßburg, l)erufen durch den Bischof: Beruf ungs- 
schreiben dat. 28. Oktober Str. St. A. A. A. 1983. Landsrettung. 
Vertreten: der Bischof, da^ Domkapitel, der Graf von Hanau- 
liciitenberg, der Graf von Zweibrüeken-Bitsch, der Freiherr von 
Fleckenstein und die Stadt Straßbui^g. Abschied B. A. U. E. 
G. 218. 

64. 23. — 25. November 1558. 

ii. e. zu Straßburg. I^ndsrettimg. Vertreten: die Regie- 
ning in Ensisheim, der Bischof von Straßbui^g, das Domkapitel, 
der Graf von Württemberg, der Graf von Zweibrüeken-Bitsch, 
der Graf von Hanau-Lichtenbei^, der Freiherr von Fleckenstein, 
die Mark Maursmünster, die Ritterschaft, die Stadt Straßburg 
und die Städte Ilagenau, Kohnar, Schlettstadt, Kaysersberg, Mün- 
ster imd Rosheim. Abschied B. A. V. E. G. 218. 

65. 6. — 8. Februar 1559. 

G. e. zu Straßburg, berufen durch die Regierung in Ensis- 
sisheim ; Beruf ungsschreibeu dat. 18.Januarl559. Kohnarer Stadt- 
Archiv. Landsrettung*. Vertreten: außer den in No. 64 Genannten 
die Herrschaft Barr, die Städte Oberehnheim, Türkheim. Die 

Ritterschaft fehlt. Abschied B. A. U. E. G. 218. Vertagt auf 

11 
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66. 13.— 14. März 1559. 

G. e. zu Straßburg. Fortsetzung der Beratungen des vorigen 
Tage«. Vertreten: die Regierung in Ensisheim, der Bischof von 
Straßburg, das Domkapitel, der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg, der Freiherr von Fleckenstedn, die 
Mark Maursraünster, die Ritterschaft und die Städte Straßburg, 
Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheitn, Kaysersberg und 
Rosheim. Abschied B. A. TT. E. G. 218. 

67. 14. Februar 1560. 

TJ. e. zu Straßburg. Münz- und Metzgerordnung. Vertreter 
nicht genannt. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. Vertagt auf 

68. 6. März 1560. 

IJ. e. zu Straßburg. Münz- und Metzgerordnung. Vertreten: 
der Bischof, das Domkapitel, die Äbtissin zu St. Stephan, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen- Wester- 
bürg, der Graf zu Leiningen-Dagsburg, der Freiherr zu Flecken- 
stein, die Herrschaft Barr, die Städte Straßburg, Hagenau, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim imd die Ritterschaft. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1984. Vertagt auf 

69. 25.— 27. März 1560. 

U. e. zu Straßburg', Münz-, Metzgerordnung und l^ands- 
rettung. Vertreten: außer den beiden Grafen zu Leiningen die- 
selben wie in No. 68. Abschied B. A. U. E. G. 220. 

70. 8. Mai 1560. 

U. e. zu Straßburg; Polizeiordnung. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, der Graf zu Zweibmcken-Bitsch, der Graf von 
Hanau-Lichtenberg, die Herrschaft Weilertal, der Freiherr vcm 
Fleckenstein, die Stadt Straßburg und die Reichsstädte Hagenau, 
Schlettstadt^ Oberehnheim. Abschied B. A. O. E. C. 177. 

71. 15. Dezember 1562. 

TJ. e. zu Straßburg, berufen durch den Bischof; Berufungs- 
schreiben, dat. 30. November B. A. U. E. G. 220. Komordnung, 
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Vertreten: der Bischof, das Domkapitel, der Graf von Zwei^ 
brücken -Bitsch, der Graf zu Hanau-Lichtenberg, der Graf zii 
L»einingen-Westerburg, der Graf zu Leiningen-Dagsburg, der 
Freiherr zu Fleckenstein, die Herrschaft Weilertal, die Herr- 
schaft Barr, die Mark Ma.ursmünster, die Städte Straßbm^, 
Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim und die Kitter- 
schaft Abschied B. A. U. E. G. 220. 

72. 5. Mai 1563. 

U. e. zu Straßburg. Landsrettung. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichten- 
berg imd die Stadt Strassburg. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. 

73. 2.-3. Mai 1564. 

U. e. zu Straßburg, Polizeiordnung: Maßregeln gegen gar- 
tende Knechte. Vertreten: der Bischof, das Domkapitel, der 
Graf zu Zweibrücken-Bitsch, die Stadt Straßburg. Abschied Str. 
St. A. A. A. 1982. 

74. 20. September 1565. 

U. e. zu Straßburg, berufen durch den Bischof; Beruf ungs- 
schreiben dat. 29. August 1565 B. A. IT. E. G. 220. Korn- 
Ordnung. Vertreten : der Bischof, das Domkapitel, die Land- 
vogtei, der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der Graf von Hanau- 
Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der Frei- 
herr von Flecken stein, die Herrschaft Weilertal, die Mark 
Maursmnüster, die Städte Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, 
Oberehnheim, Kosheim und die Kitterschaft. Entschuldi- 
gimgsschreiben von l^iningen- Weste rbui-g dat. 5. Oktober 1565. 
B. A. ü. E. G. 220. Abschied ebenda. 

75. 24. März 1567. 

ü. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben an Straßburg dat. 
10. März 1567. Str. St. A. A. A. 1985. Abschied nicht erhalten. 
7(i. 3. Dezember 1567. 

U. e. zu Straßburg. Landsrettimg zur Abwehr von Durch- 
zügen. Vertreten: der Bischof, die Landvogtei, das Domkapitel, 
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der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der Freiherr von Flecken- 
Stein, die Aebtissin des Klosters St. Stephan, die Mark Maurs> 
münster, die Städte Straßburg, Hagenaii, Schlettstadt, Oberehn- 
beim, Rosheim. Abschied Str. St. A. A. A. 1902. 

77. 26. — 27. November 1568. 

G. e. zu Straßbiirg, berufen durch den Bischof. Berufungs- 
schreiben dat. 14. November 1568. B. A, U. E. G. 220. Ver- 
treten : die Kegiening in Ensisheim, die l.andvogtei, der Bischof 
das Domkapitel, der Graf von Zweibrüdien-Bitsch, der Graf 
von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der 
Freiherr von Flekenstein, die Mark Maursmünster, die Ritter- 
schaft im Unter-Elsaß, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersl>erg, Münster, Rosheim, Türk- 
heim. Abschied Stadt-Archiv zu Münster. A. A. 34. 

78. 16. — 19. Februar 1569. 

V. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 4. Februar 
1569. B. A. U. E. (i. 221. Landsrettung. Vertreten: der 
Bischof, die J^ndvogtei, das Domkapitel, der Graf von Zwei- 
brücken-Bitsch, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Freiherr 
von Fleckenstein, die Ritterschaft, die Stadt Straßburg, die Äbtis- 
sin des Klosters St. Stephan, die Städte Hagenau, Oberehnheim, 
Rosheim. Abschied Str. St. A. A. A. 1982. 

79. 12.— 13. Jimi 1569. 

G. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 17. Mai. Str. 
St. A. A. A. 1982. Landsrettung. Vertreten: die Regienmg in 
Ensisheim, die I^ndvogtei Hagenau, der Bischof, das Domkapitel, 
der Graf von Zweibrücken-Bitsch, der Graf von Hanau-Lichten- 
berg, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen- 
Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Rittersdiaft^ 
die Stadt Straßburg, die Äbtissin des Klosters St. Stephan, die 
Städte Hagenau, Kohnar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kayser»^ 
l)erg, Münster, Rosheim, Türkheim. 
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80. 5.-6. September 1569. 

G. e, EU Straßburg. Berufmigsschreiben dat. 1. August. Str. 
St. A. A. A. 1985. Landsrettung^. Vertreten: die E^erung in 
Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel, der 
Graf von Zweibrücken-Bitsch, der Graf zu Hanau-Lichtenberg, 
der Graf zu Leiningen-Dagsbui^, der Graf zu Leiningen- Wester- 
Inirg, der Freiherr zu Fleckenstein, die Ritterschaft im Unter- 
Elsaß, die Mark Maursmünster, die Städte Straßburg, Hag^^nau, 
Kolmar, Sdilettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Ros- 
heim, Türkheim. Abschied St. St. A. A. A. 1982. Vertagt auf 

81. 27. November 1569. 

G.e. zu Straßburg. Tagesordnung wie auf dem vorigen Tage. 
Vertreten dieselben wie in Nr. 80. Abschied Str. St. A. A. A. 
1982. 

82. 4. September 1571. 

I". e. zu Straßburg. Komordnung. Vertreten: der Bischof, 
das Domkaptel, die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichten- 
l)erg, der Graf von I^einingen-L^agsbui^, der Graf von Leiningen- 
Westerburg, der FreiheiT von Fleckenstein, die Äbtissin des 
Klosters St. Stephan, die Mark Maursmünster, die Städte Straß- 
hurg, Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim und Rosheim. Ab- 
schied B. A. F. E. G. 221. 

83. 3. November 1571. 

TJ. e. zu Straßburg. Berufungsschreiben dat. 19. Oktober. 
Str. St. A. A. A. 1985. Münzordnung. Vertreten: der Bischof, die 
Landvogtei Hagenau, das Domkapitel, Hanau-Lichtenberg, Leinin- 
gen-Dagsburg, Leiningen-Westerbui^, Fleckenstein, die Städte 
Straßbui^, Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim und 
die Ritterschaft. Abschied Str. St. A. A. A. 1986. 

84. 27. März 1572. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 14. Marx 
1572. Str. St. A. A. A. 1985. Münzordnung. Vertreten: der 
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Bischof, das Domkapitel, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
Graf von Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen-Wester- 
bui^, der Freiherr zu Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim imd die Ritterschaft. Ab- 
schied B. A. U. E, G. 221. 

85. 29. August 1572. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 22. Auguet 
1572. B. A. U. E. G. 222. Landsi-ettung. Vertreten: der 

Bischof, das Domkapitel, die Landvogtei Hagenau, der Graf von 
Hanau-Lichtenbei^, der Graf von Leiningen-Dagsbui^, der Frei- 
herr von Fleckenstein, die Ritterschaft, die Städte Stiaßburg, 
Hagenau, Schlettstadt und Oberehnheim. Abschied B. A. U. E. 
G. 222. 

86. 22.-24. September 1572. 

G. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 12. Sept. 1572. 
B. A. U. E. G. 222. Landsrettung. Vertreten: die Regierung 

in Ensisheim, die Landvogtei Hagenau, der Bischof, das Dom- 
kapitel, der Graf von Württemberg, der Graf zu Hanau-Lichten- 
bei^, der (jrraf von Leiningen-Dagsburg-, der Graf zu Leiningen- 
Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Ritterschaft im 
Unter-Elsaß, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlett- 
stadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim und Türk- 
heim. Abschied Kolmarer Stadt-Archiv. 

87. 7.-8. Mai 1573. 

Xj, e. zu Straßburg. Beruf ungsschreiben dat. 14. April 1573. 
B. A. r. E. G. 223. Korn-, Metzger- und Münzordnung. Ver- 
treten: der Bischof, die Landvogtei, das Domkapitel, der Graf 
von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der 
Graf von Ticiningen-Westerbui^, der Freiherr von Fleckenstein, 
die Städte Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, Oberehnhehn, Ros- 
heim. Abschied B. A. ü. E. G. 223. 
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88. 16. Juni 1573. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 10. Juni 1573. 
B. A. IT. E. G. 223. Komordnimg. Vertreten dieselben, wie in 
No. 87, mit Ausnahme des Grafen von Leiningen- Westerbuig ; 
hinzukommt die Ritterschaft. Abschied. B. A. ü. E. G. 223. 

89. 20. November 1573. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 30. Oktober 
1573. B. A. LT. E. G. 223. Vertreten: der Bischof, das 
Domkapitel, die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichten- 
berg, der Graf von Leimngen-Westerbui^, der Freiherr von 
Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Schlettstadt, Ober- 

t ■ 

ehnheim, Rosheim und die Kitterschaft. Abschied. B. A. U. E. 
G. 223. 

90. 21. Mai 1574. 

G. e. zu Straßburg ; Landsrettung. Vertreten : die Regierung 
in Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Wester- 
burg, der Freiherr von Fleckenstein, die Städte Strassburg, 
Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheun, Rosheim und die Ritter- 
schaft. Abschied Str. St. A. A. A. 1986. 

Vertagt auf 

91. 16. Jimi 1574. 

G. e. zu Straßburg. Landsrettung. Abschied nicht erhalten. 

92. 7. September 1575. 

U. e. zu Straßburg (?). Berufungsschreiben dat. 2. Sept. 
1575. Kolmarer Stadt-Archiv. Instruktion für die Vertreter des 
Bischofs auf diesen Tag. B. A. U. E. G. 223. Abschied nicht 
erhalten. 

93. 12. August 1577. 

U. e. zu Schlettstadt. Landsrettung gegen den König von 
P'rankreich. cf . Instruktion für die Vertreter der Stadt Straßburg. 
Str. St. A. A. A. 1985. Abschied nicht erhalten. 
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94. 10. Oktober 1579. 

XJ. e. zu Straßbuigi Landßrettung. Verti*eten : der Bischof, 
das Domkapitel^ der Graf Vcm Hanau-Iichtenberg, deir Graf voä 
LeiBingen-Dagsburg) der Graf von. Leining^n-Westetburg, def 
Freiherr von FleckefiBteiiij die Städt<& StittSbuifg, Hag^fenau^ 
Sohlettstadt, Oberehnheim, Rosheim und die Ritterschaft. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1986. 
96. 9. — 12. Dezember lö79. 

G. e. zu Straßbur^; Landsrettung. Bentfungsschreiben dat. 
19.« Nov. 1579. Str. St. A. A.A. 1985. Vertreten: dieRegierung in 
Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel, der Graf 
von Württemberg, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf 
von Leiningen-Dagsburg, der Graf von I^einingen-Westerbinig^ 
der Freiherr von Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, 
Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim und die Ritterschaft. Ab- 
schied Str. St. A. A. A. 1986. Vertagt auf 
96. 8. — 14. Februar 1580. 

G. e. zu Straßburg; Landsrettung. Vertreten: die Regie- 
rung in Ensisheim, die Landvogtei Hagenau, der Bischof von 
Straßbui^, das Domkapitel, der Graf von Württemberg, der Graf 
von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dagsbuig, der 
Graf von Leiningen- W^esterburg, die Obermundat Rufach, der 
Freiherr von Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Kol- 
mar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim, 
Türkheim und die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 223. 
9Y. 2. September 1580. 

G. e. zu Schlettstadt. Münzordnimg; Berufüngsschrelben 
dat. 12. August 1580. B. A. TT. E. Austausch mit Baden 11, Ä6. 
Abschied nicht erhalten. 
98. 15. Juni 1581. 

G. e. zu Schlettstadt. Münzordnung; Berufungsschreiben 
dat. 5. Mai 1581. B. A. TT. E. Austausch mit Baden II, 86. 
Abschied nicht eAalten. 
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99. 13. — 16. JanuÄf 1582. 

G. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 29. Dezember 
1581. B. A. IT. E. G. 226. Landsrettuug* Vertreten: R^erung 
in Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel, der 
Graf von Württemberg, der Graf von Haüau-Lichtenberg, der 
Graf von Leiningen^Dagsburg, der Graf von Leiningen- Wester- 
buig, der Fiieiherr von Fleckenatein, die Städte Straßburg, Hage- 
nau, Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim, 
Ttirkheim und die Ritterschaft im Unter-Elsaß. Abschied B* A. 
U. E. G. 228. 

100. 19. Juni 1582. 

G. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 22. Mai 1582. 
B. A. U. E. G. 226, zuerst auf den 6. Juni, wird durch ein 
Schreiben dat. 30. Mai (Str. St. A. A. A. 1987) abgesagt und 
auf ca. 14 Tage verschoben, durch ein neues Berufimgsschreiben 
dat. 6. Juni (B. A. U. E. G. 226) auf den 19. Juni festgesetzt. 
T^ndßrettung. Vertreten: die Regierimg in Ensisheim, der 
Bischof, die Landvogtei, das Domkapitel, der Graf von Württem- 
berg, der Graf von Tjeiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen- 
Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Städte Straß- 
burg, Hagenaii, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, 
Münster, Rosheim, Tiirkheim und die Ritterschaft. Abschied. 
B. A. TT. E. G. 226. 

101. 1.— 3. Oktober 1583. 

G. e. zu Straßburg; Landsrettung. Berufungsschreiben dat^ 
2. September 1583. B. A. IT. E. G. 227. Vertreten: die Regie- 
rung in Ensisheim, die Landvogtei, der Bischof, das Domkapitel,, 
der Graf von Württemberg, der Graf von Hanau-Lichtenbei^, 
der Graf von Leiningen-Dagsbui^, der Graf von I^einingen- 
Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Städte Straßburg,. 
Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, 
Münster und die Ritterschaft. Abschied. B. A. U. E. G. 228. 
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102. 2ß. Oktober 1584. 

G: e. zu Schlettstadt. Landferettiuig. cf . Abschied des Tages 
rani la. Januar 1586. B.A. U. E. G. 226. 

103. 27. — 30. November 1584. 

G. e, ZU Schlettstadt. Berufungsechreiben dat. 8. Novem- 
her 1584. B.A. U. E. G. 229. Kapitelstrieit, Landsretttmg. Ver- 
treten: die Kegieruiig in Eiisisheim, die Landvogtei, der Bischof,, 
»das Domkapitel, der Graf von Hanau-Lichtenbeig, der Graf von 
Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen-Westerburg, der 
Freiherr von Fleckenstein, die Ritterschaft im Unter-Elsaß, die 
Städte Straßbui^, Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, 
Kaysersberg, Münster, Eosheim u. Tiirkheim. Abschied. B. A. 
TT: E. G. 229. 

104. 8. — 10. Januar 1585. 

G. e. zu Oberehnheim; Beruf ungsschreiben dat. 22. Dez. 
1584. Stadt-Archiv zu Münster. A. A. 31. Landsrettung. Ver- 
treten : die Regierung in Ensisheim, der Bischof, die Landvogtei, 
das Domkapitel, der Graf von Hanau, der Freiherr von Flecken- 
ßtein, die Städte Strassbui^, Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, 
Kaysersberg, Münster, Rosheim, Türkheim und die Ritter- 
schaft. Abschied. B. A. U. E. G. 226. 

105. 3. — 4. März 158(j. 

G. e. zu Schlettstadt. Beruf ungsschreiben dat. 12. Februar 
1586. B. A. U. E. G. 230. Landsrettimg. Vertreten: die 
Regienmg in Ensisheün, die Landvogtei Hagenau, der Bischof 
von Straßburg, das Domkapitel, der Graf von Württemberg, der 
Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dags- 
burg, der Graf von Ivciningen-Westerburg, der Freiherr von 
Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlett- 
stadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim, Türkheim 
xmd die Ritterschaft. Abschied B. A. ü. E. G. 230. 
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106. 25.-26. Mai 1587. 

G. e. zti Schlettstadt. Landsrettiing^. Börufungsschrieibeii 
dat. 12. Mai 1587. Str .St. A. A. A. 1991. lustrüktion für die 
Vertreter der Stadt Straßbiirg ebenda. Abschied nicbt erhalten. 

107. 12. Juli 1587. 

Gr. e. ( ?) zu Straßburg ; auf diesen Tag ist in der Instruktion 
für die Vertreter des Bischofs auf dem Ständetage am 1. August 
1587 Bezug genommen. Abschied nicht erhalten. 

108. 1. Auguat 1587. 

G. e. zu Schlettstadt. Landsrettung. Instruktion für die Ver- 
treter des Bischofs. B. A. TJ. E. G. 230. Abschied nicht erhalten. 

109. 9. — 10. Januar 1589. 

G. e. zu Kolmar; berufen durch die Regierung in Ensisheim 
im Auftrage des Bischofs; cf. Instruktion für die bischöflichen 
Vertreter dat. 9. Januar 1589. B. A. U. E. G. 230. 

Kapitelstreit, Landsrettuiig, Münzordnung'. Vertreten: die 
Regierung in Ensisheim, der Bischof von Straßburg, der Bischof 
von Basel, das Domkapitel, der Graf von Württembei^, der Mark- 
graf von Baden, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von 
Ijeiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen- Wester bürg, der 
Freiherr von Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Kol- 
mar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim 
und die Ritterschaft. Abschied. B. A. F. E. G. 220. 

110. 17. April 1589. 

G. e. zu Kolmar. Beruf imgsschreiben dat. 16. März 1589. 
Kolmarer Stadt- Archiv. Landsrettung, Münzordnung. Vertreten : 
die R^enmg in Ensisheim, der Bischof von Straßburg, der Mark- 
graf von Baden, der Graf von Württemberg, der Graf von Hanau- 
Lichtenberg, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlett- 
stadt, Oberehnheim, Kaysersberg, Münster, Rosheim, Türkheim. 
Abschied. Str. St. A. A. A. 1991. 



— 180 ~ 

111. 20. Juni 1589. 

U. e. zu Straßburg. Landsrettung, cf. Schreiben des Bischofs 
an die Stadt Kosheim dat. 22. Juni 1589. B. A. U. E. G. 230. 
Abschied nicht erhalten. 

112. 16. August 1589. 

G. e. zu Kolmar (?) cf. Schreiben der K^erung in Ensis- 
heim an den Bischof dat. 29. Juni 1589. B. A. U. E. G. 280. 

113. 10. Oktober 1589. 

G. e. zu Kolmar. Berufungsschreiben dat. 9. September 
1589. Kohnarer Stadt- Archiv. Korn-, Münzordnung und Lands- 
rettimg. Vertreten: die Kegierung in Ensisheim, die Landvogtei, 
der Bischof von Straßburg, der Graf von Württemberg, das Dom- 
kapitel, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von I>einin- 
gen-Dagabuig, der Graf .von Leiningen- Westerburg, die Städte 
Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, Kay- 
sersberg, Münster, Türkheim. Abschied. B. A. U. E. G. 230. 

114. 24.-25. Oktober 1589. 

G. e. zu Kohnar, Fortsetzung der Beratungen über die 
I^ndsrettung. Vertreten : die Regierung in Ensisheim, die Land- 
vogtei, der Bischof, der Graf von Württemberg, die Stadt Straß- 
burg, die Ritterschaft ini TJnter-Elsaß und die acht Städte der 
Landvogtei. Abschied. B. A. U. E. G. 230. 

115. 9. November 1589. 

TT. e. zu Rtraßburg. Landsrettung. Vertreten : der Bischof, 
die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Stadt 
Straßburg und die Ritterschaft. Abschied. B. A. TT. E. G. 230. 

116. 14. — 15. August 1591. 

G. e. zu Kohnar. Berufungsschreiben dat. 5. August 1591. 
Kolmarer Stadt-Archiv. T^ndsrettung. Vertreten : die Regierung 
in Ensisheim, der Bischof von Straßburg, der Graf von Württem- 
bei^, die Städte Straßburg, Kolmar, Schlettstadt und die Ritter- 
schaft. Abschied. Str. St. A. A. A. 1991. 
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117. 17. — 18. September 1591. 

(i. e. zu Kolmar. I^ndsretUing. Vertreten: die Regierung 
in Ensisheini, der Bischof von Straßburg, der Markgraf vcm 
Baden, der Graf von Württemberg, der (Iraf von Hanau-Lich- 
tenberg, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der Freiherr von 
Fleckenstein, die Städte Straßburg, Hagenau, Kolmar, Schlett- 
stadt, Gberehnheim, Kaysersberg, Bosheim, Münster, Türkheim 
und die Ritterschaft. Abschied. Str. St. A. A. A. 1991. 

^Ig, 3. Dezember 1591. 

G. e. zu Kolmar. Landsrettimg. Außer der Regierung in 
Ekisisheim, dem Kschof und dem Grafen von Hanau-Lichtenberg, 
sind keine „hükere Stände^* vertreten. Abschied. Str. St. A. 
A. A. 1991. 

119. 19. Februar 1593. 

G. e. zu Ensi&heim. Landsrettimg wegen des Bischofs- 
krieges. Vertreten : die Regierung in Ensisheim, der Bischof von 
Strassburg, der Graf von Württemberg, die Landvogtei Hagenau, 
die Städte Kolmar, Schiet t Stadt, Kaysersberg, Münster und Türk- 
heim. Abschied. Str. St. A. A. A. 1986. 

120. 10. September 1597. 

G. e. zu Kolmar; Beruf ungsschreiben dat. 2. August 1597; 
Str. St. A. A. A. 1992. T^ndsrettung, Münzordnung. Vertreten: 
die Regienuig in Ensisheini, die Landvogtei, die Otermimdat 
Rufach, der Bischof zu Basel, der Abt von Murbach, der Graf 
von Württemberg, die Herrschaft I^hr in Baden, der Graf von 
Leiningen- Westerburg, die Städte Straßburg, Hagenau, Basel, 
Kolmar, Schlettstadt, Kaysersl^erg, Münster, Ammerschwcier 
und Türkheim und die Ritterschaft im Unter-Elsaß. Abschied Str. 
St. A. A. A. 1992. Vertagt auf den 29. Oktolx^r; am 13. Oktober 
enf den 18. November verschoben. (Schreiben an Straßburg Str. 
St. A. A. A. 1992), am 8. November bis auf Weiteres abgesagt. 
(Schreiben an Straßburg dat. 8. November Str. St. A. A. A. 1992). 



— 182 - 

121. 13. Mai 1601. 

Q. e. zu Kolmar (?). Die bischöflichen. Räte beschweren sich 
auf dfem Tage am 24. September 1601, daß sie auf die beiden vor- 
hergehenden Tage, am 13. Mai und am 25. Juni 1601 nicjat ge- 
laden worden. 

122. 25. Jimil601. 

6. e. zu Kolmar; Berufungsschreiben dat. 14. Mai. Str. St* 
\, A. A. 1993. Landsrettung, Münz- und Polizeiördnung. Ver* 
treten: die Kegienmg in Ensisheim, die Landvogtei Hagenau, die 
J-^ttdvogtei Ortenau, der Bischof von Basel, der Markgraf zu 
Baden, der Graf von Württiemberg, die Stadt Straßburg, die 
Ritterschaft im Unter-Elsaß und die acht Städte! der Landvogtei 
iTagenau. Abschied B. A. TJ. E. G. 231. 

123. 24. September 1601. 

G. e. zu Kolmar. Landsrettung. Vertreten: die Regierung 
in Ensisheim, die Landvogtei Ilagenau, das Bistum Straßbuig, 
die Landvogtei Ortenau, der Graf von Württemberg, die Stadt 
Straßburg, die Ritterschaf t im IJnter-Elsaß, die Städte Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim ,Kay.ser8berg, Mün- 
ster, Türkheim und Ammerschweier, Abschied B. A. U. E. G. 
281, Vertagt auf 

124. 12. — 13. November 1601. 

G. e. zu Kolmar. Landsrettimg. Die unterelsässischen Stände 
schicken keine Vertreter. Bericht der (jesandten der Stadt Straß- 
burg Str. St. A. A. A. 1993. 

125. 18.— 19. Februar 1603. 

G. e. zu Kolmar; l^ndsrettung wegen des Straßburger Bi- 
schof skrieges. Beruf ungsschreiben dat. 31. Januar 1603. Str. St. 
A. A. A. 1993. Vertreten: die Regierung in Ensisheim, die Land- 
vogtei Ilagenau, der Graf von Württembei^, der Graf von Hanau- 
Lichtenberg, der Markgraf von Baden, die Landvogtei Ortenau, 
der Abt von Murbach, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft im 
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Unter-Elsaß und die ; Städte Hagenaii, Kplmar, Sehlettstadt, Ober- 
ehnheim, Kay sersberg, Münster, Eosheim, Türkheim und Am- 
merschweier. Abschied Str. St. A. A.A. 1993. 

126. 27.— 28. Aprü 1605. ' 

U. e. zu Straßburg. Polizeiordnüng geg^n gartende Knechte,. 
Zigeuner, herrenloses Gesindel, starke Bettler und dergl. Ver- 
treten: der Bischof, die Landvogtei, die Stadt Straßburg, der 
Graf von Leiningen-Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein,, 
die Ritterschaft, die Städte Hagenau, Oberehnheim und Rosheim. 
Abschied B. A. U. E. G. 231. Die drei Städte unterzeichnen den 
Abschied nicht wegen des Streites niit der Ritterschaft. 

127. , 12. Juli 1605. 

U. e. zu St^^burg; Beruf ungschreib^n dat. 1* Juli. ^tr. ^t. 

A. A. A. 1993. Fortsetzung der Beratungen auf deni vorigen* 
Tage. Vertreten: dieselben wie in No, 126. Abschied B* A. ,11. 
E. G. 231. ' 

128. 18. November 1606. 

ü. e. zu Straßburg; Beruf üngsöchreiben dat. 4r. November 
1606. Str. St. A. A. A. 1993. Polizeiordnun^*. Vertreten: der 
Bischof, das Domkapitel, die Landvogtei Hagenau, der Freiherr 
von Fleckenstein, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied 

B. A. U. E. G. 232. 

129. ' ' 17. Juni 1608: 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 6. Juni. Str. 
St. A. A. A. 1993. Polizeiorjinung. Vertreten: der Bischof, die 
landvogtei Hagenau, das Domkapitel, der Graf von Hanau-Lich- 
tenberg, der Graf von Leiningen-Westerburg, die Stadt Straß- 
bui^ und die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 232. 

130. 13. Juli 1609. 

U. e. zu Straßburg; Polizeiordnung, cf. das Schreil)en des 
Direktoriums dat. 6. Juli 1609. B. A. IT. E. G. 232. 
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131. 24.-25. September 1610. 

ü. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 18. September. 
Str. St. A. A. A. 1993. Polizeiordnimg. Vertreten: der Bischof 
die I^indvogtei, der Graf von Leiningen- Westerburg, die Stadt 
^traßbui^ und die Ritterschaft. Abschied Str. St. A. A. A. 1986. 

132. 18.— 19. Oktober 1610. 

ü. e. zu Straßburg; Beruf ungssohreiben dat. 24. September. 
Str. St. A. A. A. 1903. Polizeiordnung. Vertreten: der Bischof, 
die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichtenbeig, der Graf von 
Leiningen-Dagsburg, die Stadt Straßburg und die Bittersehaft. 
Abschied B. A. U. E. G. 232. 

133. 9. Dezember 1610. 

U. e. zu Straßburg; Polizeiordnimg. Vertreten: der Bischof, 
die Landvogtei, der Graf von Leiningen-Dagsbufg, der Graf von 
Leining^i-Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Stalt 
Straßbiug, die Ritterschaft. B. A. U. E. G. 232. 

134. 30. Dezember 1610. 

XJ. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 20. Dezenober. 
B. A. U. E. G. 232. Laudsrettung ^^egen durehziehandee Kriegs- 
volk, cf. Schreiben der Stände an den Führer des Kriegsvolks, 
dat. 30. Dezember, B. A. U. E. G. 233. Abschied nicht erhalt(^. 

135. 5.-6. März 1611. 

U. e. zu Straßbur^-. LandHrettung*. Vertreten; der Bischof, 
die Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg die 
Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 233. 
Vertagt auf 

136. 12. März 1611. 

U. e. zu Straßburg; Tagesordnung wie in No. 135. Ver- 
treten : (liesell)en wie in Ko. 135. Abschied B. A. V. E. G. 233. 
Vertagt auf 

137. 18.— 19. März 1611. 

i;. e. zu Straßburg. Wie Ko. 136. Abschied B. A. W E. 
G. 233. 
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138. 12. Juli 1611. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreibeii dat. 20. Juni, B. 

A. U. E. G. 233. Landsrettung. Vertreten : der Bischof, die 
Landvogtei Hagenau, der Graf von Leiningen - Dagsburg, der 
Graf von Leiningen- Westerbui^, dei: Freiherr von Meckenstein, 
die Stadt Straßburg und die Ritterschaft. Abschied B. A. XJ. E. 
G. 233. 

139. 22.-23. Januar 1612. 

G. e. zu Kobnar; Berufungsschreiben dat. 21. Novetnber 
1611. B. A. U. K G. 233. Landsrettung. Vertreten: die Regie- 
nmg in Ensisheim, die drei Landstände der vorderösterreichisdien 
Lande, die Landvogtei Hagenau, die Landvogtei Ortenau, der 
Bischof von Straßburg, der Graf von Württemberg, der Mark- 
graf von Baden, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von 
Leiningen-Dagsburg, der Herr zu G^roldseck in der Ortenau, die 
Städte Straßburg, Hagenau, Kobnar, Schlettstadt, Oberehnheim, 
Kajsersbei^, Münster, Rosheim, Anmierschweier und die Ritter- 
schaft im Unter-Elsaß. Geladen waren außerdem der Abt von 
Murbach, der Abt von Gengenbach, der Graf zu Pürstenberg, der 
Graf zu Leiningen- Westerburg,. der Freiherr zu Fleckenstein, die 
Städte Offenburg, Gengenbach, Zell, Türkheim imd die Ritter- 
schaft aus der Ortenau. Abschied B. A. U. E. G. 233. Die Be- 
ratimg wird vertagt auf den 18. März; Berufungsschjeiben dat. 
25. Januar Str. St. A. A. A. 1994; am 2. März wird dieser Tag 
abgesagt Str. St A. A. A. 1994. 

140. 1613. 

U. e. zu Straßburg (?). Polizeiordnung, cf. Protokoll des 
Tages am 23. August 1622, in dem auf einen Ständebesohluß aus 
dem Jahre 1613 Bezug genommen wird. 

141. 21. Mkil614. 

U. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 4. Mai 1614. 

B. A. TT. E. G. 238. Polizeiordnxmg gegen Bettler, Zigeuner etc. 
Vertreten: der Bischof, die landvogtei, der Graf von Haiiau- 
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Lichtenberg, die Stadt Straßburg und die Ritterschaft. Abschied 
B. A. U. E. G. 233. 

142. -8. — 9. Dezember 1614. 

IJ. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat. 4. Dezember, 
B. A. U. E. G. 233. Komordnung, bes. Ausfuhrverbot für Ge- 
treide. Abschied nicht erhalten. 

143. 20. März 1615. 

IT. e. zu Hagenau. cf. Schreiben des Dii'ektoriums an die 
Grafen von Hanau-Lichtenberg und von Leiningen-Westerburg, 
dat. 10. April 1615. B. A. U. E. G. 233. Abschied nicht erhaltm. 
144. April 1615 (?). 

U. e. zu Schlettstadt ; Konzept des Ausschreibens dat. 10. 
April 1615. B. A. U. E. Das Datum für den Tag fehlt darin. Ab- 
schied nicht erhalten. 

145. 23. Juni 1615. 

U. e. zu Straßburg; Berufiuigsschreiben dat. 9. Juni B. A. 
U. E. G. 233. Poiizeiordnung. Vertreten: der Bischof, die Land- 
vogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von 
Leiningen-Westerburg, die Stadt Straßburg und die Ritterschaft. 
Abschied Str. St A. A. A. 1986. 

146. 3. August 1615. 

U. e. zu Straßburg; Tagesordnung und Vertreter wie in 
No. 145. Abs<*ied Str. St. Ä. A. A. 1994. 

147. 25.-26. Mai 1616. 

G. e. zu Kolmar; Berufungsschreiben, dat. 23. April 1616, 
B. A. U. E. G. 233. Landsrettung. Vertreten: die Kegierung in 
Ensisheim, die Landvogtei Hagenau, der Bischof, das Domkapitel, 
der Abt von Murbach, der Graf von Württembeig, der Mark- 
graf von Baden, der Abt von Gengenbach, der Herr von Gerolds- 
eck in der Ortenau, die Stadt * Straßburg, die Städte Hagenau, 
Kolmar, Schlettstadt, Kaysersberg, Münster, Ammeirschweier 
und die Ritterschaft in der Ortenau. Abschied. B. A. U. E. G. 
233. Vertagt auf 
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148. 10. August 1616. 

G. e. zu Eolmar. Landsrettung. cf. Korrespondenz zwischen 
Straßbui^ und der Regierung in Ensisheim. Str. St. A, A. A. 
1994. 

149. 17. März 1617. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 12. März 1617. 
B. A. U. E. G. 234. Landsrettung. Vertreten: der Bischof, die 
Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf 
von Leiningen-Westerburg, der Freiherr von Fleckenstein, die 
Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 234. 

150. 15.— 18. Mai 1617. 

U. e. zu Straßburg; Landsrettung. Vertreten: die Regie- 
rung in Ensisheim,^) die Landvogtei Hagenau, der Graf von 
Hanau-Licht^iberg, der Freiherr von Fleckenstein, die Stadt 
Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 234. Ver- 
tagt auf 

151. 1. Juni 1617. 

U. e. zu Schlettstadt. Landsrettung. Abschied nicht erhalten. 
Vertagt auf 

152. 12. Juni 1617. 

IT. e. zu Hagenau; Beruf ungsschreiben dat. 4. Juni 1617. 
B. A. U. E. G. 234. T^andtsrettung. Vortreten: der Bischof, die 
Landvogtei Hagenau, der Graf von Haiiäu-Lichtenbei^, der Graf 
von Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen-Westerburg, 
der Freiherr von Fleckenstein, die Stadt Straßburg und die Ritter- 
schaft. Abschied. B. A. U. E. G, 234. Vertag auf 

153. 11. August 1617. 

U. e. zu Straßburg; Landsrettung. Vertreten: die Regie- 



^) Trotzdem die Regierung in Ensisheim vertreten ist, muss 
dieser Tag* döch'-a'ls^^ein ünter-ielsässischer bezeichnet werden, da 
ausser delfS^^öhill^^eft^^ber^elsässischer Stand geladen war; die 
Vertreter dei R*gieiuÄ|;fe^^aö*fr'"atich blos erschienen, um den ober- 
elsä»sischeti Ständesf^^fil^i^-^^dl^ Verhandlungen berichten zu können; 
an den Beratungeni^^^bfif^^bdllbiligteil sie sich nicht. • ' 

12* 
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ning in Ensisheim/ ) der Bisohof, die Landvogtei Hagenaii, 
der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen-Dags- 
bnrg, der Graf von T^iningen-Westerburg, der Freiherr von 
Fleckenstein, die Stadt Straßbnrg, die Ritterschaft. Protokoll B. 

A. U. E. G. 284. 

154. 7. März 1618. 

U. e. zu Molsheim; Berufungsschreiben dat. 18. Februar 
1618, auch an Weißenburg und Landau, B. A. TJ. E. G. 234. 
Münzordmuig. Abschied nicht erhalten. 

155. 12.^13. September 1621. 

U. e. zu Hagenau; Beruf ungsschreiben dat. 4. September 

1621. B. A. U. E. G. 235. Landsrettimg. Vertreten: der Bischof > 
die Landvogtei Ilagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die 
Stadt Straßburg, die Kitterschaft. Die beiden Leiningen haben 
sich entschuldigt. Abschied B. A. U. E. G. 235. 

156. 23. Auguist 1622. 

ü. e. zu Straßburg; Beruf ungsschreiben dat 13. August 1622. 

B. A. U. E. G. 236. Polizeiordnung. Vertreten: der Bischof, die 
Landvogtei Hagenau, der (iraf von Hanau-Tichtenberg, der Frei- 
herr von Fleckenstein, die Stadt Straßburg und die Ritterschaft. 
Abschied B. A. U. E. G. 236. 

157. 18. Oktober 1622. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 3. Oktober 

1622. B. A. U. E. G. 236. Getreide- und Münzordnung. Ver- 
treten: der Bischof, die Landvogtei Hagenau, der Graf yon 
Hanau -Lichtenberg, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. B. A. 
IT. E. G. 236. 

158. 31. JuH— 1. August 1623.^) 

U. e. zu Straßburg. Berufungsschreiben dat. 10. Juli 1623. 

Für diesen Tag gilt dasselbe, wie das p 187 Anna. 1 gesagte^ 

') Das Protokoll über die Beratungen trägt das Datum 31. Juli 

1922; sp&ter steht über einer Fortsetzung das Datum Dienstag, den 

1. August. Da aber im Jahre 1622 der erste August kein Dienstag ist, 

wohl aber im Jahre 1623, gehört der Abschied in das letztere Jahr. 
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Str. St. A. A. A. 1995. Münzordniing. Vertreten: der Bischof, 
die Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, d^r 
Freiherr von Fleckenstein, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. 
Abschied B. A. IT. E. G. 236. 

159. 9. — 11. Oktober 1623. 

U. e. zu Straßburg; Berufungsschreiben dat. 19. September 
1628. B. A. U. E. G. 235. Münzordnung. Vertreten: der Bischof, 
die Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
Graf von Leiningen-Westerburg, die Stadt Straßburg, die Ritter- 
schaft. Abschied B. A. U. E. G. 236. 

160. 6. — 11. Oktober 1624. 

U. e. zu Hagenau. Münz-, Fleisch- und Polizeiordnung. Ver- 
treten: der Bischof, die Landvogtei Hagenau, der Graf von 
Hanau-Lichtenberg, der Graf von Leiningen - Westerburg, die 
Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G. 236. 

161. 20. März 1625. 

ü. e. zu Hagenau. Landsrettung.- cf. Schreiben des Direk- 
toriums dat. 10. April 1625. B. A. U. E. G. 237 und Bericht der 
bischöflichen Räte an den Bischof über die Verhandlungen. 
Ebenda. 

162. 16. April 1625. 

U. e. zu Schlettstadt. Landsrettung. Ausschreiben dat. 5. 
April 1625. Kolmai'er Stadt-Archiv. Abschied nicht erhalten. 

163. 23.-24. April 1625. 

U. e. zu Schlettstadt. Landsrettung. Vertreten : der Bischof, 
die Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
(iraf von Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen-Wester- 
bnrg, der Freiherr von Fleckenstein, die Ritterschaft, die Mark 
Maursmünster. Abschied Kolmarer Stadt-Archiv. 

164. 12.-^13. August 1625. 

U. e. zu Straßburg. Landsrettimg und Münzordnung. Ver- 
treten: der Bischof, die l^ndvog-tei. Hagenau, der Graf von 
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Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straßburg, die Kitterschaft. Ab- 
schied. Str. St. A. A. A. 1986. 

165. 9. — 11. Oktober 1625. 

TT. e. zu Straßburg. Landsrettung. Vertreten: der Bischof, 
die Landvogtei Hagenau, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
Graf von Leiningen-Dagsburg, der Graf von Leiningen- Wester- 
buTg, der Freiherr von Fleckenstein, die Kitterschaft, die StMte 
Hagenau, Weißenbui^, Landau, Oberehnheim, Kosheim. Abschied 
B. A. U. E. G. 236. 

166. 18. — 20. November 1625. 

IT. e. zu Oberehnheim. Berufimgsschreiben dat. 5. Novemb. 
1625. Landesdefension. Instruktion für die Vertreter des 
Bischofs und Korrespondenz zwischen dem Direktorium und den 
Ständen nach dem 20. November. B. A. U. E. G. 237. Abschied 
nicht erhalten. 

167. 22.-24. April 1626. 

U. e. zu Straßburg. Benifungsschreiben dat. 31. März 1626. 
B. A. IJ. E. G. 237. Landesdefension, Münz- und Metzgerord- 
nung. Instruktion für die Vertreter des Direktoriums dat. 21. 
April 1626. B. A. U E. G. 237. Abschied nicht erhalten. 

168. 25. Oktober 1626. 

IT. e. zu Oberehnheim. Beruf ungsschreiben dat. 19. Sep- 
tember 1626. B. A. U. E. G. 235. Landesdefension, Ordnung 
der Maße imd der Münzen. Abschied nicht erhalten. 

169. 30.— 31. Mai 1627. 

IJ. e. zu Oberehnheim. Landesdefension. Vertreten: der 
Bischof, die Landvogtei, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der 
Graf von Leiningen-Dagsburg, der Graf von I^einingen-Wester- 
burg, der Freiherr von Fleckenstein, die Ritterschaft (Straßburg 
erklärt sich schriftKch.) Abschied. B. A. U. E. G. 237. 

170. 29. Oktober 1627. 

U. e. zu Stmßburg. landesdefension. Vertreten: der 
Bischof, Lützelstein, der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Graf 
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von Leiningen-Dagsburg, der Freiherr von Fleckenstein, die Stadt 
Straßburg, die Eitterschaft, die Städte Hagenau, Weißenburg, 
Landau, Oberehnheim, Rosheim. Abschied. Str. St. A. A. 
A. 1986. 

171. 7. März 1631.i) 

U. e. zu Molsheim. Berufungsschreiben dat. 18. Februar 
1631. B. A. TL E. G. 235. Münzoirdnung. Vertreten: der Bischof 
der Graf von Hanau-Iichtenberg, die Stadt Straßburg, die Eitter- 
schaft, die Städte Hagenau, Oberehnheim, Rosheim. Abschied. 
Str. St. A. A. A. 1986. 

172. 6. Dezember 1631. 

U. e. zu Straßburg. Polizeiordnimg. Vertreten: der Bischof,, 
der Graf von Hanau-Lichtenberg, der Freiherr von Fleckenstein, 
die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. ü. E. 
G. 235. 

173. Juni 1646. 

U. e. zu Straßburg (?). Gesindeordnung, cf. Schreiben des 
Direktoriums an die Ritterschaft dat. 22. September 1650. B. 
A. II. E. G. 238. Abschied nicht erhalten. 

174. 1. Mai 1649. 

TT. e. zu Straßburg. Gesindeordnung, cf . Instruktion für den 
Lützelsteinischen Bevollmächtigten dat. 30. April 1649. B. A. 
U. E. G. 240. Abschied nicht erhalten. 

175. 4. Januar 1650. 

ü. e. zu Straßburg. Beschwerden gegen die französische 
Regienmg. B. A. TT. E. G. 238. Abschied nicht erhalten. 

176. 28. Februar 1650. 

TT. e. zu Straßburg (?). Beschwerden gegen die französische 
Regienmg. B. A. U. E. G. 238. Abschied nicht erhalten. 

177. 17. November 1650. 

^) Diesen Tag nennt Reuss (L'Alsace etc. p. 282) irrigr den letz- 
ten während des dreissigjährigen Krieges. 
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U. €. zu Straßburg. Beruf ungsschreiben dat. 12. Kovember. 
B. A. U. E. 'G. 238. Polizeiordnuug gegen „streifende Parteien" 
und Gesindeordnung. Vertreten: der Bischof, der Graf von 
Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abt 
schied. Str. St. A. A. A. 1986. 

178. 26. Juni 1651. 

U. e. zu Straßburg. Erneuerung der Gültgüter. Vertreten: 
der Bischof, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straß- 
buig und die Ritterschaft. Abschied. B. A. U. E, G. 238. 

179. 30. Dezember 1651. 

ü. e. zu Zabem. Landesdefension. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, Lützelstein, Straßburg, die Ritterschaft. Ab- 
schied. B. A. U. E, G. 238. Vertagt auf 

180. 8. Januar 1652. 

U. e. zu Straßburg. Landesdefension. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, der Graf von Hanau-Lichtenben?, die Stadt 
Hagenau. Abschied B. A. U. E. G. 239. 

181. 28. März 1652. 

« 

U. e. zu Straßburg; Polizeiordnung gegen „streifende Par- 
teien." Vertreten : das Direktoriimi, der Graf von Hanau-Lichten- 
berg, die Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U. 
E. G. 238. 

182. 13. April 1652. 

U. e. zu Straßburg. Landesdefension. Vertreten: der 
Bisehof, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straßburg, 
die Ritterschaft. Abschied. B. A. U. E. G, 239. 

183. 21. September 1652. 

TT. e. zu Straßburg (?). Landesdefension. cf. Schreiben der 
Stände an den französischen Heerführer Durand. B. A. ü. E. 
G 239. Abschied nicht erhalten. 

184. 5- -8. November 1652. 

IT. e. zu Straßburg; Benifungsschreiben dat. 23. Oktober. 
B. A. U. E. G 239. Landesdefension, Gesindeordnung. Vertreten: 
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das Direktorium, das Domkapitel, Lützelstein, Hanau-Lichten- 
berg, Leiningen-Westerburg, Fleckenstein, Straßburg, die Ritter- 
schaft. Abschied B. A. U. E. G 238. 

185. 20.— 21. Februar 1653. 

U. e. zu Straßburg, Beruf ungsischreiben dat. 5. Februar 1653. 
B. A. U . E. G 240. Landesdefension. Vertreten : der Bischof, das 
Domkapitel, Lützelstein, Hanau-Lichtenbei^, Straßburg, Hagenau^ 
Schlettstadt, Oberehnlieim, Rosheim. Abschied B. A. U. E. G 240. 

186. 24.-25. April 1653. 

IJ. e. zu Straßburg. Landesdefension. Vertreten : der Bischof, 
das Domkapitel, Lützelstein, Hanau-Lichtemberg, Straßburg, Ha- 
genau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheini. Abschied B. A. U. 

E. G. 240. 

187. 30. März 1654. 

V. e. zu Willgottheini. Beratung über Maßregeln zur Ab- 
wehr -von Uebergriffen der Franzosen. Vertreten: der Bischof, 
der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Stadt Straßburg, die Ritter- 
schaft. Abschied B. A. ü. E. G 240. 

188. 18. Juni 1655. 

IT. e. zu Straßburg. Landesdefension und Polizeiordmmg. 
cf . Instruktion für die Vertreter des Bischofs, dat. 14. Juni B. A. 
ü. E. G 240. 

189. 8. Januar 1658. 

V, e. zu Straßburg. Berufungsschreiben, dat. 28. Dezember 
1657. B. A. IT. E. G 240. Landesdefension und Gesindeordnimg. 
Vertreten : das Direktorium, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die 
Stadt Straßburg, die Ritterschaft. Abschied B. A. U E. G. 
239. 
lÖO. 26. Juni 1663. 

IT. e. zu Straßburg. Berufungsschreiben dat. 4. Juni B. A. 

F. E. G 241. Abwehr französischer Uebergriffe, Emeiierung 
der Gültgüter, Münzordnung. Vertreten: der Bischof, das Dom- 
kapitel, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Mark Maurs- 
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münster, der Graf von Leiningen-Dagsburg, der Freiherr von 
Fleckenstein, die Landvogtei Hagenau, die Städte Straßburg, 
Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rbsheim. Abschied B. A. 
U. E. G 241. 

191. 6.-7. Aprü 1668. 

TT. e. zu Straßburg. Münzordnung. Vertreten: der Bischof, 
das Domkapitel, der Graf von Hanau-Iichtenberg, die Stadt 
Straßburg, die Stadt Hagenau. Abschied B. a! U. E. G 242. Ver- 
tagt auf 

192. 5. Juni 1668. 

IT. e. zu Straßburg. Münzordnung. Vertreten dieselben wie 
in No. 191. Abschied B. A. U. E, G 242. 

193. 18.— 19. März 1669. 

TT. e. zu Straßburg. Beruf ungsschreiben dat. 15. Februar 
B. A. T^. E. G 242. Münzordnung. Vertreten: der Bischof, da» 
Domkapitel, der Graf von Hanau-Lichtenberg, die Städte Straß- 
burg und Hagenau. Abschied B. A. U. E. G 242. 

194. Ende 1669. 

TT. e. zu Straßbiirg (?). Münzordnung, cf. Instruktion für 
die Vertreter des Bischofs dat. 25. Dezember und Schreiben an 
die bischöflichen Aemter dat. 28. Dezember. B. A. TT. E. G 242. 
Abschied nicht erhalten. 

195. 13. — 16. Dezember 1672. 

TT. e. zu Straßburg. liandesdefension imd Münzordnung. 
Vertreten: das Bistum, das Domkapitel, der Graf von Hanau- 
Lichtenberg, der Graf von Leiningen- Westerburg, der Freiherr 
von Fleckenstein, die Mark Maursmünster, die Stadt Straßburg, 
die Städte Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim. Ab- 
schied B. A. TT. E. G 242. 

196. 24. — 26. Januar 1673. 

TT. e. zu Straßburg. Münzordnung. Vertreten : der Bischof, 
das Domkapitel, der Graf von Hanau-Iichtenberg, die Mark 
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Maursmünster, die Städte Straßbiii^, Hagenau, Schlettstadt, Ober- 
ehnheim, Eoöheim. Abschied B. A. U. E. G 244. 

197. 20. Dezember 1680. 

U. e. zu Straßburg. Beratung, wie die während des dreißig- 
jährigen Kri^es gemachten Schulden abgetragen werden sollen; 
Ordnimg der Gültlieferung. Vertreten: der Bischof, Hanau- 
Lichtenberg, Straßburg. Abschied B. A. U. E. G 244. 

198. 4. Januar 1683. 

• U. e. zu Straßbui^. Vertreten : das Bistum, das Domkapitel, 
Hanau-Lichtenberg, Leiningen-Westerburg, Fleckenstein, Straß- 
burg, Hagenau, Schlettstadt, Oberehnheim, Rosheim und die 
Ritterschaft. Abschied B. A. U. E. G 244. 



Urkunden-Beilagen. 

I. 

Der Meister und der Rat der Stadt Straßburg fordern den 
Bischof von Straßbiirg auf, die Stände zu berufen. (B. A. ü. E. 
G 220). 

Dem Hoehwürdigen Fürsten unnd Herrn, Herrn Eraßmo 
Bischoflfen zu Straßpui^, unndLandtgrafen imElsaß unnsemi gne- 
digen Herrn Empieten wir Wolff Sigmundt Wormser der raeister 
und der Ehat zu Straßpurg unsem willigen Dienst. Gnediger 
Herr, wiewol nuhn in ein Jahr oder droyen kein sonder mißwachs 
der Kornfriichten in dißer Landtsort gewesen, (darmnb man auch 
dem Almechtigen Gott souil mehr dankbar sein sollte) nicht 
destoweniger so ist doch dieselbig von Jahr zu Jahren je lenger 
je mehr inn einen hohen Wert unnd unziemliche uff schlag gerathen, 
mehrerteils der Ursachen halben, das nicht allein in den nidern 
sonder auch in den nechst anstossenden landen mangell geweßen, 
derwegen unnd umb souU mehr die frucht auß dißer Landt^art 
verfüert worden. 

Nuhn haben wir souil an uns geweßen, allen möglichen fleiß 
fürgewendt solchen uffschlag zufürkommen imd den Markt zu er- 
halten, nit allein unsem burgern und den unsem, sonder dem 
gantzen Land (zu)^) guthem. 

Wann aber die theuwmng an andern Orthen nit nachlassen 
will,darumb die frucht desto mehr aus dissenLanndt verfüert unnd 
noch weyther betheurt würdt, daß also zu besorgen, wo nit zim- 
lichs insehens imd dausselb in gemein beschehe, das die Frucht 
zuuor und ehe man die Ernd widenmib erreichen mag, inn noch 
höhern imnd grossem uffschlag erwachsen und dardurch endtlichen 



*) „zu" fehlt im Original. 
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dahingerathen, das noch mancher armer Mann mit Weib unnd 
Kinden an den Bettelstab kommen müße. 

Wir auch in dem sonderlich bedenken, das nicht allein iif 
die so die Komfrücht erbauen uimd bey dißer theuwren Zeitt iren 
glitten Nutz schaffen, sonder auch uff die Rebleuth und andere, 
so sich (durch) irer Hand Arbeit emehren müssen zu sehen sein 
wolle. Neben dem^vir imns nochwol zu erinnern wüseen, imnd auch 
befunden, das bey wyland Bischoff Wilhehnen löblicher Gedecht- 
nuß unnd auch E. fl. Gn. Regierung in solchen theuwren Zeytten 
gemein nutzliche imnd glitte Lanndtsordnungen für genommen 
worden sein, wie die Rezeß und Abschied daßselbig genug^sam zu 
verstehen geben. 

So vememmen wir, das auch an andern Ortten jetziger 
theuren Zeitt halb, maß und Ordnungen fürgenommen, wie es mit 
verkauffung der Früchten soll gehalten werden. 

Solliche und dergleichen mehr Ursachen haben uns bewegt, 
das wir bey unns bedacht, es solle dem armen gemeynen Mann 
Volk nicht allein nutzlich, sonder auch hochnothwendig sein, das 
die gemeynen Landstendt diesses Bezircks in Under Elsaß gemein- 
lich miteynander gerathschlagt, sich auch endtlich verglichen und 
entschlossen, wie weythere theuwerung zufürkommen und wa« 
derenhalben für mittel imd Ordnung fürzimemen sein, dartzu wir 
unsers theils gern verhelffen wollten. 

ünnd haben deriiwegen nit underlassen wollen, E. fi. Gn. 
solch unser bedenken aufzuzeigen, der zuuersicht, es werden 
E. fl. Gn. zu dißem mal nit weniger denn zuvor unnd wie dem löb- 
liche Vorf am, genaigt sein, soUichem unrath souil möglichen mit 
2eytlichem Rhat zu begegnen, und demhalben bey der Rom. 
Kay. Mst. unsers allergnedigsten Herrn Landtuc^ imnd Rhäten 
zu Hagenauw, auch bey den G raffen (zu) Bitsch unnd Hanauw, 
der Ritterschafft unnd andern Oberkey tten disses l^nder-Ellsaß 
eine gemeyne Zusammenkunft zu befürdem, unnd danimb antzu- 
Suehen. 
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Wouer dann E. fl. Gn. sollichs für nutzKch und nothwehdig 
(wie wir nicht zweiffein) ansehen, seind wir nff deren guttbe- 
dünken erbittich selbst auch bey dem Herren Landtvuogt unnd 
Rhäten, auch bey den G raffen umb die zusammenkimft ansuchene 
zuthun. Hierüber E. fl. Gn. fürderliche Antwurt bittendt, unnd 
thun ims zu deren Diensten guttwilUg erbietten. 

Datum Mittwoch den XI. Nouembris anno 1562. 

II. 

Der Bischof Erasmus fragt bei den benachbarten Ständen 
an, ob die Berufung eines Tages notwendig sei. 

Konzept B. A. ü. E. G 220, mit der Adresse : an den Land- 
vogt in Hagenau imd mutatis mutandis an die Grafen zu Bitsch 
und Hanau. 

Eraßmus etc. 
Unsem freimdtlichen Gruß zuuor. Wolgeborener lieber ge- 
^rüwer. Nachdem die Frucht nun ettKche Jar hero in einen hohen 
Werd khommen, auch, für und für uffgeschlagen, haben wir hoff- 
nimg gehapt, diwyl sich vergangens Sommers alles getreyd in 
disser landarth uff dem veldt wol und spiyslich erzeigt, Es solle 
vergangene Ernd ein wolf eyle und zimlichen Abschlag mit bracht 
haben, wir werden aber täglich bericht, Nachdem in niderii und 
andern imibliegenden landen grosser mangel an frucht, das duidi 
allerhand unzimlichen gesuchten fürkauf f die frucht ußdisem land 
verfüertjdardurch merer uff schlag gerathen und zu besorgen seye, 
die werde im kauff so hoch steygen, das es dem armen gemeynem 
man zu großer Armut und verderbung gereychen möchte, darumb 
wir auch iiit unratsam achten, imd von ettlichen naxihparschafften 
derehhalben angemanet worden sind, gemeine nachparschafften 
(y^e bißhero in solchen und dergleichen nottwendigen lauen ge^ 
brauchlich geweßen) zusamen zubeschryben von wegen zii redeii 
und handien, wie solchen vorstenden lasten gemeiner landsdbafft 
zu glitt begegnet werden möcht. Diweyl aber solchs one Ewer 
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als T^andvogts von wegen der landtuogtey, audi der erhabeneu 
unser lieben Oheimen Jacoben, Grauen zu Zweyenbrücken, 
Herren zu Bitsch, Philipp^en, Graven zu Hanaw, beder Herren zu 
Lie<5htenberg etc. und anderer so mehrerteyls Oberkbeyt in disem 
Bezirk haben, mitbewilligung unerschießlich sein wurde, So haben 
wir nit wellen imderlassen, euch derenhalben auch zuersuchen, 
euwren willen und guttbedimken derenhalben zuuernemen, f runt- 
lich und gnedig begerend, ir wollent uns derenhalben euwer ge- 
mutt und meynung, ob euch also ein nachparlich zusammenkhom- 
men für ratsam und ir darbey zuerscheinen, ratschlagen und 
handien zu helffen bedacht weren bey dissem Bott/en zuschreyben, 
uns mit ussschrybung eines naehparlichen tags darnach haben 
zu halten. Das haben wir euch frunüicher genediger meynung 
nit wellen verhalten. 

Datum Zabem Samstags nach Martini anno 62. 

in. 

Einladungsschreiben. 
Konzept B. A. TT. E. G 220, gerichtet an das Domkapitel 
und mutatis mutandis auch an die andern Stände. 

Eraßmus etc. 
Unsem freuntlichen Gruß zuuor. Würdigen, wolgeborenen, 
lieben, andechtigen und treuen. Nachdem die Frucht nun etüiche 
Jar her in einen hohen werd khomen, auch für imd für iiffge- 
schlagen, haben wir gutte Hoffnung gehapt, diweyl sich vergan- 
gens Sonuners alle getreydt in diser Landart uff dem velt wol und 
reychlich erzeigt. Es sollte nechst vergangne ernd ein wolf eyle 
und zünmlichen abschlag mit bracht haben, wir verneihmen aber 
täglich, Nachdem in Nidern und andern umbligenden landen 
mangel an f nicht, das durch allerhand unzimlichen fürkauf f uff 
meerschatz von fremden und heimischen, die frucht uß dißem 
land verfüeren, dardurch zu besorgen merher uffschlag erfolgen 
und so hoch steygen werde, das es dem armen gemeins man (und 
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sonderlich den Mandtwerks- und Reblüthen, auch den taglenem 
und ires gleichen), so nit gebürlichs insehens beschehen sollt, 
zu grosser armutt und schwerer Hungersnott gereychen 
möcht, Derenhalben wir für uns selbs und uff anmanens etthcher 
unser genachparten Oberkeyten nit für unratsam geachtet, ge- 
meine Oberkeyten diß bezirks Under-Elsaß (wie hieuor in disen 
und dergleichen fällen gebreuchlich herkhomen) zusameii zu be- 
schreyben, Deßhalben gemeynlich zuratschlagen und zubedenken, 
wie solcher vorsteenden nott mit guttem Rath und Ordnung zu- 
b^egnen were, wie wir dazu ein tag f ürgenomen, Nemlich uff 
Mentag nach Sant Lucientag schierietkhommend gegen abent zu 
Straßbui^ an der Herberg und nachuolgends tags früe in euer 
Capitelstuben beyeinander zu erschynen, danion zuhandlen und 
ratschlagen. Deßhalben ist auch imser gnedigs begeren, ir wel- 
lent gemeiner landschafft zu nutz und guttem iemandt der euern 
auch darzu ordnen mit beuelch, daruon reden, ratschlagen und 
schließen zu helff en, wie ir onezweiff el für euch selbs wol geneigt 
seind, und wir andere gemeine oberkeytten diß Lands gleicher- 
massen beschriben haben. Das weiten wir euch fnmtlicher mey- 
nung nit verhalten. Datum Zabern an Sant Andrestag anno 62. 

IV. 

Rechnungsbericht 

der Stadt Straßburg über die Einnahmen und Ausgaben für die 

Landsrettung in den Jahren 1580 — 1583. 

Verzeichnuß aller Innohm so von wegen der Landsrettung 
imd vermög deswegen im Febniario anno 1580 uffgerichten Ab- 
schidts in die Stadt Straßburg erlegtt worden. 

Von wegen der Statt Oberehnheim für ir angebür crafft 
vorgemelten Abschidts den 17. Martü gemelts 80ten Jars 121 Gld. 

V(Mi wegen der Statt Hagenaw Mittwoch den 23ten Martii 
anno 80 . . ... . - . . ..... 228 Gld. 
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Von wegen des Hoch würdigen unsers Gm Fürsten und 
Herrn des Bischoffen zu Straßburg und s. fl. Gn. Thum-Capitul 
allhie den 24ten Martü . 2000 Gld. 

Von wegen der Statt Roßheim den 28ten Martii . 63 Gld. 

Von wegen der Landuogtey Hagenaw den 31. Martii 900 Gld. 

Von wegen der Herrschaft Weylerthal den 31ten Martii 

200 Gld. 

Von wegen der Ritterschaft im Under-EUsaß den 7ten Aprilis 

360 Gld. 

Von wegen des wolgebomen Herrn, Herrn Phillippen, 
Grauen zu Westerburg den 2ten Aprilis 66 Gld. 

Von wegen der Statt Schlettstatt den 3ten Aprilis 170 Gld. 

Vpn wegen Fleckenstein den 17ten SeptembriB anno 80 

62 Gld. 

Von wegen beider Grauen zu Hanaw und Herren zu Liech- 
tenberg den lOten Martii anno 81 1040 Gld. 

Von wegen der Statt Straßburg für ir angebür . 1600 Gld. 

Slinaina aller Innome 6810 Gld. 

Verzeichnuß der Anßgaben so durch eines Erb. Rhats der 
Statt Straßburg Verordnete von wegen der Landtsrettung zu ITn- 
derhaltimg des Obristen, Rittmaister, Kriegs-Rliät, und inn an- 
dere Weg be^chehn. 

Item für die Kist dem Schreiner zu machen geben den 16te!n 
Martii anno 80 2 Gld. 12 Batzen. 

Item dem Schlosser dauou zu ^schlagen geben lauth zeduls 

No. 1 7 Gld. 772 Batzen. 

. Item für drey Malschloß in des Herrn Geigers Laden ka,uift 
den 13ten Miii amia 80.^) 

Item Rudolf f Meyer Georgen von Windecks Schaffnern 
bezalt 1 Gld. 3 Batzen. 

Geliffert Herrn Georg Cimtzmanns seligen Substituten 

M Die Summe fehh, ist auch beim ResuUat nicht in Betracht 
gezogen. 

13 
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in 842 Printzischen thalem und sechs Miinchsköpffen, 
Donnerstag den 20 Aprilis anno 81 für ermelts Junkern Dienst- 
geltt uff Ostern ^melts Jars verfallen, lanth zednls No. 2 zu 
15 Batzen 480 Gld. 

Dem wolgebornen Herrn, Herrn Johann Thiebolden, Frey- 
herm zu Hohen Saxen als in der Landsrettung zugeordnetem 
Kriegsrath geben für sein Jar Dienstgeltt uff Ostern 81 verfallen 
200 Thaler zu 18 Batzen den 6. Mali anno 81 lauth quittung No. 8 

240 Gld. 

Item Hanns Friedrichen von Cronenberg betzalt für sein 
Jar Dienstgeltt der Rittmeister Bestallung, ime den 24ten Junü 
anno 81 verfallen. Empfing Theobaldus Kips, Hans Conrad 
Penseis in dem Lands]:)erger Hoff Schaffners Substitut, Sanibstag 
den 14ten Junü anno 81, lauth Quittung No. 4. ! . . 480 Gld. 

Sarabstag den 4ten Novembris uff die den ersten desselben 
erg'angene Erkhandnuß geliffert Jacob Bösinger dem Kürsner von 
wegen Herr Georg Streitten Zinßmeisters zu Hagenaw, Innamen 
Hans Heinrich von Heideck für sein Dienst gelt uff Johannis 
Baptiste 81 zu 15 Batzen vennög quittung No. 5 . . 200 Gld. 

Item zalt des wolgebomen Herrn Hans Thiebolten von der 
Hohen Sachsen Dienern Hans Heinrich Freyen den 22. Martii 
anno 82 für sein Dienstgeltt uff Ostern gemelts Jars lauth quit- 
timg No. 6 240 ( Jld. 

Item Euchario Bawman für sein Jar Dienstgeltt uff ^lar- 
tinii 81 verfallen geliffert. Empfing Andres Spillmarfier den 5ten 
Aprilis anno 82 lauth der Quittung No. 7 200 Gld. 

Item Georgen von Windeck ist erlegt für sein Jar Dienst- 
gelt uff Ostern 82 verfallen durch bede geordnete Herrn Dauid 
Johann und Herrn Lichtensteiger Montag den 21. Mai anno 82 
lauth quittung No. 8 .480 Gld. 

Item zalt dem Herrn Probst zum alten Sanct Peter, Empfing 
Hanns Haaß von wegen Hanns Heinrich von Heydeck für seüi 
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Jar Dienstgelt iiflF Johannis Baptiste 82 verfallen lauth der quit- 
tung No. 9 200 GM. 

Uff Hanns Conrad Pensei des Schaffners im Landsperger 
Hoff ansnchen zahlt seinem Schreiber innamen Hanns Fridrichen 
von Cronenburgs in teysein Hartman Becken des Jimkern Schrei- 
bers lanth empfangener qnittnng No. 10 Freitag den 6. Juli anno 
82 für sein Jar Dienstgelt uff Johannis gemelts Jars . 480 Gld. 

Item Philips Ludwigen von LIanaw den 21 Juli anno 82 
für zwey Jar verfallen Dienstgelt uff Ostern 81 und 82 Jedes 
Jar thut 400 (Ud. 

Lauth quittung No. 11 Empfing Benedict Bürckel von Dur- 
lach Diebold Petermans (lainalen entlehneter Schreil)er.^) 

Item Hanns Ulrich Pottel seliger hat vor seini tödtlichen 
Abgang geliffert, Herr Hanns Thiebolten Freyherrn zu Hohen 
Sachsen Diener, den 9. Januarii anno 83 für das Dienstgelt im 
erst uff Ostern hernach verfallen, lauth Quittung und desselben 
Subscription No. 12 240 Gld. 

Item Hans Fridrichen von Cronenburg Rittmeistern seindt 
erlegt für seine besoldung uff Johannis Baptiste dieses 83ten 
Jars verfallen den 6ten Juli gemelts Jars lauth quittung No. 18 

480 Gld. 

Martin Hartman betzalt, empfing er von wegen Ck^orgen 
von Windecks für sein besoldung, so ime uff Ostern nechst ver- 
8ch innen verfallen, vermög seiner quittung No. 14 den 1. Junii 88 

480 Gld. 

Item Euchario BaA\aiian erleg-t, so im uff ^lartinii anno 82 
verfallen, vermc^ quittung No. 15, Empfing Andres Spillmachers 
Substitut Freitag den 5. Julii 83 200 Gkl. 

Philipe LudAvigen von Hanaw geben, so ime uff Ostern 88 
zu Dienstgelt verfallen, lauth quittung No. 16 Sambstag, den 6. 
Julii ermelts Jars 200 Gld. 



^) Die Suninie fehlt, ist auch beim Resultat nicht in Betracht 
gezogen. 



t:i* 
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Item Hanns Heinrichen von Heideck der Landuogtey Hage- 
naw geordneten Kriegsraht für sein Wärttgelt uff Johannis Bap- 
tißte jüngst verfallen, geliffert lauth seiner quittung No. 17 
Zinstag den 9ten Jiilii 83 200 ftld. 

Mehr ime geliffert vermög seiner damit iibei^ebenen Rech- 
nung No. 18 ......... 19 Gld. 13 Batzen 1 ^ 

Snmma aller Ußgab wegen der Landsrettung ist 

5231 Gld, 5V2 Batzen 1 ^. 

Dagegen ist die Smnma aller Innohm . . . 6810 Gld. 

Wann nun die Außgabe von der Innohm uffgehoben und 
abgetzogen wiirt, So ist mehr ingenomen dan außgeben 

1578 Gld. 9 Batzen V /^ Kreutzer. 

V. 

Münz-Wardinen-Eid, festgestzt auf dem Ständetag am 5. 
Juni 1668. 

Die Wardinen sollen geloben imd schwöhren einen leibl. 
Aydt zu Gott und auff daß heyl. Evangelium, daß Sie dieses Nie- 
derelsässischen bezirklis jetzt und ktinff tige Müntzedikta und Ord- 
nungen souil dieselbe Sie berühren, steeth und vöst halten, auf 
erforderen ohn verzüglich, auch ie zuweillen ohnerf ordert auff der 
Müntz bey dem einsetzen und gießen erscheinen, alle Werkh, es 
seyen dieselbe von (loltt oder Silbern Müntz Sorten, pagamenten, 
oder wie daß nahmen haben mag, auffzeichen, die Proben davon 
nehmen, auch die Ciepräg nach des Reichs Pfennig*, Markh oder 
Loth auffzeichen, wägen und wie ein jedes Markh oder Post 
sich befindet, Ihren Herrschaften oder deren zu der Müntz ver- 
ordneten diirch gewohnliche Probzedul anzeigen, auch die Proben 
denenselben ieder Zeit einlüffem, und sobalden ein iedes Werkh 
geprägt, die Eysen (wofern sie Ihnen anvertrawt) widerumb zu 
Ihrer 1 lerrschaf f ten Händen lüffem, auch bestes Fleißes ver- 
hiethen wollen, daß mit solchen Eyßen änderst nichts gehandelt 
werde, dann waß die obberührte Ordnungen Inhalten und mit 
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sich bringen; Sie sollen nnd wollen auch mit denen ^lüntz-Mai- 
stern und Müntzg^sellen kheine besondere heimbliche Abredt 
noch Verständtnns, auch mit den Müntzherrn oder Miintzniai- 
stem weder theil noch gewinn in allem, daß die Münt;^ berührt, 
haben, auch khein (leschenkh oder Muth wie man die erdenkhen 
möchte durch Sich oder Jemandt anders von Ihrentwegen em- 
pfangen oder nehmen lassen, noch ichtwas handien, oder vomem- 
ben, daß in einigen weege obberührten Müntzordnungen zuewider 
und abrührig sein mag, alles getrewlich und ohne Gefährdte. 
B. A. U. E. G. 242. 

VI. 

Münz-Meister-Eid, 

auf demselben Tage wie No. V festgesetzt. 

Die Müntzmeister sollen geloben imd schwehren einen leib- 
lichen A^'dt zu Gott und auff daß heyl. Evangeliiun, daß Sie vor- 
derist alles daßjenige, waß fromme, redliche und getrewe Müntz- 
meister von Ehren, Ambts, Pflichten, Gewohnheit oder Wol- 
standts wegen Ihren Müutzherren zu thuni schuldig, wiirkhlich 
vollbringen und erstatten, absonderlich aber dieses XJnderelsäs- 
sischen bezirkhs ietzt und künfftigeMüntz-Edict^ und Ordmmgen, 
souil dieselbe sie berühren, vöst halten, von Ihren Hen^sehaften, 
die sie bef^telt, nicht weichen oder abschieden, es seyen dann zuuor 
alle Wärkh, so sie gemüntzt, auf der gemeinen Probation pro- 
birt, imd Sie auch mit guttem Willen durch ihre HerrschaflFten 
geurlaubt und Ihrer gethanen Pflichten erl^edigt worden, und ob 
sie in ihrem Müntzen etwas gefählt, darfür genuggethan haben; 
daß Sie auch kheine andere Müntzen, alß in obangeregten Ab- 
schieden und Ordnungen begriffen, schlagen, weniger dieselbe 
durch sich oder Jemandts änderst nicht ärgern, oder ringera 
wollen, noch mit denenjenigen, die sich solches in einigen weeg 
understehen wolten, weder Theil noch gewinn haben, deßgleichen 
mit denen Wardinen und Müntzgesellen keinen Vertrag oder 
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Geding, die obberührten Edicteii und deß heyl. Reichs Ordnung^i 
in einigen weeg zuwider sein niüchten, heim blich oder öffentlich 
bereden oder njachen, Sondern alles daß, so zu Ilandthaab- und be^ 
kräfftigung obenerwähnten Ordnungen dienen mag, mit allem 
Fleiß befürdem und vollziehen helfen, wollen, getrewlich und 
ohne (jefehrdte. 

B. A. l^ E. G. 242. 

VII. 
Die Stände- Abschiede. 

Die äußere Form der Abschiede imd die Art ihrer Abfassung 
ist bis zum Schluß der Institution dieselbe geblieben, wie zu An- 
fang: sie stellen die Publikation der Ständebeschlüsse dar. Des- 
halb beginnen sie stets mit einer Kundmachung: „Kund und zu- 
Avissen sei männiglich," oder auch nur „Zuwissen." Dann wird 
wie im Ausschreiben die Bern fung der Stände eingehend begrün- 
det; hierauf folgen die einzelnen Beschlüsse. Nach diesen steht 
entweder die Beurkundungsfonnel und die Datierung, oder die 
Liste der vertretenen Stände.^) Bezüglich der Reihen- 
folge der Beurkundungsformel und der Präsenzliste hat sich 
eine bestimmte Praxis nicht ausgebildet, die erstere steht 
unterschiedslos bald vor, bald nach. Die Beurkundiu^s- und Da- 
tierungsformel dagegen sind nie getrennt; die erstere fehlt sehr 
oft vollständig. 

Die Beurkundung erfolgt durch Unterschreiben und Be- 
siegeln: ^jDessen zu wahrem Urkhimdt undt Zeugnuß haben die 
anwesende Herren, Räthe undt Alogesandte diesen Vergleich undt 
Abschiedt eigenhändig underschrieben imdt mit ihrer pittschaff- 
ten verwahrt." Die Besiegelung gescliieht in der Weise, daß beide 
Enden der Schnur^ mit der der Abschied geheftet ist, unter die 
Siegel konunen; reicht für die Unterschriften und die^ Siegel eine 



4 



M Nicht selten sind auc-li die einzelnen Vertreter namentlich 
aufgeführt. 
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Seite nicht aus, so liegt das eine Ende unter den Siegln der 
einen, das andere unter denen der andern Seite. Die Schnur be- 
steht regelmäßig aus weiß-roter Seide. 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen über die Abschiede 
möge ein Muster folgen.^) 

„Zuwissen. Nachdem bißhär ettliche verschinen Jar über 
uß Gottes gnaden in dißer I^andsart kein sonderer miss wachs 
der Kornfrüchten erschinnen, damiocht alle getreydt im Kauflfen 
für und für gestigen, auch wiewol die Somen sich verschinens 
Sonmiers im veldt also wol und P&ychlich erzeygt haben, das 
meingklich zu hoffen gehapt, die dazimial künfftig, aber 
jetzt nechst verschiennene Emd solte ein ansehnlichen 
Abschlag und wolfeile bracht haben, wie auch die so voll- 
kommenlich gerathen, deß wir dem Allmechtigen Gott dammb 
billich dankbar sein sollen. So hat man doch bißhäre nit 
allein kein abschlag sonder mehrere und weuthere theuerung und 
uffschlag gespürt, welcher sonder Zweifel mehrerteils uß dem un- 
ge])ürlichen hochbeschwerlichen fürkäuff uff merschatz und so- 
licher TJimordnimg, das die fruchten nach jedes gefallen hien 
und wider im laiid uffkaufft und nitt zu ordenlichen offnen 
Märkten, sonder im land verkauf ft, imd hernach nach jedes Ge- 
legenheit durch imgewonliche weg unxi wasserfare verfürt werden, 
geursaeht. Daruß für und für größere theuerung also zu besorgen, 
das dem gemeinen Man mit Weyb imd Kinden höchster trang 
und treffenliche Hungersnoth eruolgen wurde. Das die Oberkey- 
ten diß lands IJnder-Elsaß zwischen dem Hagenauwer Forst und 
dem Eckenbaeh zu end dißes abscheyds gemeldet zu Hertzen ge- 
füert und solchen beschwerden mit Rath zu begegnen, sich uff 
heut dato nachuolgender Ordnung gebott und verpott, wie hieuor 
im 1552ten Jar auch beschehen, mit ringer enderung entschlossen, 



V) Ich habe diesen Abschied gewählt mit Rücksicht auf die 
ürkundenbeilagen I, II. und III. Leider fehlt gerade darin die Be- 
urkundunufsfonnel. 
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auch darüber ernstlich zu halten vereinigt haben, in maßen nach- 
uolgt, Zum ersten etc. (folgen die Beschlüsse). Und sind diß die 
Oberkeyten, von denen oben, ileldung beschicht. Nemlich (folgt 
die Präsenzliste). 

Beschehen zu Straßburg, am fünfzehnden tag des monats 
Decembris, nach Christo unsers lieben Herren und seligmachers 
gepnrdt im XV C zwey und Sechzigsten Jare. 

Exkurs. 
Die Entstehung des ersten elsässischen Landfriedens. 

Durch Beatus Rhenamis ist uns eine elsässische Landfrie- 
densurkunde überliefert, die schon zu den verschiedensten Er- 
örtenmgen Anlaß gegeben hat. Sie ist gedruickt bei Waitz, in 
seinen „Urkunden zur deutschcfn Verf assungsgeschichte,"^ ) zu- 
letzt bei Weiland, Constitutione« I, No. 429. 

An der Echtheit des Stückes hat seit Kluckhohn,^) dem es 
aus inneren Gründen imecht zu «ein scheint, und Egger t,^) der 
sich jenem anschließt, niemand mehr gezweifelt. Ueber die Inter- 
pretation der Friedensbestimmungen herrscht keine Kontroverse; 
eingehend haben darüber Goecke**) imd. Herzberg-FränkeP) 
gehandelt. Wohl aber sind die Ansichten verschieden über die 
Zeit, in der dieser Frieden geschlossen ist. Goldast setzt üin 
willkürlich ins Jahr 1051, ihm folgen, alle bis auf Strobel und 
Giesebrecht. Zum erstenmal tritt dieser Ansicht Waitz entgegen®) 
indem er diesen elsässischen Landfrieden in dieselbe Zeit verlegt, 
in der in Schwaben, Franken und Bayern ein ähnliches Abkommen 
geschlossen worden ist, ungefähr ins Jahr 1094. 

*) 2. Auflage. Nr. 13. 

*) Geschichte des Gottesfriedens. S. 67. 

^) Studien zur Geschichte der Landfrieden. S. 22. 

*) Die Anfänge der Landfriedensaufrichtungen in Deutschland. 
S. 34 ff. 

*) Die ältesten Land- und Gottesfrieden in Deutschland, in den 
Forschungen zur deutschen Geschichte, Bd. XXIII, S. 149 ff. 

^) Urkunden etc. S. 34 und 35. 
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Die Gründe, die er für seine Ansicht anführt, sind heute 
allgemein anerkannt. Es ist kaum denkbar, daß in der Mitte des 
11. Jahrhunderts in Deutschland ein© Landfriedenseinigung be- 
schworen worden sei, die den Grottesfrieden vollständig in sich 
aufgenommen habe. 

Andrerseits kommen einzelne' Ausdrücke des Landfriedens in 
Urkunden der Bischöfe Otto imd Cuno von Straßbui^ aus dem 
Ende deis 11. und dem Anfang des 12. Jahrhundert« vor.-^) 
Die von Waitz angeführten Ausdrücke kommen verschiedene 
Mal in Urkunden der beiden Bischöfe vor : aliis suae comparitatis 
findet sich Grandidier, Histoire d'Alsace LE, p. 171 No. 516, Str. 
U. B. I, p. 58 No. 73, ceterique eorum comparitatis 
homines Str. U. B. I, p 54 No. 65; quanto iuniores tanto ne- 
gügentiores findet sich Str. U. B. I, p. 53 No. 65, Grandidier II, 
p. 170. Eine weitere Uebereinstimmung findet sich in der L^r- 
kunde Str. U. B. I, p. 50 No. 60 : cum suis palatinis p r i - 
m a t i b u s rite confirmante. Endlich kommt in einer Ur- 
kimde Ottos (Str. ü. B. I, p. 49. No. 58) die sonst nur selten ge- 
brauchte Bezeichnung „siclus" für eine Münze vor, die auch in 
der Landfriedensurkunde als Wertmaß gebraucht wird. 

Ijassen diese LTebereinstimmungen darauf schließen, daß 
diese Urkunden und der Landfrieden zu derselben Zeit entstanden 
sind, so dürfen wir wohl auch behaupten, daß der Bischof von 
Straßburg dem Landfrieden nicht femgestanden hat, ja daß die 
Landfriedensurkunde aus seiner Kanzlei stammt. 

Wie verhält es sich aber mit der Bezugnahme auf den Papst 
1^0 IX. am Schlüsse des Landfriedens, die alle früheren For- 
scher veranlaßt hat, den Abschluß des Friedens in dessen Zeit, 
also um 1050, anzusetzen? Waitz erklärt sie dadurch, daß „man 
auch später auf eine von Leo IX. ausgegangene Bestätigung des 
Gottesfriedens gerade im Elsaß Rücksicht zu nehmen geneigt seiu 



*) Waitz a. a. O. p. 35 hebt die betreffenden Stellen hervor. 
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mochte/'^) Er iiiemt offenbar, man wollte dem Frieden grö- 
ßeren Nachdruck verleihen dadurch, daß man darauf hinwies, daß 
ein ahnliches Abkommen die Bestätigung Leos IX., des Elsässers 
auf dem päpstlichen Stuhle, gefunden hatte. Diese Erklänmg er- 
scheint mir jedoch unzulänglich, da es durchaus in jener Zeit 
nicht allgemein bekannt war, daß Leoe Heimat das Elsaß war; 
wenigstens kennt kein elsässischer Chronist, nicht einmal der 
Verfasser der Weißenburger Annalen, der der Zeit Leos nahe ge- 
standen hat, ihn als Elsässer von Geburt; für alle ist er nur der 
ehemalige Bischof von Toul. 

Die Bezugnahme auf Leo IX. kann daher nicht ihren Grund 
darin haben, daß irgend ein Gottesfrieden durch ihn bestätigt 
worden war. Die Erklärung dafür liegt viel näher und ist be- 
deutend natürlicher. 

Unser Landfrieden hat etwas Eigentümliches, er ist der 
einzige in seiner Art: er stellt eine Vereinigung der Ideen dea: 
treuga dei, die in der Mitte des 11. Jahrhunderts in Frankreich 
allgemein vertreten wurden, und derjenigen der Landfriedensbe- 
wegimg dar, die in den 80er Jahren desselben Jahrhunderts in 
Deutschland einsetzte. Schon Herzbei^g-Fräiikel hat einen deut- 
lichen Anschluß der Bestimmungen unseres Fri^ens an djie 
französischen Synodalakten aus der Mitte des 11. Jahrhunderts 
festgestellt. „Die Nachbarschaft Frankreichs macht sich gel- 
tend.''^) Wie soll man jedoch diesen Einfluß Frankreichs am 
Ende des 11. oder ini Anfang des 12. Jahrhunderts erklären, in 
einer Zeit, wo in Frankreich die ganzen Gottesfriedensbestrebim- 
gen im Niedergang begriffen imd nahe daran waren, vollständig 
im Sande zu verlaufen? 

Die nächstliegende, imd schließlich die eiazige mögliche An- 
nahme ist die, daß den elsässischen „primates^^ und „conprovin- 
ciales" bei Abschluß unseres Friedens als Modell eine in früheren 



^) a. a. O. p. 35. 
*) a. a. O. p. 153. 
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Jahren beschlossene elässische treiig*a dei diente, die durch den 
Papst Leo bestätigt worden war. Kichts steht der Annahme iin 
Wege, daß zn einer Zeit, in der in Frankreich die Wogen der 
Gottesfriedens-Bewegimg so hoch gingen, die Ideen, die man auf 
den französischen Konzilien so eifrig vertrat, auch über den 
Wasgau kam^i, daß sie durch den Papst selbst, der jener Bewe- 
gimg nahe stand, (cf. z. B. die Urkunde J^os vom 11. Januar 1051 
bei Chifflet: Hist. de Toumus, in der I^eo Bestimmungen über 
die treuga dei trifft) ins Elsaß verpflanzt wurden und hier eine 
treuga dei in die Frucht trieben, <üe durch Leo, weil sie durch 
seinen Einfluß hauptsächlich zustande gekommen war, bestätigt 
wurde. Diese benutzten die elsässischen Fürsten als Vorlage, als 
sie sich zum Abschluß unsers Landfriedens zusammen taten; die 
iiähei-e Datierung desselben ist meines Erachtens immöglich, alle 
Versuche dazu beruhen auf Hypothesen. Wir können mit Be- 
stirmutheit nur sagen, daß er um die Wende des 11. imd 12. Jahr- 
hunderts entstanden ist. 
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